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Zusammenfassung 

Die Bundesregierung erstattet den gesetzgebenden Kör- 
perschaften des Bundes gemäß § 160 Abs. 2 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) folgenden Bericht 
über die Wirkungen der Instrumente zur Sicherung von 
Beschäftigung und zur betrieblichen Prävention. 

Die selbstbestimmte Teilhabe schwerbehinderter Men- 
schen am gesellschaftlichen Leben und am Arbeitsleben 
ist das Ziel der Politik der Bundesregierung. Denn Arbeit 
ist für behinderte wie für nicht behinderte Menschen ein 
wesentliches Element gesellschaftlicher Teilhabe. Daher 
setzt sich die Bundesregierung nachdrücklich für eine 
verstärkte berufliche Integration von Menschen mit Be- 
hinderung ein, vor allem auch für eine berufliche Tätig- 
keit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Dies entspricht 
auch der Aussage des Koalitionsvertrages vom 11. No- 
vember 2005, wonach die berufliche Integration von 
Menschen mit Behinderungen intensiviert werden soll. 
Um dieses Ziel zu erreichen gilt es, die Beschäfti- 
gungschancen behinderter Menschen konsequent zu ver- 
bessern. Hier wurde Einiges erreicht: 

- 2005 waren rund 914 000 schwerbehinderte und 
gleichgestellte behinderte Menschen auf dem allge- 
meinen Arbeitsmarkt beschäftigt. 

- Die Zahl beschäftigter schwerbehinderter Menschen 
ist von 2003 bis 2005 um 1,2 Prozent gestiegen, die 
Zahl der beschäftigten schwerbehinderten Frauen um 
4 Prozent. 

- Die Zahl der besetzten Pflichtarbeitsplätze hat sich seit 
2001 um über 4 Prozent erhöht; die Beschäftigungs- 
quote ist von 3,8 Prozent auf 4,2 Prozent in 2005 ge- 
stiegen. 

Diese Entwicklung zeigt, dass Arbeitgeber in steigendem 
Umfang bereit sind, schwerbehinderte Menschen zu be- 
schäftigen. Die bestehenden gesetzlichen Instrumente zur 
Förderung der Beschäftigung schwerbehinderter Men- 
schen wirken. Daher besteht kein Anlass, die Beschäfti- 
gungspflichtquote von derzeit 5 Prozent für Arbeitgeber, 
die mindestens 20 Arbeitsplätze haben, zu verändern. 

Gleichwohl ist festzustellen, dass es 2005 über 
32 000 Arbeitgeber gab, die ihre Beschäftigungspflicht 
nicht erfüllt haben und keinen einzigen schwerbehinder- 
ten Menschen beschäftigten. Zwar ist ihre Zahl in den 
letzten Jahren gesunken, dennoch gilt es darauf hinzuwir- 
ken, dass sich möglichst wenig Arbeitgeber ihrer gesell- 
schaftspolitischen Pflicht gänzlich entziehen. Das Bun- 
desministerium für Arbeit und Soziales prüft daher, ob 
die Einführung einer erhöhten Ausgleichsabgabe für be- 
schäftigungspflichtige Arbeitgeber, die keinen schwerbe- 
hinderten Menschen beschäftigen, sinnvoll ist. 

Die Gesamtarbeitslosigkeit sinkt seit 2006 während die 
Arbeitslosigkeit schwerbehinderter Menschen erst seit Ja- 
nuar 2007 abnimmt. Die Arbeitslosigkeit schwerbehin- 
derter Menschen entwickelt sich also weniger positiv als 
die allgemeine Arbeitslosigkeit. Daneben ist festzustel- 
len, dass Integrationsfachdienste bislang nur in sehr ge- 
ringem Umfang von den Arbeitsagenturen, den Arbeits- 


gemeinschaften und den zugelassenen kommunalen 
Trägem mit der Vermittlung arbeitsloser schwerbehinder- 
ter Menschen beauftragt wurden. Die Beteiligung der In- 
tegrationsfachdienste an der Vermittlung schwerbehinder- 
ter Menschen ist zu verbessern. Das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales wird daher Gespräche mit der 
Bundesagentur für Arbeit, den kommunalen Spitzenver- 
bänden und den Ländern führen, um die bestmögliche 
Unterstützung schwerbehinderter Menschen durch die 
Träger der Arbeitsverwaltung zu erreichen. 

Es hat sich zudem gezeigt, dass es für schwerbehinderte 
Menschen, deren Leistungsfähigkeit an der Grenze zur 
Werkstattbedürftigkeit liegt und die einen besonderen 
Unterstützungsbedarf haben, lediglich in den Integra- 
tionsprojekten eine bundesweit einheitliche Förderstruk- 
tur mit einem betrieblichen Ansatz gibt, ln dem Bericht 
werden einzelne Modelle der so genannten unterstützten 
Beschäftigung dargestellt, die deutlich zeigen, dass be- 
triebliche Maßnahmen zu hohen Eingliederungserfolgen 
führen, wenn die schwerbehinderten Menschen die dafür 
erforderliche individuelle und betrieblich orientierte Un- 
terstützung bekommen. Das Bundesministerium für Ar- 
beit und Soziales prüft daher, einen gesetzlichen Förder- 
rahmen für unterstützte Beschäftigung zu schaffen. 

Die Initiative „Job - Jobs ohne Barrieren“ leistet einen 
wichtigen Beitrag, um Arbeitgeber zu motivieren, 
schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen. So wurden 
seit September 2004 41 Projekte in allen Regionen 
Deutschlands durchgeführt. Mehrere tausend Unterneh- 
men wurden über die Ziele der Initiative informiert. Zahl- 
reiche Informationsveranstaltungen sprachen ein großes 
Publikum an. 

Die Initiative „job - Jobs ohne Barrieren“ soll daher fort- 
geführt werden. Dabei bleiben die drei Schwerpunkt- 
themen (Ausbildung, Beschäftigung und betriebliche 
Prävention) erhalten. Es sollen aber die Übergänge zwi- 
schen den verschiedenen Phasen des Erwerbslebens (z. B. 
von der Schule in die Ausbildung und von der Ausbil- 
dung in den Beruf) unter dem Motto „job organisiert Brü- 
cken“ stärker berücksichtigt werden. Außerdem soll die 
Initiative auf weniger, aber großflächigere Projekte kon- 
zentriert werden. Schließlich wird das Programm 
„Job4000“ zur besseren beruflichen Integration besonders 
betroffener schwerbehinderter Menschen, mit dem indivi- 
duelle Arbeitsplätze konkret gefördert werden sollen, als 
Aktivität in die Initiative eingebunden. Indem künftig Ar- 
beitgeber sensibilisiert und gleichzeitig Arbeitsplätze 
finanziell gefördert werden, leistet die Bundesregierung 
einen nachhaltigen Beitrag zur Beschäftigung schwerbe- 
hinderter Menschen. 

1 Die Politik der Bundesregierung 
für behinderte Menschen 

Mit dem SGB IX, dem Behindertengleichstellungsgesetz 
und dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz haben 
Bundesregierung und Gesetzgeber modernes und bürger- 
nahes Recht für behinderte Menschen geschaffen. Nichf 
mehr Fürsorge und Versorgung sfehen im Miffelpunkf, 
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sondern die selbstbestimmte Teilhabe am gesellsehaftli- 
ehen Leben und am Arbeitsleben sowie die Beseitigung 
der Hindernisse, die der Chaneengleiehheit behinderter 
Mensehen entgegenstehen. Diese neue Politik ist für die 
behinderten Mensehen ganz konkret spürbar: 

- Mit dem dureh das SGB IX eingeführten Persönliehen 
Budget haben behinderte Mensehen ab dem 1 . Januar 
2008 einen Reehtsansprueh auf Geldbeträge oder Gut- 
seheine für die ihnen zusfehenden Leistungen. Bis da- 
hin ist das Persönliehe Budget eine Kann-Leistung. 
Die behinderten Mensehen können damit auf Wunseh 
den Einkauf von Leistungen selbständig regeln. Um 
die Inanspruehnahme des Persönliehen Budgets zu 
fördern, wird das Bundesminisferium für Arbeif und 
Soziales hierzu seine Öffentliehkeifsarbeit verstärken. 

- Die Barrierefreiheit für behinderfe Mensehen wird 
weiter verbessert. Dies betrifft nieht nur bauliehe Än- 
derungen, sondern beispielsweise aueh die Möglieh- 
keit, eigene Reehte selbst wahrzunehmen. Daher wer- 
den die Reehte blinder und sehbehinderter Mensehen 
aueh im Bereieh des geriehtliehen Verfahrens weiter 
gestärkt. Im Geriehtsverfassungsgesetz ist geregelt, 
dass blinden und sehbehinderten Mensehen die für sie 
bestimmfen Dokumenfe in einer für sie wahrnehmba- 
ren Form zugänglieh gemaeht werden müssen, soweif 
dies zur Wahrnehmung ihrer Reehte im Verfahren er- 
forderlieh ist. Die am 1. Juni 2007 in Kraft getretene 
Verordnung zur barrierefreien Zugängliehmaehung 
von Dokumenten für blinde und sehbehinderte Men- 
sehen im geriehtliehen Verfahren trifft hierzu die nä- 
heren Bestimmungen. Diese orientiert sieh vom 
Grundsatz her an der Verordnung über barrierefreie 
Dokumente in der Bundesverwaltung. Aueh auf euro- 
päiseher Ebene setzt sieh die Bundesregierung aktiv 
für die Hersfellung der Barrierefreiheif ein, konkret im 
europäisehen Reiseverkehr. 

- Die berufliehe Integration behinderter und sehwerbe- 
hinderter Mensehen ist mit dem Gesetz zur Förderung 
der Ausbildung und Besehäftigung sehwerbehinderter 
Mensehen vom 23. April 2004 (BGBl. 1 S. 606) ver- 
bessert worden, das am 1 . Mai 2004 in Kraft trat. Auf 
dieses Gesetz geht aueh der vorliegende Berieht zu- 
rüek. Gemäß § 160 Abs. 2 SGB IX beriehtet die Bun- 
desregierung den gesetzgebenden Körpersehaften des 
Bundes bis zum 30. Juni 2007 über die Wirkungen der 
Instrumente zur Sieherung von Besehäftigung und zur 
betriebliehen Prävention. Ausweislieh der Gesetzesbe- 
gründung soll über die Ergebnisse der mit dem Gesetz 
zur Förderung der Ausbildung und Besehäftigung 
sehwerbehinderter Mensehen getroffenen Regelungen 
beriehtet und sowohl auf die Ergebnisse der Bemü- 
hungen der Integrationsfaehdienste um die Förderung 
der Teilhabe am Arbeitsleben als aueh die Höhe der 
Besehäftigungspfliehtquote eingegangen werden. 

Gute Rahmenbedingungen verbessern 
die Beschäftigungssituation 

Obwohl es zahlreiehe gesetzliehe Regelungen zur Förde- 
rung der berufliehen Teilhabe sehwerbehinderter Men- 


sehen gibt, kann ihre Situation nieht losgelöst von der all- 
gemeinen Situation auf dem Arbeitsmarkt betraehtet 
werden. 

Beispielhaft ist hier die am 13. September 2006 vom 
Bundeskabinett besehlossene Initiative 50plus zu nennen, 
mit der die Bundesregierung vor dem Hintergrund des de- 
mografisehen Wandels die Besehäftigungsehaneen und 
die Besehäftigungsfähigkeit älterer Mensehen verbessert. 
Ziele der Initiative sind eine höhere Erwerbsbeteiligung 
älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, eine deutli- 
ehe Erhöhung der Teilnahme an beruflieher Weiterbil- 
dung und eine bessere Wiedereingliederung älterer Ar- 
beitsloser. Diese Ziele sollen unter anderem mit dem 
Gesetz zur Verbesserung der Besehäftigungsehaneen älte- 
rer Mensehen vom 19. April 2007 (BGBl. 1 S. 538) er- 
reieht werden, das am 1. Mai 2007 in Kraft getreten ist. 
Von den in diesem Gesetz vorgesehenen Maßnahmen 
profitieren generell ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, und da- 
mit aueh ältere sehwerbehinderte Besehäftigte. Dazu ge- 
hören insbesondere aueh ein Kombilohn für Ältere und 
neu gestaltete Eingliederungszusehüsse. Die zunäehst bis 
Ende 2009 befristete Regelung, dass sehwerbehinderte 
Mensehen, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, Ein- 
gliederungszusehüsse für die Dauer von bis zu 36 Mona- 
ten und besonders betroffene sehwerbehinderte Men- 
sehen bis zu 60 Monaten erhalten können, wurde in die 
Regelförderung übernommen. 

Daneben gehen aueh für sehwerbehinderte älfere Men- 
sehen die in einem eigenen Eingliederungszusehuss für 
Älfere vorgesehenen Regelungen, dass Eingliederungszu- 
sehüsse für Besehäftigte, die das 50. Lebensjahr vollendet 
haben, eine Förderhöhe von 30 Prozent des berüeksiehti- 
gungsfähigen Arbeitsentgelts nieht untersehreiten dürfen 
und die Förderdauer mindestens ein Jahr beträgt. Diese 
Regelung wird zu einer verlässlieheren Förderpraxis füh- 
ren, da nun nieht nur Obergrenzen sondern aueh ein Mini- 
mum für die Förderung mit Eingliederungszusehüssen 
definiert sind. 

Im Bereieh Ausbildung wurde mit dem Nationalen Pakt 
für Ausbildung und Faehkräftenaehwuehs in Deutsehland 
seit 2004 ein Zeiehen für die enge Zusammenarbeif von 
Wirtsehaft und Bundesregierung gesefzf. Partner des Pak- 
tes sind der Deutsehe Industrie- und Handelskammertag, 
die Bundesvereinigung der Deutsehen Arbeitgeberver- 
bände, der Zentralverband des Deutsehen Handwerks, der 
Bundesverband der Deutsehen Industrie, der Bundesver- 
band der Freien Berufe und die Bundesministerien für 
Wirtsehaft und Teehnologie, für Bildung und Forsehung 
sowie für Arbeit und Soziales. Mit großem Engagement 
und einer neuen Qualität der Zusammenarbeit haben die 
Paktpartner seit 2004 eine Verbesserung der Ausbildungs- 
situation erreieht. Die Zusage der Wirtsehaft, jährlieh 
30 000 neue Ausbildungsplätze einzuwerben, wurde 
mehr als doppelt übertroffen, und aueh die Zahl der von 
der Wirtsehaft bereitgestellten Plätze für eine Einsfiegs- 
qualifizierung überfraf die Zusage deutlieh. Insgesamt hat 
der Ausbildungspakt eine Trendwende auf dem Ausbil- 
dungsmarkt bewirkt. Der Paktlenkungsaussehuss hat am 
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5. März 2007 die Verlängerung und Fortentwicklung des 
Ausbildungspaktes bis 2010 beschlossen. Der Bundesver- 
band der Freien Berufe ist neuer Paktpartner. Die Wirt- 
schaft setzt das nun verbindliche Ziel, im Durchschnitt 
pro Jahr 60 000 neue Ausbildungsplätze einzuwerben. 
Daneben sollen jährlich 40 000 Plätze für die betriebliche 
Einstiegsqualifizierung (EQJ) bereitgestellt werden. Neu 
ist die Zusage, dass jedes Jahr 30 000 neue Ausbildungs- 
betriebe gewonnen werden sollen. 

Die Bundesregierung hatte ab Okober 2006 das Sonder- 
programm Einstiegsqualifizierung Jugendlicher (EQJ- 
Programm) um ein Jahr bis 2008 verlängert und von 
bisher 25 000 auf 40 000 Plätze aufgestockt. Im Ausbil- 
dungpakt hat sie sich verpflichtet, die Förderung von 
40 000 Plätzen bis 2010 sicherzustellen. Daneben enthält 
der Ausbildungspakt erstmals die Zusage, die Bundes- 
agentur für Arbeit werde „ausbildungsbegleitende Hilfen 
zugunsten von benachteiligten Jugendlichen ausweiten, 
insbesondere auch zugunsten von jungen Migranten so- 
wie von behinderten und schwerbehinderten jungen Men- 
schen, [sowie] berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 
einschließlich der Maßnahmen für behinderte Jugendli- 
che auf hohem Niveau fortführen“. 

Alle Paktpartner haben zugesagt, besonders auf die 
Schaffung von mehr betrieblichen Ausbildungsplätzen 
für behinderte und schwerbehinderte Jugendliche zu ach- 
ten. 

Die Initiative „Job - Jobs ebne Barrieren“ nnd das 
Programm Job4000 geben wichtige Impnlse 

Bereits im Entwurf des Gesetzes zur Förderung der Aus- 
bildung und Beschäftigung schwerbehinderter Menschen 
hat die Bundesregierung ausgeführt, dass die angestrebten 
Verbesserungen für schwerbehinderte Menschen insbe- 
sondere beim Zugang zu Ausbildung und Beschäftigung 
sowie bei der Sicherung bestehender Arbeitsverhältnisse 
durch Änderung gesetzlicher Regelungen allein nicht er- 
reicht werden können. Erforderlich sei vielmehr ein Zu- 
sammenwirken aller, um die Verantwortung für die Teil- 
habe behinderter und schwerbehinderter Menschen am 
Arbeitsleben gemeinsam zu tragen. Wenn positive Ent- 
scheidungen für Ausbildung und Beschäftigung Schwer- 
behinderter Menschen initiiert, stabilisiert und ausgewei- 
tet werden sollen, könne dies nur erfolgreich sein bei 
koordiniertem Zusammenwirken von Bundesregierung, 
Ländern, Beauftragten für die Belange behinderter Men- 
schen, Organisationen der Sozialpartner und der behin- 
derten Menschen sowie Behörden auf Bundes- und 
Landesebene - unterstützt auch durch Unternehmen, Ver- 
bände von Rehabilitationsträgem, Zusammenschlüsse be- 
trieblicher Interessenvertretungen und private Initiativen. 

Die Bundesregiemng hat daher die Initiative „job - Jobs 
ohne Barrieren“ gestartet, um Unternehmen zu motivie- 
ren, verstärkt behinderte Menschen auszubilden, sie zu 
beschäftigen und sich für befriebliche Prävention zu en- 
gagieren. Seit dem Beginn der Initiative im Jahr 2004 
wurden 41 Projekte in fast allen Regionen Deutschlands 
durchgeführt. Mehrere tausend Unternehmen wurden 
über die Ziele der Initiative informiert und mehrere hun- 


dert wurden durch Schulungsveranstaltungen oder per- 
sönliche Beratungsgespräche aktiv in die Projektdurch- 
fühmngen eingebunden. Die Inhalte und die bisherigen 
Erfolge der Initiative „job“, die über das Jahr 2007 hinaus 
fortgesetzt werden soll, werden ausführlich weher unten 
in einem eigenen Kapitel dargestellt. 

Als Teil der Initiative „job - Jobs ohne Barrieren“ hat das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales gemeinsam 
mit den Ländern das Programm Job4000 zur besseren be- 
mfiiehen Integration besonders betroffener schwerbehin- 
derter Menschen initiiert, das am 1 . Januar 2007 gestartet 
ist. Damit wird die Koalitionsvereinbarung vom Novem- 
ber 2005 umgesetzt, die bemfliche Integration von Men- 
schen mit Behinderangen zu intensivieren. Ziel ist, mehr 
Menschen mit Behinderung die Möglichkeit zu geben, ih- 
ren Lebensunterhalt außerhalb von Werkstätten für behin- 
derte Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu er- 
arbeiten. Mit dem Programm Job4000 sollen Menschen 
individuell gefördert werden, die besondere Schwierig- 
keiten haben, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt Fuß zu 
fassen. Hier sind Menschen, die den Übergang aus einer 
Werkstatt angehen wollen, besonders angesprochen, aber 
auch schwerbehinderte Jugendliche, die einen betriebli- 
chen Ausbildungsplatz suchen. 

Im Rahmen von Job4000 sollen für mindesfens 1 000 be- 
sonders befroffene schwerbehinderte Menschen, die zum 
Beispiel aus einer Werkstatt für behinderte Menschen auf 
den allgemeinen Arbeifsmarkf wechseln wollen, zusäfzli- 
che Arbeifsplätze geschaffen werden. Der Bund sfellt für 
diesen Personenkreis 18 Mio. Euro zur Verfügung und die 
Länder noch einmal Mittel in gleicher Höhe. Damit kann 
ein Arbeitsplatz über die gesamte Förderdauer von bis zu 
fünf Jahren mit bis zu 36 000 Euro gefördert werden. 

Weiterhin sollen für mindesfens 500 schwerbehinderte 
Jugendliche neue, betriebliche Ausbildungsplätze ge- 
schaffen werden. Vorgesehen ist, dass der Arbeitgeber zu 
Beginn der Ausbildung bis zu 3 000 Euro und bei Über- 
nahme in ein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsver- 
hältnis noch einmal bis zu 5 000 Euro erhält. Hierzu stellt 
der Bund 2 Mio. Euro zur Verfügung und die Länder wie- 
derum Mittel in gleicher Höhe. 

Als dritte Säule sollen mindesfens 2 500 schwerbehin- 
derte Menschen durch Integrationsfachdienste auf ihrem 
Weg in den allgemeinen Arbeitsmarkt unterstützt werden. 
Für ihre Tätigkeit erhalten die Integrationsfachdienste 
Leistungen von bis zu 250 Euro pro Monat und Person. 
Der Bund stellt hierfür 11,25 Mio. Euro zur Verfügung. 

Das Programm wird verantwortlich durch die Länder 
durchgeführt. Regelmäßig werden dies die Integrations- 
ämter sein, die dann auch die Entscheidung treffen, wel- 
che Personen durch Job4000 konkret gefördert werden. 
Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter 
und der Hauptfürsorgestellen hat Eckpunkte für die Um- 
sefzung des Programms entwickelf. Daneben wird die 
Bundesagentur für Arbeif die vom Programm gefÖrderfen 
Menschen durch ihre Förd ermöglichkeifen nach dem 
Driften Buch Sozialgesetzbuch (SGB 111) zielgerichtet 
und wirkungsorientiert unterstützen. Sie hat hierzu eine 
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Handlungsempfehlung herausgegeben, in der die Bun- 
desagentur ihr originäres Interesse an einer engen Zusam- 
menarbeit mit allen an dem Programm Beteiligten aus- 
drüekt. Dies ist die Grundlage für eine gute Kooperation. 

Ziel von JobdOOO ist aueh, Erkenntnisse zu sammeln, 
welehe Rahmenbedingungen für eine Besehäftigung be- 
sonders betroffener sehwerbehinderter Mensehen auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt erforderlieh sind und wie 
diese ausgestaltet sein müssen, um bundesweit wirksam 
zu sein. Daher ist für das Programm JobdOOO eine wissen- 
sehaftliehe Begleitung und Gesamtbetreuung vorgesehen. 
Ihre Aufgabe wird es sein, die Erfahrungen aller an der 
berufliehen Eingliederung sehwerbehinderter Mensehen 
Beteiligten miteinander zu verknüpfen und zu vernetzen, 
Daten zu erheben und auszuwerten und Empfehlungen 
für geeignete Strategien zu geben. Hier wird ein besonde- 
res Augenmerk auf die Naehhaltigkeit der Vermittlungen 
in Ausbildung und Besehäftigung liegen. Die Begleitung 
ist bis 2013 angelegt, um die berufliehe Entwieklung der 
geforderten Mensehen aueh naeh Auslauf der Förderung 
zu beobaehten. 

Mit der Verknüpfung der Initiative „Job - Jobs ohne Bar- 
rieren“ mit JobdOOO, das heißt mit der Sensibilisierung 
von Arbeitgebern auf der einen Seite und der konkreten 
Förderung von individuellen Arbeitsplätzen auf der ande- 
ren Seite, leistet die Bundesregierung einen naehhaltigen 
Beitrag zur Besehäftigung sehwerbehinderter Mensehen. 

Übereinkommen der Vereinten Nationen stärkt 
die Rechte behinderter Menschen weltweit 

Auch auf internationaler Ebene wurden die Rechte behin- 
derter Menschen gestärkt: Seit dem 30. März 2007 steht 
den Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen das „Über- 
einkommen über die Rechte behinderter Menschen“ und 
das dazugehörige Fakultativprotokoll zur Unterzeichnung 
und Ratifikation offen. Bereits am ersten Tag haben 
81 Staaten das Übereinkommen während einer feierlichen 
Zeremonie unterzeichnet. 44 Staaten Unterzeichneten 
ebenfalls das Fakultativprotokoll. Deutschland gehört mit 
seiner Unterschrift unter das Übereinkommen und das Fa- 
kultativprotokoll zu den ersten Zeichnerstaaten und setzte 
damit während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
und des „Europäischen Jahres der Chancengleichheit für 
alle“ ein sichtbares Zeichen seines Einsatzes für behin- 
derfe Menschen. Ersfmalig haf auch die Europäische Ge- 
meinschaft einen menschenrechtlichen Vertrag der Ver- 
einten Nationen unterzeichnet. Das Übereinkommen 
stellt ausdrücklich völkerrechtsverbindlich fest, dass be- 
hinderte Menschen ein unveräußerliches Recht auf ein 
selbstbestimmtes Leben haben. Seine tragenden Prinzi- 
pien sind Nichtdiskriminierung und Chancengleichheit. 
Ziel des Übereinkommens ist, die Chancengleichheit be- 
hinderter Menschen zu fordern und ihre Diskriminierung 
zu unterbinden. Das Übereinkommen spezifiziert beste- 
hende Menschenrechte für die Lebenssifuation behinder- 
fer Menschen und macht deutlich, dass diese allen in glei- 
cher Weise zustehen. Grundlegende Menschenrechte wie 
das Recht auf Leben, das Recht auf Freizügigkeit und das 
Recht auf gleichberechtigten Zugang zur Justiz finden 


sich daher im Übereinkommen genauso wieder wie Rege- 
lungen zur Chancengleichheit und Barrierefreiheit. 

Das Übereinkommen wird weltweit neue Impulse für die 
Politik für behinderte Menschen geben. Denn für die 
welfweit rund 600 Millionen Menschen mit Behinderung 
schafft es die Möglichkeit, einen Zugang zu universell 
verbrieften Rechten zu erhalten. Von Anfang an waren 
die Organisationen behinderter Menschen entsprechend 
dem Motto „Nichts über uns ohne uns“ in einer für die 
Vereinten Nationen einmaligen Weise auf gleicher Au- 
genhöhe mit den Staatenvertretem in die Verhandlungen 
einbezogen. Deutschland hat sich intensiv an der Ausar- 
beitung des Vertragsentwurfes beteiligt und maßgeblich 
Verhandlungspositionen der Europäischen Union geprägt. 
Insbesondere durch das erfolgreiche Engagement, eine 
eigenständige Regelung für behinderfe Frauen in den Ver- 
tragsfext aufzunehmen, hat sich Deutschland in der Staa- 
tengemeinschaft und bei den Verbänden große Anerken- 
nung erworben. 

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die 
Rechte behinderter Menschen enthält als erstes universel- 
les Rechtsinstrument ausdrücklich auch Regelungen zur 
Beschäftigung und beruflichen Bildung behinderter Men- 
schen. ln Artikel 27 des Übereinkommens erkennen die 
Vertragsstaaten „das gleichberechtigte Recht von Men- 
schen mit Behinderungen auf Arbeit an; dies beinhaltet 
das Recht auf die Möglichkeit, den Lebensunterhalt durch 
Arbeit zu verdienen, die in einem offenen, integrativen 
und für Menschen mit Behinderungen zugänglichen Ar- 
beitsmarkt und Arbeitsumfeld frei gewählt oder ange- 
nommen wurde. Die Vertragsstaaten sichern und fördern 
die Verwirklichung des Rechts auf Arbeit, einschließlich 
für Menschen, die während der Beschäftigung eine Be- 
hinderung erwerben, durch geeignete Schritte, einschließ- 
lich des Erlasses von Rechtsvorschriften, um unter ande- 
rem [. . .] Beschäftigungs- und Aufstiegsmöglichkeiten für 
Menschen mif Behinderungen auf dem Arbeifsmarkt so- 
wie Unterstützung bei der Arbeitssuche, dem Erwerb und 
der Beibehaltung eines Arbeitsplatzes und beim Wieder- 
einstieg in den Arbeitsmarkt zu fordern“. Damif erkennen 
die Vertragssfaafen das Recht behinderter Menschen auf 
gleichberechtigten Zugang zum allgemeinen Arbeitmarkt 
als Orientierungsrahmen für ihre sfaafliche Beschäfti- 
gungspolitik an. 

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die 
Rechte behinderter Menschen stand auch im Zentrum der 
von der deutschen Ratspräsidentschafl am 1 1 . und 
12. Juni 2007 in Berlin veranstalteten Europäischen Kon- 
ferenz zur Integration behinderter Menschen. Die Kon- 
ferenz mit dem Titel „Education, Employment, Equal 
Opportunities - Empowering Disabled People“ konzen- 
trierte sich auf Basis des Übereinkommens insbesondere 
auf die Eingliederung behinderter Menschen in den Be- 
reichen Bildung und Beschäftigung sowie auf die Förde- 
rung ihrer Chancengleichheit mit besonderem Blick auf 
die Barrierefreiheit. Diese Themen sind für behinderfe 
Menschen von hoher Bedeutung und stehen politisch 
europaweit im Vordergrund. 
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Während seiner EU-Ratspräsidentsehaft hat Deutsehland 
mit der Konferenz für die Integration behinderter Men- 
sehen die soziale Verantwortung der Europäisehen Union 
für behinderte Mensehen siehtbar werden lassen. Die 
Konferenz war darüber hinaus aueh ein Beitrag zum 
„Europäisehen Jahr der Chaneengleiehheit für alle“, des- 
sen Hauptanliegen es ist, das Bewusstsein für den positi- 
ven Wert von Vielfalt, Respekt, Anerkennung und Tole- 
ranz in der Gesellsehaft zu stärken. 

2 Gesetzliche Instrumente zur Sicherung 
von Beschäftigung und zur betrieblichen 
Prävention 

Das Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Besehäfti- 
gung sehwerbehinderter Mensehen enthält zahlreiehe 
Maßnahmen, mit denen die berufliehe Integration behin- 
derter und sehwerbehinderter Mensehen verbessert wer- 
den soll. Ausweislieh der Gesetzesbegründung soll über 
die Ergebnisse der mit diesem Gesetz getroffenen Rege- 
lungen beriehtet werden. Dies sind beispielsweise Rege- 
lungen, die die Integrationsprojekte, den besonderen 
Kündigungssehutz, die Ausbildung behinderter Jugendli- 
eher oder die Sehwerbehindertenvertretungen betreffen. 

Neben diesen Maßnahmen spielen aber aueh noeh andere 
Instrumente bei der Förderung der berufliehen Integration 
sehwerbehinderter Mensehen eine wiehtige Rolle. Hierzu 
gehören beispielsweise Eingliederungszusehüsse und die 
Arbeitsassistenz. Um ein umfassendes Bild der Wirkung 
der besehäfligungssiehemden Instrumente darstellen und 
damit aueh eine sinnvolle Aussage zu der Höhe der Be- 
sehäfligungspfliehtquote treffen zu können, werden aueh 
besehäftigungsfÖrdemde Instrumente berüeksiehtigt, die 
dureh das Gesetz nieht verändert wurden, aber dennoeh 
von hoher Bedeutung sind. 

2.1 Beschäftigungspflicht und 
Ausgleichsabgabe 

Das System von Besehäftigungspflieht und Ausgleiehs- 
abgabe nimmt bei der Förderung der berufliehen Teilhabe 
sehwerbehinderter Mensehen einen zentralen Platz ein. 
Besehäftigungspfliehtig sind Arbeitgeber mit mindestens 


20 Arbeitsplätzen. Sie sind verpfliehtet, auf mindestens 
5 Prozent dieser Arbeitsplätze sehwerbehinderte Men- 
sehen zu besehäftigen. Wird diese Besehäftigungspflieht 
nieht oder nieht vollständig erfüllt, sind sie verpfliehtet, 
eine Ausgleiehsabgabe an die Integrationsämter zu zah- 
len. 

Das Ziel ist, Unternehmen zu motivieren, verstärkt 
sehwerbehinderte Mensehen einzustellen (Anreizfunk- 
tion). Wird dieses Ziel nieht erreieht, wird naehrangig die 
Sehwerbehindertenausgleiehsabgabe erhoben. Damit sol- 
len Belastungen zwisehen denjenigen Arbeitgebern, die 
ihrer Verpfliehtung genügen, und denjenigen, die diese 
Verpfliehtung nieht erfüllen, ausgegliehen werden (Aus- 
gleiehsfunktion) . 

Bei der Ausgleiehsabgabe handelt es sieh um eine Son- 
derabgabe, die vom Bundesverfassungsgerieht mehrmals 
als verfassungsgemäß bestätigt wurde (zuletzt mit Be- 
sehluss vom 1. Oktober 2004, Az. 1 BvR 2221/03). Die 
Einstufung als Sonderabgabe bedeutet, dass die Aus- 
gleiehsabgabe keine Steuer ist. Sie dient also nieht der Er- 
zielung von Einnahmen für den allgemeinen Finanzbe- 
darf eines Gemeinwesens und ist aueh keine Gebühr und 
kein Beitrag, da sie nieht Gegenleistung für ein Verwal- 
tungshandeln ist oder der Abgeltung besonderer Vorteile 
dient. Die Ausgleiehsabgabe dient vielmehr allein der 
Förderung der Besehäftigung sehwerbehinderter Men- 
sehen und damit einem besonderen Saehzweek. 

Positive Entwicklung der Beschäftigung 
schwerbehinderter Menschen 

Angaben über die Zahl der besehäftigten sehwerbehinder- 
ten Mensehen sind aufgrund des Anzeigeverfahrens naeh 
§ 80 Abs. 2 SGB IX möglieh. Die besehäftigungspfliehti- 
gen Arbeitgeber haben j ährlieh alle relevanten Informa- 
tionen des Anzeigeverfahrens naeh § 80 Abs. 2 SGB IX 
an die zuständigen Agenturen für Arbeit zu melden. Die 
Daten werden von der Bundesagentur für Arbeit ausge- 
wertet und veröffentlieht. Die Auswertung des Anzeige- 
verfahrens der Jahre 2003 bis 2005 ermöglieht Aussagen 
über den Umfang der Besehäftigung sehwerbehinderter 
Mensehen bei den besehäftigungspfliehtigen Arbeitge- 
bern. 


Tabelle 1 

Beschäftigte schwerbehinderte Menschen bei Arbeitgebern mit mindestens 20 Arbeitsplätzen 


2003 

2004 

2005 

insgesamt 

Frauen 

in % 

insgesamt 

Frauen 

in% 

insgesamt 

Frauen 

in % 

761.882 

307.818 

40,4 

764.701 

313.440 

41,0 

771.233 

319.699 

41,5 


Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit aus den Anzeigeverfahren gemäß § 80 Abs. 2 SGB IX 
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Die Zahl der beschäftigten schwerbehinderten Menschen 
ist von 2003 bis 2005 um 1,2 Prozent (+ 9 351 Personen) 
gestiegen. Bemerkenswert ist der überdurchschnittlich 
hohe Zuwachs an beschäftigten schwerbehinderten 
Frauen. Dieser betrug im gleichen Zeitraum 4 Prozent 
(+ 1 1 881 Frauen). Auch der Frauenanteil an der Gesamt- 
zahl beschäftigter schwerbehinderter Menschen ist konti- 
nuierlich von 40,4 Prozent in 2003 auf 41,5 Prozent in 
2005 gestiegen. 

Staffelung der Ausgleichsabgabe zeigt Wirkung 

Mit dem Gesetz zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
Schwerbehinderter vom 1. Oktober 2000 wurde die bis 
dahin einheitliche Ausgleichsabgabe differenzierter ge- 
staltet. Seit dem 1. Januar 2001 wird eine gestaffelte Aus- 
gleichsabgabe erhoben, die sich an dem Grad der Erfül- 
lung der Beschäftigungspflicht orientiert. Je höher der 
Grad der Nichterfüllung, desto höher ist die Ausgleichs- 
abgabe. Danach hat ein Arbeitgeber monatlich Aus- 
gleichsabgabe pro unbesetzten Pflichtarbeitsplatz zu leis- 
ten in Höhe von 

- 105 Euro bei einer Beschäftigungsquote von 3 Prozent 
bis weniger als 5 Prozent, 

- 1 80 Euro bei einer Beschäftigungsquote von 2 Prozent 
bis weniger als 3 Prozent und 

- 260 Euro bei einer Beschäftigungsquote von weniger 
als 2 Prozent. 

Für Arbeitgeber mit weniger als 60 Arbeitsplätzen beste- 
hen erleichternde Sonderregelungen. 

ln der Folge der Einführung der gesfaffelten Ausgleichs- 
abgabebefräge stiegen die Zahl der besetzten Pflicht- 
arbeitsplätze und die Erfüllungsquote (Ist-Quote) deutlich 
an: 


Die Zahl der besetzten Pflichtarbeitsplätze hat sich seit 
Einführung der gesfaffelten Ausgleichsabgabe 2001 um 
über 4 Prozent, das heißt um über 32 000 Arbeitsplätze 
erhöht. Im gleichen Zeitraum ist die Ist-Quote von 
3,8 Prozent auf 4,2 Prozent gestiegen. Dies ist eine positive 
Entwicklung, die beachtlich ist angesichts der Tatsache, 
dass im gleichen Zeitraum die Zahl der beschäftigungs- 
pflichtigen Arbeitgeber insgesamt um über 21 Prozent von 
151 595 in 2001 auf 119 162 in 2005 abgenommen hat. 

Gleichzeitig kann festgestellt werden, dass die Zahl der 
beschäftigungspflichtigen Arbeitgeber, die keinen einzi- 
gen schwerbehinderten Menschen beschäftigen, seit 2001 
stetig gesunken ist. Mit der Einführung der Sfaffelung der 
Ausgleichsabgabe wurden also Arbeifgeber auch beson- 
ders mofiviert, ersfmals schwerbehinderfe Menschen ein- 
zusf eilen (Anreizftmktion). 

Mehrfachanrechnung 

Bestimmfe Personen können mehrfach (zwei- oder drei- 
fach) auf einen Pflichfarbeifsplafz angerechnef werden. 
Hierzu gehören besonders befroffene schwerbehinderfe 
Menschen im Sinne des § 72 Abs. 1 SGB IX, wenn deren 
Teilhabe am Arbeifsleben auf besondere Schwierigkeiten 
stößt, zum Beispiel schwerbehinderte Auszubildende 
oder Personen, die aus einer Werkstatt für behinderte 
Menschen auf den allgemeinen Arbeifsmarkt wechseln. 
Mit dem Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Be- 
schäftigung schwerbehinderter Menschen wurde die 
Möglichkeit geschaffen, schwerbehinderte Auszubil- 
dende, die nach dem Ende ihrer Ausbildung weiterbe- 
schäftigt werden, im ersten Beschäftigungsjahr grund- 
sätzlich auf zwei Pflichtarbeitsplätze anzurechnen. Damit 
sollten Arbeitgeber motiviert werden, vermehrt Schwer- 
behinderte Jugendliche auszubilden und im Anschluss an 
die Ausbildung zu übernehmen. 


Tabelle 2 


Zahl der besetzten Pflichtarbeitsplätze 



2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

insgesamt besetzte Pflicht- 
arbeitsplätze 

768.388 

748.435 

793.617 

794.833 

800.429 

Ist-Quote 

% 

3,8% 

4,0% 

4,1 % 

4,2% 

Arbeitgeber, die ihre Beschäfti- 
gungspflicht nicht erfüllen 

59.225 

58.210 

39.766 

35.073 

32.341 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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Tabelle 3 


Mehrfachanrechnungen 



2003 

2004 

2005 

Anzahl der Personen mit Mehrfachanrechnung 
insgesamt 

23.513 

23.525 

22.518 

Schwerbehinderte Arbeitnehmer 

18.694 

18.560 

17.737 

Schwerbehinderte Auszubildende 

4.519 

4.576 

4.470 

Gleichgestellte behinderte Arbeitnehmer 

300 

389 

311 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 


Im Ergebnis ist die Mehrfachanrechnung nur in wenigen 
Fällen relevant. 2005 wurden von insgesamt 771 233 bei 
beschäftigungspflichtigen Arbeitgebern beschäftigten 
schwerbehinderten Menschen im Rahmen des Anzeige- 
verfahrens 22 518 Personen mit Mehrfachanrechnung er- 
fasst (knapp 3 Prozent). 

Es ist festzustellen, dass die Gesamtzahl der schwerbe- 
hinderten Beschäftigten, die mehrfach auf einen Pflicht- 
arbeitsplatz angerechnet werden, um über 4 Prozent zu- 
rückgegangen ist (- 995 Personen). Insbesondere ist die 
Zahl der schwerbehinderten Arbeitnehmer mit Mehrfach- 
anrechnung (- 957 Personen oder - 5 Prozent) gesunken, 
aber auch die der mehrfach angerechneten schwerbehin- 
derten Auszubildenden (- 49 Personen oder - 1 Prozent). 

Von Verbandsseite wird zum Teil die Bewilligungspraxis 
der Bundesagentur für Arbeit hinsichtlich der Mehrfach- 
anrechnungen beklagt. Für die Jahre 2004 und 2005 ist 
aber festzustellen, dass die Quote der Ablehnung von An- 
trägen auf Mehrfachanrechnung jeweils rund 11 Prozent 
betrug. Insoweit ist eine veränderte Entscheidungspraxis 
nicht festzustellen. Vielmehr ging die Zahl der Anträge 
von 2004 (1 641 Anträge) auf 2005 (1 271 Anträge) um 
370 (- 22,6 Prozent) zurück. 

Ausgleichsabgabe 

Die Arbeitgeber, die ihre Beschäftigungspflicht nicht 
oder nicht vollständig erfüllen, haben die Ausgleichsab- 
gabe an die Integrationsämter zu entrichten. Das Auf- 
kommen aus der Ausgleichsabgabe ist in den letzten Jah- 
ren rückläufig: 


Tabelle 4 

Aufkommen der Ausgleichsabgabe in Mio. Euro 


2003 

2004 

2005 

573,19 

525,78 

489,71 


Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfär- 
sorgestellen 


Die Einnahmen aus der Ausgleichsabgabe sind von 2003 
bis 2005 um über 14 Prozent zurückgegangen. Ein Grund 
hierfür ist, dass die Zahl der beschäftigungspfiichtigen 
Arbeitgeber zurückgegangen ist. Ein anderer Grund ist, 
dass mehr schwerbehinderte Menschen beschäftigt und 
damit mehr Pfiichtarbeitsplätze besetzt sind. Dies hat zur 
Folge, dass die Beschäftigungsquote steigt und das Auf- 
kommen an Ausgleichsabgabe sinkt. 

2.2 Eingliederungszuschüsse 

Die Agenturen für Arbeit können nach dem SGB 111 und 
die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende kön- 
nen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB 11) 
Eingliederungszuschüsse an Arbeitgeber leisten, wenn 
diese Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäfti- 
gen, deren Vermittlung wegen in ihrer Person liegender 
Umstände erschwert ist. Grundsätzlich darf der Einglie- 
derungszuschuss 50 Prozent des berücksichtungsfähigen 
Arbeitsentgelts nicht übersteigen und für längstens zwölf 
Monate (§218 Abs. 1 SGB 111), bei über 50- Jährigen bis 
zu 36 Monate (§ 421f Abs. 1 SGB 111), erbracht werden. 
Für behinderte und schwerbehinderte Menschen gibt es 
von dieser Regelung Ausnahmen: 

So können für behinderte und schwerbehinderte Men- 
schen die Förderhöhe bis zu 70 Prozent des berück- 
sichtigungsfähigen Arbeifsentgelts und die Förderdauer 
bis zu 24 Monate betragen (§218 Abs. 2 SGB 111), bei 
über 50-Jährigen bis zu 36 Monate (§ 421f Abs. 1 
SGB 111). Bei besonders betroffenen schwerbehinderten 
Menschen beträgt die Förderdauer generell bis zu 
36 Monate (§ 219 Abs. 1 SGB 111), bei über 50-Jährigen 
bis zu 60 Monate (§ 421f Abs. 2 SGB 111) und bei über 
55-Jährigen bis zu 96 Monate (§219 Abs. 1 SGB 111). 

Daneben gibt es auch Zuschüsse zur Ausbildungsvergü- 
tung, die Arbeitgeber für die betriebliche Aus- oder Wei- 
terbildung schwerbehinderter Menschen erhalten können, 
wenn die Aus- oder Weiterbildung sonst nicht zu errei- 
chen ist. Die Zuschüsse sollen 80 Prozent der monatli- 
chen Ausbildungsvergütung nicht übersteigen (§ 235a 
Abs. 1 und 2 SGB 111). Erfolgt im Anschluss an eine ab- 
geschlossene Aus- oder Weiterbildung eine Übernahme 
des schwerbehinderten Menschen in ein Arbeitsverhält- 
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nis, kann für die Dauer von einem Jahr ein Eingliede- 
rungszusehuss von bis zu 70 Prozent erbraeht werden 
(§ 235a Abs. 3 SGB 111). 

Förderung durch Eingliederungs- und 
Ausbildungszuschüsse 

Die Entwieklung der Eingliederungszusehüsse ist im Fol- 
genden für die Reehfskreise SGB 111 und SGB 11 ohne zu- 
gelassene kommunale Träger dargesfellt. Da § 218 SGB 111 
zum 1. Januar 2004 geändert und neu gefasst wurde, wer- 
den Daten erst ab 2004 angegeben: 

Die Zahl der Eingliederungs- und Ausbildungszusehüsse 
ist von 2004 bis 2006 insgesamt um gut 4 Prozent gestie- 
gen; allerdings ging die Zahl der mit sehwerbehinderten 
Frauen besetzten Arbeitsplätze um über 3 Prozent zurüek. 
Ein Bliek auf die einzelnen Zusehussarten zeigt, dass ge- 
rade die Förderung naeh § 219 SGB 111 - also Eingliede- 
rungszusehüsse für besonders befroffene sehwerbehin- 
derfe Mensehen - zurüekgegangen isf, von 2004 bis 2006 
um fasf 24 Prozenf. Bei den anderen Arfen von Eingliede- 
rungszusehüssen isf ein Zuwaehs zu verzeiehnen, wobei 
sieh die Zugangszahlen bei dem neu formulierten § 218 
Abs. 2 SGB 111 mehr als verdreifaehten. 

Bei einem differenzierten Bliek auf die Reehtsträger naeh 
dem SGB 11 sowie naeh dem SGB 111 in den Jahren 2005 
und 2006 ist zu beaehten, dass die Reehtsträger jeweils 


nur noeh für einen Teil der arbeifslosen sehwerbehinder- 
ten Mensehen zuständig sind. So waren dem Reehtskreis 
SGB 111 in 2005 46 Prozent der arbeitslosen sehwerbehin- 
derten Mensehen zuzuordnen und in 2006 42 Prozent. 
Entspreehend gehörten in 2005 54 Prozent der arbeitslo- 
sen sehwerbehinderten Mensehen und in 2006 58 Prozent 
dem Reehtskreis SGB 11 an. 

Die Reehtsträger naeh dem SGB 11 verzeiehneten bei den 
Eingliederungs- und Ausbildungszusehüssen bei teil- 
weise sehr geringen Bezugsgrößen in 2005 Zuwäehse. 
Allerdings liegt der Anteil der Reehtsträger naeh dem 
SGB 11 an Ausbildungs- und Eingliederungszusehüssen 
mit 18 Prozent in 2005 und knapp 28 Prozent in 2006 
deutlieh unter dem Anteil sehwerbehinderter Arbeitslo- 
ser, für die sie zusfändig sind. Dies isf erklärlieh, da sie 
ersf 2005 ihre Arbeif aufgenommen haben. Bei den Ar- 
beifsagenturen isf fesfzusfellen, dass die Zugänge zwar 
insgesamf um fasf 9 Prozenf zurüekgegangen sind. Ihr 
Anfeil an der Zahl der Ausbildungs- und Eingliederungs- 
zusehüsse lieg! aber mit 82 Prozent in 2005 und 
72 Prozent in 2006 über ihrem Anteil an allen arbeitslo- 
sen sehwerbehinderten Mensehen. Diese Zahlen maehen 
deutlieh, dass bei den Arbeitsgemeinsehaften naeh dem 
SGB 11 ein starker Naehholbedarf besteht, insbesondere 
beim Eingliederungszusehuss für besonders betroffene 
sehwerbehinderte Mensehen und bei den Ausbildungszu- 
sehüssen. 


Tabelle 5 

Eingliederungszusehüsse und Zuschüsse zur Aushildungsvergütung 
(ohne Förderfälle zugelassener kommunaler Träger) 

Zahl der Förderfälle/Zugänge 


Maßnahme 


2004 

2005 

2006 

ins- 

gesamt 

ins- 

gesamt 

SGB III 

SGB II* 

ins- 

gesamt 

SGB III 

SGB II* 

EGZ für (schwer-) behin- 
derfe Menschen, 

§218 Abs. 2 

insgesamt 

1.195 

2.714 

1.321 

1.393 

4.167 

2.118 

2.049 

Frauen 

419 

886 

472 

414 

1.249 

675 

574 

EGZ für bes. befroffene 
schwerbehinderfe 
Menschen, § 219 

insgesamt 

10.474 

8.919 

8.009 

910 

8.005 

6.429 

1.576 

Frauen 

3.784 

3.283 

2.995 

288 

2.801 

2.291 

510 

Ausbildungszuschuss, 

§ 235a Abs. 1 

insgesamt 

1.151 

1.246 

1.197 

49 

1.172 

1.058 

114 

Frauen 

456 

460 

446 

14 

460 

417 

43 

EGZ im Anschluss an 
eine Ausbildung, 

§ 235a Abs. 3 

insgesamt 

64 

73 

73 

- 

71 

66 

5 

Frauen 

24 

30 

30 

- 

24 

23 

1 

insgesamt 

insgesamt 

12.884 

12.952 

10.600 

2.352 

13.415 

9.671 

3.744 

Frauen 

4.683 

4.659 

3.943 

716 

4.534 

3.406 

1.128 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 

* ohne zugelassene kommunale Träger; EGZ = Eingliederungszuschuss 
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Förderung durch die Bundesagentur für Arbeit 

Tabelle 6 


Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit für Eingliederungs- und Ausbildungszuschüsse 

(Rechtskreis SGB III) in Mio. Euro 



2004 

2005 

2006 

EGZ für (schwer-) behinderte Menschen, § 218 Abs. 2 

4,12 

5,48 

6,24 

EGZ fürbes. betroffene schwerbehinderte Menschen, § 219 

260, 89 

182, 93 

111,05 

Ausbildungszuschuss, § 235a Abs. 1 

18,46 

20,00 

20,13 

EGZ im Anschluss an eine Ausbildung, § 235a Abs. 3 

0,69 

0,64 

0,77 

insgesamt 

284,16 

209,05 

138,19 

Mittel aus der Ausgleichsabgabe 

175,12 

119,74 

120,85 

Haushaltsmittel Bundesagentur für Arbeit 

109,04 

89,31 

17,34 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit; EGZ = Eingliederungszuschuss 


Das finanzielle Fördervolumen der Bundesagentur für 
Arbeit hinsichtlich der Eingliederungs- und Ausbildungs- 
zuschüsse wird in der Tabelle 6 dargestellt. 

Von 2005 bis 2006 sind die von der Bundesagentur für 
Arbeif für Eingliederungs- und Ausbildungszuschüsse 
eingesefzfen Mittel um rund 71 Mio. Euro gesunken, seit 
2004 insgesamt um 146 Mio. Euro. Wird berücksichtigt, 
dass 2006 dem Rechtskreis SGB 111 rund 42 Prozent der 
arbeitslosen schwerbehinderten Menschen zuzuordnen 
waren, so entspricht der Rückgang der Fördermittel um 
über 51 Prozent nicht ganz dem Rückgang der Zahl der 
im Zuständigkeitsbereich der Bundesagentur für Arbeit 
verbliebenen arbeitslosen schwerbehinderten Menschen. 
Insgesamt entsprechen damit die im Jahr 2006 von der 
Bundesagentur für Arbeit eingesetzten Finanzmittel etwa 
dem Niveau von 2004. 

Die Entwicklung von 2004 bis 2006 zeigt auch, dass die 
von der Bundesagentur für Arbeif für diese Maßnahmen 
eingesefzfen Beitragsmittel stark zurückgegangen sind. 
Hierzu sind von den oben genannten Gesamtaufwendun- 
gen der Bundesagentur für Arbeif die Mittel abzuziehen, 
die sie gemäß § 41 Abs. 1 Nr. 1 Schwerbehinderten- Aus- 
gleichsabgabeverordnung zur Förderung schwerbehinder- 
ter Menschen erhält. 2004 hat die Bundesagentur für Ar- 
beif aus Mitteln der Ausgleichsabgabe 175,12 Mio. Euro 
erhallen, die sie für Eingliederungs- und Ausbildungszu- 
schüsse für schwerbehinderte Menschen verwendet hat. 
ln 2006 betrugen diese Zuweisungen 120,85 Mio. Euro. 
Berücksichtigt man, dass die Gesamtausgaben für die 
Eingliederungs- und Ausbildungszuschüsse im Rechfs- 
kreis SGB 111 in diesen Jahren 284,16 Mio. Euro bezie- 
hungsweise 138,19 Mio. Euro befrugen, ergib! sich, dass 


die Bundesagentur für Arbeit in 2004 Haushaltsmittel in 
Höhe von 109,04 Mio. Euro und in 2006 in Höhe von 
17,34 Mio. Euro für diese Förderleistung aufgewendet 
hat. Damit sind die von der Bundesagentur für Arbeit für 
die Förderung der Beschäftigung schwerbehinderter 
Menschen eingesetzten Haushaltsmittel von 2004 zu 
2006 um 91,7 Mio. Euro gesunken, mithin um rund 
84 Prozent. 

Insgesamt ist also festzustellen, dass bei den Agenturen 
für Arbeit zwar die Gesamtausgaben gesunken sind, aber 
der Mitteleinsatz auf verhältnismäßig gleichem Niveau 
wie in den Vorjahren lag. Dabei wurden aber von den 
Agenturen für Arbeif verhältnismäßig mehr Arbeitsplätze 
gefördert. 

Förderung durch die Arbeitsgemeinschaften läuft an 

Die Ausgaben der Arbeitsgemeinschaften - also Rechts- 
kreis SGB 11 ohne zugelassene kommunale Träger - zei- 
gen hinsichtlich der Aufwendungen für Eingliederungs- 
und Ausbildungszuschüsse für schwerbehinderte Men- 
schen in Tabelle 7 dargesfellfes Bild. 

Ausgehend von einem insgesamf niedrigen Niveau sind 
die Ausgaben der Arbeitsgemeinschaften für Eingliede- 
rungs- und Ausbildungszuschüsse von 2005 auf 2006 
ebenso wie die Zahl der Förderfälle gestiegen. 2006 wur- 
den rund 8,9 Mio. Euro mehr eingesetzt. Dies entspricht 
zwar einer Steigerung von über 42 Prozent, liegt aber un- 
ter Berücksichtigung des Anteils dieser Träger an allen 
arbeitslosen schwerbehinderten Menschen im Rechtskreis 
SGB 11 weit unterhalb des Fördemiveaus der Bundes- 
agentur für Arbeit. 
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Tabelle 7 

Ausgaben der Arbeitsgemeinschaften für Eingliederungs- und Ausbildungszuschüsse 
(Rechtskreis SGB II ohne zugelassene kommunale Träger) in Mio. Euro 



2005 

2006 

EGZ für (schwer-) behinderte Menschen, § 218 Abs. 2 

4,62 

8,28 

EGZ fürbes. befroffene schwerbehinderte Menschen, § 219 

16,00 

21,34 

Ausbildungszuschuss, § 235a Abs. 1 

0,14 

0,04 

EGZ im Anschluss an eine Ausbildung, § 235a Abs. 3 

0,01 

0 

insgesamt 

20,77 

29,66 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit; EGZ = Eingliederungszuschuss 


Gesamtbetrachtung 

Die Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit und der Ar- 
beitsgemeinschaften für Eingliederungs- und Ausbil- 
dungszuschüsse für schwerbehinderte Menschen sanken 
von 2004 auf 2006 um 116,31 Mio. Euro und damit um 
41 Prozent. Allein von 2005 auf 2006 gingen die Ausga- 
ben um 61,97 Mio. Euro zurück. Das entspricht einem 
Rückgang von 27 Prozent. 

Insgesamt ist es im Vergleich zum Bezugsjahr 2004 bei 
der Förderung der Beschäftigung schwerbehinderter 
Menschen mit Eingliederungs- und Ausbildungszuschüs- 
sen zu einem starken Rückgang bei dem Mitteleinsatz ge- 
kommen. Während im Rechtskreis SGB 111 eine adäquate 
Anpassung des Mitteleinsatzes an die mehr als hälftige 
Reduzierung des forderbaren Personenkreises vorgenom- 
men wurde, ist ein adäquater Mitteleinsatz aus dem 
Rechtskreis SGB 11 nicht erfolgt. Hier besteht verstärkt 


Handlungsbedarf, um die Eingliederung schwerbehinder- 
ter Menschen zu intensivieren. 

Die Bundesagentur für Arbeif haf mif der Handlungsemp- 
fehlung und Geschäflsanweisung vom 20. November 2006 
(HE/GA 11/2006) herausgesfellt, dass Eingliederungszu- 
schüsse nach § 219 SGB 111 zu den wichtigsten Instrumen- 
ten zur Förderung der Beschäftigung schwerbehinderter 
Menschen gehören. Der Gesetzgeber habe bei der Rege- 
lung des § 219 SGB 111 einen breiten Ermessensspielraum 
eröffnet, der eine individuelle Förderung erlauben solle. 
Die Handlungsanweisung stellt klar, dass der Ermessens- 
spielraum hinsichtlich Dauer und Höhe nicht in unzulässi- 
ger Weise begrenzt werden dürfe. Auch weiterhin solle den 
individuellen Erfordernissen des Einzelfalles sachgerecht 
entsprochen werden. Die Bundesregierung geht davon aus, 
dass diese Anweisung die Fördersituation zugunsten ar- 
beitsloser schwerbehinderter Menschen insbesondere bei 
den Arbeitsgemeinschaften nachhaltig verbessert. 


Tabelle 8 

Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit und der Arbeitsgemeinscbaften für Eingliederungs- und 
Ausbildungszuschüsse für schwerbehinderte Menschen 

(Rechtskreise SGB III und SGB II ohne zugelassene kommunale Träger) in Mio. Euro 



2004 

2005 

2006 

Bundesagentur für Arbeif 

284,16 

209,05 

138,19 

Arbeifsgemeinschaften 

- 

20,77 

29,66 

insgesamt 

284,16 

229,82 

167,85 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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2.3 Leistungen der Integrationsämter 

Die Integrationsämter der Länder sind zuständig für die 
begleitende Hilfe im Arbeitsleben, die darauf abzielt, dass 
schwerbehinderte Menschen auf Arbeitsplätzen beschäf- 
tigt werden, auf denen sie ihre Fähigkeiten und Kennt- 
nisse voll verwerten und weiterentwickeln können. Zu 
diesen Hilfen gehören vor allem die behinderungsge- 
rechte Einrichtung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen, 
Leistungen bei außergewöhnlichen Belastungen sowie 
die Arbeitsassistenz. 

2.3.1 Behinderungsgerechte Einrichtung von 
Arbeits- und Ausbildungsplätzen 

Ein wichtiges Instrument der BeschäfligungsfÖrderung ist 
die behinderungsgerechte Einrichtung von Arbeits- und 
Ausbildungsplätzen, denn damit kann behinderten Men- 
schen zu einer von fremder Hilfe unabhängigen Arbeits- 
leistung verhelfen werden. 

Beispiele für die behinderungsgerechte Einrichtung eines 
Arbeitsplatzes sind der Umbau eines Arbeitsplatzes zu ei- 
nem Einhandbetrieb für einen hand- oder armamputierten 
Menschen, bei blinden Menschen die Ausrüstung eines 
Computerarbeitsplatzes mit einer Braillezeile, bei sehbe- 
hinderten Beschäftigten ein Großbildmonitor oder eine 
extra große Tastatur, bei gehörlosen Menschen Bild- und 
Schreibtelefone oder Lichtsignalanlagen an Maschinen. 
Aber auch die Herstellung von Barrierefreiheit beispiels- 
weise durch den Einbau von Rampen oder Aufzügen oder 
durch elektrische Türantriebe gehört hierzu. Zur behinde- 
rungsgerechten Einrichtung von Arbeitsplätzen gehören 
auch Ersatzbeschaffungen, Beschaffungen und Anpas- 
sungen an die technische Weiterentwicklung sowie die 
Wartung und Instandsetzung und die Ausbildung des 
schwerbehinderten Menschen im Gebrauch der geförder- 
ten Gegenstände. 

Schwerbehinderte Menschen haben - auch bei Teilzeit- 
arbeit - gegenüber ihren Arbeitgebern einen Rechts- 
anspruch auf behinderungsgerechte Einrichtung und Un- 
terhaltung der Arbeitsstätten sowie auf Ausstattung ihres 
Arbeitsplatzes mit den erforderlichen technischen Ar- 
beitshilfen. Voraussetzung ist aber, dass die Erfüllung für 
den Arbeifgeber zumufbar und nicht mit unverhältnismä- 
ßigen Aufwendungen verbunden ist. Daher unterstützen 


die Integrationsämter die Arbeitgeber bei der Durchfüh- 
rung dieser Maßnahmen. Ohne die finanzielle Förderung 
aus Mitteln der Ausgleichsabgabe würden neue behinde- 
rungsgerechte Arbeits- und Ausbildungsplätze oftmals 
nicht geschaffen und vorhandene Arbeitsplätze nicht be- 
hinderungsgerecht eingerichtet werden. 

Ein Überblick über die Jahre 2003 bis 2005 zeigt, dass es in 
2004 einen Rückgang bei der Zahl der geförderten Arbeits- 
und Ausbildungsplätze um 24,5 Prozent (- 2 358 Fälle) gab, 
aber von 2004 auf 2005 wiederum einen starken Anstieg 
um 40 Prozent (+2 851 Fälle). Insgesamt stieg von 2003 
bis 2005 die Zahl der geförderten Arbeitsplätze um ca. 
5 Prozent (-t 493 Fälle), wobei schwerbehinderte Frauen 
von dieser Entwicklung überproportional profitierten. Die 
Zahl geförderter Arbeits- und Ausbildungsplätze Schwer- 
behinderter Frauen stieg im gleichen Zeitraum um über 
7 Prozent (-1-233 Fälle). Gleichzeitig stiegen die Ausga- 
ben um 2,68 Mio. Euro (7,8 Prozent). 

Die bestehenden Regelungen werden allgemein als gut 
bezeichnet. Dies entspricht auch der Einschätzung der 
Bundesarbeitsgemeinschafl der Integrationsämter und 
Hauptfürsorgestellen, die der behinderungsgerechten Ge- 
staltung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen hohe Prio- 
rität einräumt. 

2.3.2 Leistungen bei außergewöhnlichen 
Belastungen 

Auch die Leistungen zur Abgeltung außergewöhnlicher 
Belastungen tragen zur Erhaltung und Sicherung von Ar- 
beitsverhältnissen schwerbehinderter Menschen bei. Ziel- 
gruppe dieser Leistung sind schwerbehinderte Menschen, 
die wegen ihrer Behinderung eine besondere Hilfskraft 
benötigen, nur eine wesentlich geminderte Arbeitsleis- 
tung (Minderleistungsausgleich) erbringen können oder 
deren Beschäftigung mit außergewöhnlichen Aufwen- 
dungen für den Arbeitgeber verbunden ist. Dies ist bei- 
spielsweise dann der Fall, wenn sich andere Beschäftigte 
des Arbeitgebers intensiv um den schwerbehinderten 
Kollegen kümmern oder wenn ein aufwändiges Anleiten 
bei der Arbeit erforderlich ist. Zur Zielgruppe gehören 
auch schwerbehinderte Menschen, die aus einer Werkstatt 
für behinderte Menschen auf den allgemeinen Arbeifs- 
markf gewechselt sind. 


Tabelle 9 

Behinderungsgerechte Einrichtung von Arheits- und Aushildungsplätzen 


2003 

2004 

2005 

Mio. Euro 

Fallzahlen 

Mio. Euro 

Fallzahlen 

Mio. Euro 

Fallzahlen 

insgesamt 

Frauen 

insgesamt 

Frauen 

insgesamt 

Frauen 

34,46 

9.616 

3.269 

37,85 

7.258 

2.426 

37,14 

10.109 

3.502 


Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfiirsorgestellen 
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Leistungen bei außergewöhnlichen Belastungen 


Tabelle 10 


2003 

2004 

2005 

Mio. Euro 

Fallzahlen 

Mio. Euro 

Fallzahlen 

Mio. Euro 

Fallzahlen 

insgesamt 

Frauen 

insgesamt 

Frauen 

insgesamt 

Frauen 

77,79 

18.967 

6.071 

94,77 

25.760 

8.169 

103,70 

27.436 

7.921 


Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfiirsorgestellen 


Von 2003 bis 2005 stieg die Zahl der Arbeitsplätze 
schwerbehinderter Menschen, bei denen die Integrations- 
ämter außergewöhnliche Belastungen der Arbeitgeber 
ausgeglichen haben, um knapp 45 Prozent (-1- 8 469). Die 
Zahl der geforderten Arbeitsplätze, die mit schwerbehin- 
derten Frauen besetzt sind, stieg im gleichen Zeitraum um 
30,5 Prozent (-1- 1 850). Die durchschnittliche Förder- 
summe ging von 4 100 Euro in 2003 auf 3 800 Euro in 
2005 zurück. 

Bedenkt man, dass 2005 insgesamt rund 920 000 Schwer- 
behinderte Menschen beschäftigt waren, wurde nur bei 
knapp 3 Prozent der schwerbehinderten Beschäftigten ein 
Ausgleich gezahlt, ln diesen Fällen aber sind die Leistun- 
gen bei außergewöhnlichen Belastungen geeignet, Ar- 
beitsverhältnisse zu erhalten und zu stabilisieren. Daher 
werden sie von Verbände- und Länderseite als wichtig an- 
gesehen, insbesondere auch, um Kündigungen zu vermei- 
den. 

2.3.3 Arbeitsassistenz 

Seit dem 1 . Oktober 2000 haben schwerbehinderte Men- 
schen gegenüber den Integrationsämtem im Rahmen der 
begleitenden Hilfe im Arbeitsleben einen Rechtsanspruch 
auf Übernahme der Kosten für eine nofwendige Ar- 
beifsassisfenz. Beispiele für Arbeifsassisfenz sind die per- 
sönliche Assisfenz für schwer körperbehinderte Men- 
schen, die Vorlesekraft für blinde und sfark sehbehinderte 
Menschen oder Gebärdendolmefscher für gehörlose Men- 
schen. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter 
und Hauptfürsorgestellen hat Empfehlungen für die Er- 


bringung finanzieller Leistungen zur Arbeitsassistenz 
schwerbehinderter Menschen gemäß § 102 Abs. 4 
SGB IX erarbeitet. Danach ist Arbeitsassistenz die über 
gelegentliche Handreichungen hinausgehende, zeitlich 
wie tätigkeitsbezogen regelmäßig wiederkehrende Unter- 
stützung schwerbehinderter Menschen bei der Arbeits- 
ausführung. Arbeifsassisfenz ist notwendig, wenn der 
schwerbehinderte Mensch erst hierdurch eine den Anfor- 
derungen des allgemeinen Arbeitsmarktes entsprechende, 
vertraglich geschuldete Arbeitsleistung wettbewerbsfähig 
erbringen kann. 

Es gibf verschiedene Möglichkeifen, wie Arbeifsassisfenz 
organisiert werden kann. So kann der schwerbehinderte 
Mensch ein Persönliches Budget erhalten und als Arbeit- 
geber selbst eine Assistenzkraft einstellen. Er kann aber 
auch einen Dienstleister beauftragen, der Assistenzkräfte 
beschäftigt und diese zur Verfügung sfellf. Hier isf der 
schwerbehinderte Mensch von den Pflichten eines Arbeit- 
gebers befreit. Daneben gibt es ein spezielles Angebot für 
hörbehinderfe Menschen, die auf eine visuelle Kommuni- 
kationsform angewiesen sind. Bei dem so genannten 
Telesign wird von qualifizierten Gebärdendolmetschem 
die Leistung Tele-Dolmetschdienst via Konferenzschal- 
tung und Bildtelefon angeboten. Schließlich ist es auch 
möglich, dass der Arbeitgeber des schwerbehinderten 
Menschen diesem eine Assistenzkraft bereit stellt. 

Die Fallzahlen bei den Integrationsämtem sind in den 
letzten Jahren um 75 Prozent gestiegen (-1- 464 Fälle), wo- 
bei Frauen von dieser Entwicklung im gleichen Maße wie 
Männer profitierten. Der Aufwand pro Fall ging von 
durchschnittlich 7 300 Euro in 2003 auf 7 100 Euro in 
2005 zurück. 


Arbeitsassistenz 


Tabelle 11 


2003 

2004 

2005 

Mio. Euro 

Fallzahlen 

Mio. Euro 

Fallzahlen 

Mio. Euro 

Fallzahlen 

insgesamt 

Frauen 

insgesamt 

Frauen 

insgesamt 

Frauen 

4,55 

620 

193 

6,38 

878 

258 

7,66 

1.084 

338 


Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfiirsorgestellen 
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Forschungsprojekt „Arbeitsassistenz zur Teilhabe“ 
des Landschaftsverbandes Rheinland 

Der Landschaftsverband Rheinland hat im Februar 2004 
das Forschungsprojekt „Arbeitsassistenz zur Teilhabe“ 
gestartet, um zu prüfen, ob und unter welchen Vorausset- 
zungen Arbeitsassistenz die beruflichen Chancen Schwer- 
behinderter Menschen verbessert und wie die Umsetzung 
durch die Integrationsämter verläuft. Da das Projekt in 
Zusammenarbeit mit der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen durchgeführt 
wurde und 16 Integrationsämter (von insgesamt 17) be- 
teiligt waren, kann eine repräsentative Aussage über Ar- 
beitsassistenz in Deutschland gemacht werden. Das Pro- 
jekt wurde 2006 abgeschlossen und erste Ergebnisse 
liegen vor (der Endbericht ist in Vorbereitung): 

Assistenznehmende sind überwiegend Männer (knapp 
60 Prozent) und Personen im Alter zwischen 35 und 
54 Jahren (über 65 Prozent). 

Mit Blick auf die Behinderung dominiert mit gut 40 Pro- 
zent die Gruppe der Menschen mit einer Sehbehinderung 
einschließlich einer Erblindung. 38 Prozent der Assis- 
tenznehmenden haben eine Körperbehinderung. Ange- 
sichts der Tatsache, dass nur 5 Prozent der Menschen von 
Geburt an behindert sind, ist bemerkenswert, dass knapp 
49 Prozent der Assistenznehmenden seit der Geburt be- 
hindert sind und fast 15 Prozent die Behinderung im Alter 
zwischen einem und fünf Jahren erworben haben. 

Die Assisfenznehmenden weisen ein sehr hohes Bil- 
dungs- und Ausbildungsniveau auf. Knapp 60 Prozent 
verfügen über einen Universitäfs- oder Hochschulab- 
schluss. Ein Fünftel hat eine duale Berufsausbildung 
absolviert. Knapp 70 Prozent sind in Vollzeit beschäftigt, 
wobei Tätigkeiten im privaten beziehungsweise öffentli- 
chen Dienstleistungsbereich überwiegen (fast 85 Pro- 
zent). Wichtigster Arbeitgeber mit über 32 Prozent ist der 
öffentliche Dienst. 34 Prozent der Assistenznehmenden 
sind in leitender Position tätig und 30 Prozent sind selbst- 
ständig. 

Rund 75 Prozent der Assistenznehmenden beschäftigen 
Assistenzkräfte im Arbeitgebermodell. Die Assistenzkräfte 
wiederum sind überwiegend Frauen (knapp 73 Prozent). 
Sie haben ein gutes Bildungs- und Ausbildungsniveau und 
sind zwischen fünf bis 20 Stunden wöchentlich als Assis- 
tenzkraft tätig. Das bewilligte Budget für eine Assisfenz- 
kraft reicht von unter 200 Euro bis über 1 200 Euro pro 
Monat, wobei Budgets in Höhe von 1 000 bis 1 200 Euro 
überwiegen. Die überwiegenden Tätigkeiten der 
Assistenzkräfte sind Mobilitätsassistenz, Anreichen von 
Dingen, Hilfen bei Schreiben, Unterstützung am Compu- 
ter, Vorlesen von Texten und das Unterstützen beim 
Wahmehmen äußerer Eindrücke bei einer Sinnesbehinde- 
rung. 

Die Assistenznehmenden sind zu über 80 Prozent mit ih- 
rer Arbeitssituation zufrieden und führen dies auf die As- 
sisfenzkraft zurück. Diese habe es ermöglicht, überhaupt 
erst eine Berufstätigkeit aufzunehmen, sie schaffe Unter- 
stützung, Effektivität und Flexibilität, verbessere die be- 
ruflichen Chancen und erhöhe insgesamt die Teilhabe am 


Arbeitsleben. Diese Einschätzung spiegelt sich in den 
Aussagen der Arbeitgeber wider. Diese hatten zwar zum 
großen Teil zunächst Bedenken gegenüber der Beschäfti- 
gung eines schwerbehinderten Menschen mit Assistenz- 
bedarf Diese wurden jedoch schnell ausgeräumt. Allge- 
mein schätzen die Arbeitgeber die beruflichen Leistungen 
und Chancen der schwerbehinderten Mitarbeiter und Mit- 
arbeiterinnen als gut ein. Oftmals werden diese von ihren 
Arbeitgebern als Leistungsträger beschrieben. Knapp die 
Hälfte ist der Meinung, dass die Chancen schwerbehin- 
derter Menschen auf dem Arbeitsmarkt durch die Ar- 
beitsassistenz deutlich steigen. 

Hinsichtlich der Umsetzung der Arbeitsassistenz werden 
das Antragsverfahren zum Teil als zu aufwändig und zu 
kompliziert und die Verfahrensdauer als zu lang kritisiert. 
Diese beträgt im Schnitt drei Monate. Vor dem Hinter- 
grund, dass oftmals auf dem Arbeitsmarkt schnell und 
flexibel reagiert werden muss, kann davon ausgegangen 
werden, dass kürzere Bewilligungsverfahren das Ziel for- 
dern, die Beschäftigungschancen zu verbessern. 

Insgesamt kommt die Studie zu dem Ergebnis, dass Ar- 
beitsassistenz ein erfolgreiches Instrument ist, die Chan- 
cen schwerbehinderter Menschen auf dem Arbeitsmarkt 
zu verbessern. Sie ist für eine kleine, besonders befrof- 
fene, aber auch hochqualifizierte Gruppe von schwerbe- 
hinderten Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen eine 
überaus wichtige und zugleich optimale Hilfeleistung. 

2.3.4 Integrationsprojekte 

Integrationsprojekte sind Unternehmen, die sich von an- 
deren dadurch unterscheiden, dass sie überdurchschnitt- 
lich viele besonders betroffene schwerbehinderte Men- 
schen beschäftigen, nämlich mindestens 25 Prozent. Die 
meisten Integrationsprojekte sind rechtlich und wirt- 
schaftlich selbständige Unternehmen, es gibt aber auch 
untemehmensinteme Betriebe und Abteilungen. Integra- 
tionsprojekte sollen maximal 50 Prozent besonders be- 
troffene schwerbehinderte Menschen beschäftigen. Mit 
dieser Regelung soll sichergestellt werden, dass Integra- 
tionsprojekte als Unternehmen des allgemeinen Arbeits- 
marktes wettbewerbsfähig bleiben. Ziel der fnfegrations- 
projekte isf die dauerhafte Eingliederung besonders 
betroffener schwerbehinderter Menschen auf dem allge- 
meinen Arbeitsmarkt. Sie sind dort in sozialversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen angestellt. 

Die Zielgruppe der Integrationsprojekte sind schwerbe- 
hinderte Menschen, deren Beschäftigung auf dem allge- 
meinen Arbeitsmarkt auf Grund von Art oder Schwere ih- 
rer Behinderung oder wegen sonstiger Umstände auf 
besondere Schwierigkeiten stößt (besonders betroffene 
schwerbehinderte Menschen). Das sind beispielsweise 
schwerbehinderte Menschen mit einer geistigen oder see- 
lischen Behinderung, die einer besonderen arbeitsbeglei- 
tenden Betreuung bedürfen, die aus einer Werkstatt für 
behinderte Menschen auf den allgemeinen Arbeifsmarkf 
wechseln oder schwerbehinderte Schulabgänger, die ohne 
besondere Unterstützung nicht den Weg ins Berufsleben 
schaffen. Damit bieten Integrationsprojekte solchen 
schwerbehinderten Menschen Beschäftigung, deren Leis- 
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tungsniveau über den Anforderungen von Werkstätten für 
behinderte Menschen liegt, die aber gleichwohl trotz 
Ausschöpfens aller Möglichkeiten besondere Schwierig- 
keiten haben, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eine Be- 
schäftigung zu finden. 

Wegen der besonderen Zusammensetzung der Zielgruppe 
haben die Integrationsprojekte faktisch eine Brücken- 
fünktion zwischen Werkstätten für behinderte Menschen 
und Arbeitgebern des allgemeinen Arbeitsmarktes. Sie 
sind ein wichtiges Mittel, um den Übergang aus einer 
Werkstatt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu fördern. 
Daraus resultieren auch die besonderen Aufgaben der In- 
tegrationsprojekte, zu denen neben der Beschäftigung 
und adäquaten Bezahlung auch arbeitsbegleitende Be- 
treuung und, soweit erforderlich, Maßnahmen der berufli- 
chen Bildung gehören. 

Die Zahl der Integrationsprojekte nimmt stetig zu. So gab 
es 2002 noch 314 Integrationsprojekte und 2005 bereits 
über 500. Mit der Zahl der Integrationsprojekte steigt auch 
die Zahl der Beschäftigten. 2005 waren 11 385 Menschen 
in Integrationsprojekten beschäftigt, 6 333 von ihnen hat- 
ten eine Schwerbehinderung. Darunter waren wiederum 
4 550 Personen aus der Zielgruppe, das heißt besonders 
betroffene schwerbehinderte Menschen. Dies waren 
56 Prozent mehr als noch in 2002, als 2 908 besonders 
betroffene schwerbehinderte Menschen in Integrations- 
projekten beschäftigt waren. 

Von den in 2005 beschäftigten schwerbehinderten Men- 
schen waren 1 386 Frauen und 3 164 Männer. 3 669 Per- 
sonen hatten eine körperliche Behinderung, 1 947 eine 
seelische und 717 Beschäftigte eine geistige Behinde- 
rung. Damit überwiegen Körperbehinderungen deutlich, 
wobei häufig auch Sinnesbehinderungen oder Mehrfach- 
behinderungen Vorlagen. 

ln 2005 waren unter den Beschäftigten 258 Personen, die 
aus einer Werkstatt für behinderte Menschen in ein Inte- 
grationsprojekt gewechselt sind. Ebenfalls haben 
85 Absolventen einer Schule mit dem Förderschwerpunkt 
„Geistige Behinderung“ eine Beschäftigung in einem In- 
tegrationsprojekt aufgenommen. 

Finanzielle Fördernng von Integrationsprojekten 

Die Integrationsprojekte können aus Mitteln der Aus- 
gleichsabgabe durch die Integrationsämter der Länder fi- 
nanziell gefördert werden. Dies ist aufgrund der besonde- 
ren Zusammensetzung ihrer Belegschaft erforderlich. Sie 
können finanzielle Leistungen für Investitionskosten, 
sprich Aufbau, Erweiterung, Modernisierung und Aus- 
stattung erhalten. Wichtig ist auch die Finanzierung be- 
triebswirtschaftlicher Beratung, da tragfähige Konzepte 
entscheidend dafür sind, dass sich Integrationsprojekte 
am Markt und im Wettbewerb behaupten können. Da- 
neben erhalten sie Leistungen zur Abdeckung des beson- 
deren Aufwandes. Damit wird dem Umstand Rechnung 
getragen, dass ein Großteil der Mitarbeiter nicht voll leis- 
tungsfähig isf oder der regelmäßigen Unfersfüfzung be- 
darf und so zum Beispiel sozialpädagogisch besonders 
geschulfes Personal vorgehalten werden muss. 


Integrationsprojekte, die mehr als 40 Prozent besonders 
betroffene schwerbehinderte Menschen beschäftigen, gel- 
ten als Zweckbetriebe und damit als gemeinnützig im 
Sinne der Abgabenordnung. Damit sind sie von der Ent- 
richtung von Ertragssteuem befreit und zahlen bei Vorlie- 
gen bestimmter Voraussetzungen, die durch das Jahres- 
steuergesetz 2007 konkretisiert worden sind, nur einen 
ermäßigten Umsatzsteuersatz (7 Prozent). Auf diese 
Weise sollen Nachteile ausgeglichen werden, die die Inte- 
grationsprojekte wegen der besonderen Zusammenset- 
zung ihrer Belegschaft und ihrer zusätzlichen Aufgaben 
(Arbeitsbegleitung) haben. 

Ferner können Integrationsprojekte wie alle Arbeitgeber 
von den Integrationsämtem Leistungen bei außergewöhn- 
lichen Belastungen sowie Eingliederungszuschüsse von 
den Agenturen für Arbeit und Trägem der Grandsiche- 
mng für die Beschäftigung schwerbehinderfer Menschen 
bekommen. 

Mit der Zahl der Integrationsprojekte und der dort be- 
schäftigten schwerbehinderten Menschen sind auch die 
Ausgaben der Integrationsämter für die Infegrationspro- 
jekfe in den lefzfen Jahren gestiegen. 


Tabelle 12 

Förderung von Integrationsprojekten durch die 
Integrationsämter in Mio. Euro 


2002 

2003 

2004 

2005 

21,2 

30,5 

52,1 

50,3 


Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfür- 
sorgestellen 


Die Fördernng der Integrationsprojekte durch die Integra- 
tionsämter hat von 2002 bis 2004 stark zugenommen und 
ist dann im Jahr 2005 wieder leicht gesunken. Diese Ent- 
wicklung ist beachtlich angesichts der Tatsache, dass im 
gleichen Zeitraum die den Integrationsämtem aus der 
Ausgleichsabgabe zur Verfügung stehenden Mittel gesun- 
ken sind. Es zeigt sich, dass die Förderang der Integra- 
tionsprojekte ein Schwerpunkt der Integrationsämter ist. 

In einigen Ländern wird diese Entwicklung forciert. Bei- 
spielsweise setzt Rheinland-Pfalz neben der Ausgleichs- 
abgabe zusätzlich Haushaltsmittel ein und hat so in den 
letzten Jahren jährlich rund zehn neue Integrationspro- 
jekte geschaffen. Ende 2006 gab es bereits 46 Integra- 
tionsprojekte in Rheinland-Pfalz. Damit werden konse- 
quent Alternativen für die Menschen geschaffen, die aus 
einer Werkstatt für behinderte Menschen auf den allge- 
meinen Arbeitsmarkt wechseln wollen. 

2.4 Unterstützung durch Integrations- 
fachdienste 

Integrationsfachdienste sind Dienste Dritter, die beson- 
ders betroffene schwerbehinderte Menschen bei der Su- 
che nach einem Ausbildungs- oder Arbeitsplatz beraten. 
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unterstützen und ihnen adäquate Ausbildungs- oder Ar- 
beitsplätze vermitteln. Des Weiteren informieren, beraten 
und unterstützen sie Arbeitgeber, die schwerbehinderte 
Menschen beschäftigen möchten. Dabei gibt § 110 
SGB IX ihnen einen umfassenden Aufgabenkatalog vor. 
Dieser schließt insbesondere mit ein, die Fähigkeiten 
schwerbehinderter Menschen zu bewerten und ein indi- 
viduelles Fähigkeitsprofil zu erstellen, geeignete Ar- 
beitsplätze zu erschließen und die schwerbehinderten 
Menschen auf diese vorzubereiten und sie, solange erfor- 
derlich, am Arbeitsplatz zu begleiten. Gegebenenfalls 
sind auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Betrieb 
oder in der Dienststelle über die Auswirkung der Behin- 
derung zu informieren sowie Nachbetreuung oder psy- 
chosoziale Betreuung zu leisten. 

Die Bundesagentur für Arbeit hat bundesweit Integra- 
tionsfachdienste eingerichtet und aus der Ausgleichs- 
abgabe finanziert. Mit dem Gesetz zur Förderung der 
Ausbildung und Beschäftigung schwerbehinderter Men- 
schen wurde die Strukturverantwortung zum 1. Januar 
2005 auf die Integrationsämter der Länder übertragen. 
Gleichzeitig wurden die Aufgaben der Integrationsfach- 
dienste erweitert. Neu hinzugekommen ist vor allem die 
Aufgabe, die Bundesagentur für Arbeit auf deren Anfor- 
derung bei der Berufsorientierung und Berufsberatung in 
den Schulen zu unterstützen. 

Übergang der Strukturverantwortung 

Mit der Strukturverantwortung haben die Integrations- 
ämter die Pflicht dafür Sorge zu tragen, dass eine ausrei- 
chende Zahl gut organisierter und ausgestatteter Dienste 
in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich tätig ist. Insge- 
samt kann gesagt werden, dass der Übergang der Struk- 
turverantwortung gut gelungen ist. 

Die Integrationsämter schließen mit den Integrationsfach- 
diensten im Rahmen ihrer Strukturverantwortung Ver- 
träge. Daneben beauftragen die Rehabilitationsträger die 
Integrationsfachdienste mit der Vermittlung von Rehabili- 
tanden auf Basis der „Gemeinsamen Empfehlung nach 
§113 Abs. 2 SGB IX zur Inanspruchnahme der Integra- 
tionsfachdienste zur Zusammenarbeit und zur Finanzie- 
rung der Kosten, die dem Integrationsfachdienst bei der 
Wahrnehmung der Aufgaben der Rehabilitationsträger 
entstehen“ vom 16. Dezember 2004. Hinsichtlich der Ver- 
gütung unterscheidet die gemeinsame Empfehlung zwi- 
schen den Bereichen Berufsbegleitung und Vermittlung. 
Die Vergütung im Bereich Berufsbegleitung orientiert 
sich dabei an den durchschnittlichen monatlichen Fall- 
kosten. Im Bereich Vermittlung ist eine kombinierte Ver- 
gütung aus einem monatlichen Grundbetrag und einer Er- 
folgsprämie im Falle einer Vermittlung vorgesehen. 

Daneben können auch die Träger der Arbeitsverwaltung 
die Integrationsfachdienste bei der Vermittlung schwerbe- 
hinderter Menschen beteiligen. Als Instrument der Betei- 
ligung kann einmal der Vermittlungsgutschein dienen. 
Dies ist auch so im Gesetz zur Förderung der Ausbildung 
und Beschäftigung schwerbehinderter Menschen vorge- 
sehen und wurde umgesetzt mit den „Grundsätzen zur 
Nutzung und Mitfinanzierung der Integrationsfachdienste 


bei deren Inanspruchnahme“, ln dieser von der Bundesa- 
gentur für Arbeit und der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen ausgearbeite- 
ten Vereinbarung ist Näheres zum Verfahren geregelt. 
Von Seiten der Verbände wird der Einsatz der Vermitt- 
lungsgutscheine kritisiert, da diese nicht für die in § 109 
Abs. 2 SGB IX genannten Zielgruppen der Integrations- 
fachdienste geeignet seien. 

Zudem haben die Agenturen für Arbeit sowie die Arbeits- 
gemeinschaften und zugelassenen kommunalen Träger 
die Möglichkeit, Integrationsfachdienste gemäß § 37 
SGB 111 beziehungsweise gemäß § 16 SGB 11 i. V. m. 
§37 SGB 111 zu beauftragen. Dies geschah bisher nur in 
sehr geringem Umfang. Das Bundesministerium für Ar- 
beit und Soziales hat im Herbst 2006 geklärt, dass eine 
Beauftragung im Wege der freihändigen Vergabe erfolgen 
kann. Eine beschränkte Ausschreibung komme nur dann 
in Betracht, wenn es - wie zum Beispiel in Ballungsräu- 
men - mehrere Integrationsfachdienste in räumlicher 
Nähe gebe. Die Bundesagentur für Arbeit hat die Agentu- 
ren für Arbeit in einer Handlungsempfehlung und Ge- 
schäftsanweisung (HEGA 11/2006 vom 20. November 
2006) entsprechend unterrichtet. Die Agenturen für Ar- 
beit und die Arbeitsgemeinschaften können ihren Bedarf 
unmittelbar den regionalen Einkaufszentren der Bundes- 
agentur für Arbeit melden, die dann die gewünschten 
Leistungen einkaufen. Die Bundesregierung wird be- 
obachten, ob die Integrationsfachdienste nunmehr im 
Interesse der schwerbehinderten Menschen im angemes- 
sen Umfang von den Agenturen bzw. den Trägem der 
Gmndsichemng beauftragt werden. 

Mit dem Übergang der Strukturverantwortung ist auch 
die Aufgabe der Integrationsämter verbunden, daraufhin- 
zuwirken, dass bei den Integrationsfachdiensten alle 
begleitenden Fachdienste, so auch die im Auftrag der In- 
tegrationsämter tätigen psychosozialen Dienste konzen- 
triert werden. Damit soll sichergestellt werden, dass der 
Arbeitgeber sich möglichst nur an einen Ansprechpartner 
wenden muss, um umfassende Hilfestellung zu erhalten. 
Diese Aufgabe wurde von den Integrationsämtem konse- 
quent umgesetzt. So gab es Ende 2003 noch mnd 400 In- 
tegrationsfachdienste, Ende 2006 waren es 260 Integra- 
tionsfachdienste, die nun aus einer Hand Sicherang und 
Vermittlung anbieten. 

Gute Arbeitsergebnisse der Integrationsfacbdienste 
unterstreichen deren Bedeutung 

Da nunmehr ein Großteil der Dienste sowohl im Bereich 
Vermittlung als auch bei der Sicherung der Beschäftigung 
behinderter Menschen tätig ist, liegen seit 2005 Daten aus 
15 Bundesländern hinsichtlich des gesamten Aufgaben- 
gebiets der Integrationsfachdienste vor. Dies hat aller- 
dings auch zur Folge, dass Vergleiche mit den Vorjahren 
nur bedingt möglich sind. 

2006 unterstützten die Integrationsfachdienste in beiden 
Aufgabenbereichen rund 87 000 (2005: 77 590) beson- 
ders betroffene schwerbehinderte Menschen. Bei 28 800 
(2005: 26 500) genügte eine qualifizierte Beratung bezie- 
hungsweise eine kurzzeitige Intervention, um ein ab- 
schließendes Ergebnis zu erzielen. Bei 58 300 (2005: 
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51 000) Personen - zwei Drittel der Klienten - war hinge- 
gen eine umfangreichere und auch längerfristige Beglei- 
tung erforderlich, um ein bestehendes Arbeitsverhältnis 
zu stabilisieren oder in ein neues zu vermitteln. 

Ein Großteil der Klienten der Integrationsfachdienste ist 
körperbehindert (38 Prozent), 26 Prozent sind psychisch 
behindert, 14 Prozent sind hörbehindert und 10 Prozent 
sind Menschen mit Lemschwierigkeiten. Daneben haben 
8 Prozent eine neurologisch bedingte Behinderung und 
rund 4 Prozent sind sehbehindert. 

Werden für 2006 die Klienten der Integrationsfachdienste 
unter dem Merkmal „beruflicher Status“ betrachtet, über- 
wiegen klar die Personen, die auf dem allgemeinen Ar- 
beitsmarkt beschäftigt (45 Prozent) beziehungsweise ar- 
beitslos (55 Prozent) sind. Der Anteil der betreuten 
Schülerinnen und Schüler und der Werkstattbeschäftigten 
ist sehr klein. Konkret gehörten 2006 1 109 Schüler und 
Schülerinnen und 876 Werkstattbeschäftigte zu dem Kun- 
denkreis der Integrationsfachdienste. Angesichts der Tat- 
sache, dass diese beiden Personengruppen als Zielgruppe 
der Integrationsfachdienste gesetzlich genannt sind, sind 


sie stark unterrepräsentiert. Hinzu kommt, dass 2006 al- 
lein die Integrationsfachdienste in Baden- Württemberg 
und Nordrhein- Westfalen 90 Prozent der Schüler und 
Werkstattbeschäftigten betreut haben. Dies zeigt, dass 
sich Baden-Württemberg und Nordrhein- Westfalen hin- 
sichtlich dieser Personengruppen besonders engagieren. 

Die Entwicklung der Vermittlungsergebnisse der Jahre 

2005 bis 2006 zeigt, dass sich die Qualität der Vermitt- 
lungsarbeit auf kontinuierlich hohem Niveau befindet. 
Der Anteil der Arbeitsmarktvermittlungen an der Zahl der 
abgeschlossenen Vermittlungsfälle lag in den Jahren 2005 
und 2006 bei jeweils rund 30 Prozent. 

Im Bereich Sicherung von Arbeitsplätzen wurden in 2006 
10 115 Fälle abgeschlossen, wobei in über zwei Drittel 
der Fälle das Arbeitsverhältnis erhalten blieb. 

2006 kam es nur in knapp 10 Prozent der Fälle zu einem 
Verlust des Arbeitsplatzes durch Kündigung des Arbeit- 
gebers. ln knapp 70 Prozent der Fälle blieb das Arbeits- 
verhältnis hingegen bestehen. Von diesem guten Ergebnis 
profitierten Frauen im gleichen Umfang wie Männer. 


Abbildung 1 


Von Integrationsfachdiensten betrente Klienten nach Art der Behindernng 



Seelische 

Behinderung 


Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales 


Tabelle 13 


Vermittlnngsergebnisse der Integrationsfach dienste 



2005 

2006 

Fallzahlen 

in% 

Fallzahlen 

in% 

Abgeschlossene Vermittlungsfälle 

13.272 

100,0 

18.625 

100,0 

davon Arbeifsmarkfvermittlungen 

4.157 

31,3 

5.355 

28,8 


Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen 
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Tabelle 14 


Ergebnisse im Bereich Arbeitsplatzsicherung 



2005 

2006 

Gesicherte Arbeitsverhältnisse 

6.752 

6.844 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses im Einvemehmen/Eigenkündigung 

769 

1.384 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Arbeitgeberkündigung 

716 

949 

Eintritt in Rente 

646 

938 

insgesamt 

8.883 

10.115 


Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfiirsorgestellen 


Neue Aufgaben für Integrationsfachdienste 

Mit dem Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Be- 
schäftigung schwerbehinderter Menschen wurden den In- 
tegrationsfachdiensten neue Aufgaben zugewiesen. Sie 
sollen mehr als bisher als Hauptansprechpartner für die 
Arbeitgeber zur Verfügung stehen und die Klärung aller 
Leistungen und Unterstützungen übernehmen. 

Zudem können sie die Agenturen für Arbeit bei der Be- 
rufsberatung und der Berufsorientierung in den Schulen 
auf deren Anforderung unterstützen. Oben wurde bereits 
festgestellt, dass die Beteiligung der Integrationsfach- 
dienste durch die Arbeitsagenturen nur sehr langsam an- 
läuft und dass in 2005 und 2006 jeweils nur rund 
2 Prozent der von Integrationsfachdiensten betreuten 
Klienten Schüler und Schülerinnen waren. Hier ist die 
Einbindung der Integrationsfachdienste verbesserungsbe- 
dürftig. Verschiedene Modelle in einzelnen Ländern und 
Regionen zeigen, dass eine Begleitung und Unterstützung 
der behinderten Schülerinnen und Schüler zu einer besse- 
ren betrieblichen Integration führen kann und damit die 
Ausbildungs- und Berufschancen erhöht werden. Hierzu 
gehört beispielsweise die Netzwerk- und Berufswegekon- 
ferenz, die in Baden- Württemberg praktiziert wird. 

Bei der Netzwerk- und Berufswegekonferenz handelt es 
sich um die sogenannte Schnittstellenkonzeption zur Ko- 
operation mit den Integrationsfachdiensten bei der beruf- 
lichen Bildung, Vorbereitung und Erprobung behinderter 
Menschen aus Schulen und Werkstätten für behinderte 
Menschen zur Teilhabe am Arbeitsleben. Die Integra- 
tionsfachdienste werden dabei während des gesamten Un- 
terstützungsprozesses von der schulischen Vorbereitung 
über die betriebliche Erprobung bis zur Anbahnung und 
Sicherung der Beschäftigung beteiligt. Zielgruppe der 
Netzwerk- und Berufswegekonferenz sind Schülerinnen 
und Schüler, die in ihrer Leistungsfähigkeit an der Grenze 
zur Werkstatt für behinderte Menschen liegen, die sich ei- 
genständig im Berufsverkehr bewegen können und die 
den Willen haben, ihre beruflichen Fähigkeiten unter den 
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes weiter zu 
entwickeln. 

Ansatzpunkt der Netzwerk- und Berufswegekonferenz ist 
die Überzeugung der Beteiligten, insbesondere des Inte- 
grationsamtes Baden-Württemberg, der Integrationsfach- 


dienste aber auch des Lehrpersonals der Förderschulen, 
dass Menschen mit Lemschwierigkeiten, also lern- und 
geistig behinderte Menschen, bei frühzeitiger und geziel- 
ter Förderung bemerkenswerte berufliche und soziale Fä- 
higkeiten entwickeln können. Diese müssen unter realen 
Bedingungen gefördert werden, wobei beachtet werden 
muss, dass die Anpassungs- und Leistungsfähigkeit die- 
ser Personengruppe stark umgebungsabhängig ist. Eine 
nachhaltige Vermittlung auf den allgemeinen Arbeits- 
markt kann dann gelingen, wenn ein Arbeitsplatz gefun- 
den wird, der den Fähigkeiten des behinderten Menschen 
entspricht, und wo auch Vorgesetzte und Kollegen seiner 
Beschäftigung offen gegenüber stehen. 

Diese Grundüberzeugung und entsprechende Erfahrun- 
gen aus einzelnen Modellregionen haben dazu geführt, 
dass die Netzwerk- und Berufswegekonferenz seit 2006 
landesweit an Förderschulen für geistig behinderte Men- 
schen und sukzessive auch an Förderschulen für lembe- 
hinderte Menschen eingeführt wird und die Arbeit der In- 
tegrationsfachdienste in Baden- Württemberg zu Gunsten 
der Zielgruppe der Schüler und Schülerinnen neu ausge- 
richtet wurde. Dabei bilden die Netzwerkkonferenzen den 
formellen Rahmen, in dem alle beteiligten Institutionen 
und Akteure des Arbeitsmarktes sowie die Leistungsträ- 
ger einmal jährlich in jedem Arbeitsagenturbezirk auf 
Einladung des Integrationsamtes Zusammenkommen, um 
verbindliche Verfahrens- und Kooperationsabsprachen zu 
treffen, sie einzuführen und deren Wirksamkeit zu über- 
wachen. In der Berufswegekonferenz finde! hingegen in- 
dividuelle Berufswegeplanung sfaft. 

Die Berufswegekonferenz wird von der jeweiligen För- 
derschule für geistig behinderte Menschen in Zusammen- 
arbeit mit dem Integrationsfachdienst für die Schüler und 
Schülerinnen durchgeführt. Ziel ist, die individuell erfor- 
derlichen Maßnahmen für die berufliche Bildung des ein- 
zelnen Schülers beziehungsweise der Schülerin sowie für 
die Vorbereitung, Erprobung und Platzierung zur Teilhabe 
am Arbeitsleben gemeinsam zu planen und umzusetzen. 
Die Berufswegekonferenz wird regelmäßig in der Werk- 
stufe der 10. Klasse eingeführt. Aufgabe des Integrations- 
fachdienstes ist, dafür zu sorgen, dass die Anforderungen 
des allgemeinen Arbeitsmarktes bei der konkreten Be- 
rufswegeplanung berücksichtigt werden. Daneben akqui- 
riert er geeignete betriebliche Erprobungsmöglichkeiten 
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und berät Arbeitgeber über die Auswirkungen der Behin- 
derung. Er informiert sie über Fördermögliehkeiten und 
steht als Anspreehpartner sowohl für den Arbeitgeber als 
aueh für den behinderten Mensehen zur Verfügung. 

Dass dieses Konzepf erfolgverspreehend isf, zeigen die 
bisherigen Erfahrungen in Modellregionen in Baden- 
Württemberg. Hier konnten auf Basis einer engen und 
verbindliehen Zusammenarbeit aller Beteiligten sehr gute 
Vermittlungserfolge erreieht werden. So sind die Vermitt- 
lungszahlen der Integrationsfaehdienste aus Sehulen und 
Werkstätten für behinderte Mensehen in den letzten Jah- 
ren kontinuierlieh gestiegen, ln 2003 wurden 122, in 2004 
138, 2005 159 und 2006 bereits 251 geistig behinderte 
Mensehen von Integrationsfaehdiensten auf den allgemei- 
nen Arbeitsmarkt vermittelt. Diese maehten somit in 
2006 24 Prozent aller Vermittlungen der Integrationsfaeh- 
dienste in Baden- Württemberg aus. Dies ist angesiehts 
der Tatsaehe, dass bundesweit nur weniger als 4 Prozent 
der Klienten der Integrationsfaehdienste Sehüler und 
Sehülerinnen sowie Werkstattbesehäftigte sind, ein gro- 
ßer Erfolg. 

Das Integrationsamt Baden-Württemberg betont, dass die 
konsequente Ausriehtung der Integrationsfaehdienste auf 
diese Zielgruppe nieht nur den betroffenen Mensehen zu 
Gute kommt, sondern im Ergebnis aueh dazu beiträgt, 
jährlieh Kosten für die Eingliederungshilfe einzusparen. 
Dabei geht das Integrationsamt davon aus, dass zwei 
Drittel der Vermittlungen langfristig Bestand haben. 
Diese Personen hätten ohne die intensive und individuelle 
Unterstützung dureh die Integrationsfaehdienste keine 
Mögliehkeit gehabt, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
tätig zu werden, und wären daher vermutlieh in eine 
Werkstatt für behinderte Mensehen aufgenommen wor- 
den. So seien in Baden- Württemberg allein in den Jahren 
2003 bis 2006 Kosten für Werksfätfen für behinderte 
Mensehen in Höhe von rund 15 Mio. Euro eingespart 
worden. 

Mit den Netzwerk- und Berufswegekonferenzen zeigt Ba- 
den-Württemberg, dass die berufliehe Eingliederung 
sehwerbehinderter Jugendlieher naehhaltig verbessert 
werden kann, wenn sehon in der Sehule angesetzt wird 
und alle im Land Beteiligten - das Integrationsamt, die 
Agenturen für Arbeit, die Sehulen und aueh die zuständi- 
gen Ministerien - engagiert und zielorientiert Zusammen- 
arbeiten. 

Eine soleh umfassende Vernetzung im Übergang Sehule/ 
Beruf aueh in anderen Regionen zu etablieren, ist das Ziel 
der vom Europäisehen Sozialfonds geforderten EQUAL- 
Entwieklungspartnersehaft „Talente - Entwieklung von 
Selbstbestimmung und Wahlmögliehkeiten“. Im Rahmen 
von EQUAL-Talente sollen in der Zeit von Juli 2005 bis 
Ende 2007 in versehiedenen Regionen im Bundesgebiet 
integrative Konzepte, die bereits in den Sehulen ansetzen 
und auf den Übergang vorbereiten, ausgearbeitet und 
eingeführt werden. So sollen unter anderem aueh Berufs- 
wegekonferenzen in Aurieh (Niedersaehsen) und in 
Merseburg (Saehsen-Anhalt), eingeführt werden. Partner 
hierbei sind das Institut für Erwaehsenenbildung in 
Aurieh und die Deutsehe Angestellten Akademie in Mer- 
seburg. Sie leisten zurzeit in ihrer jeweiligen Region 


Grundlagenarbeit und klären darüber auf, welehes die 
Ziele innerhalb einer Berufswegekonferenz sind und wel- 
ehe Aufgaben den Beteiligten hierbei zukommen. Auf 
diesem Weg soll Transparenz gesehaffen und erreieht 
werden, dass alle Beteiligten, insbesondere aber die Sehu- 
len, aktiv Kontakt zu den naehfolgenden Akteuren im 
Übergangsprozess Sehule/Beruf aufnehmen. Als näehster 
Sehritt ist geplant, die Berufswegekonferenz in der jewei- 
ligen Region einzuführen. Eine wiehtige Rolle spielen da- 
bei das Seminar für Didaktik und Lehrerbildung in Hei- 
delberg und die Bundesarbeifsgemeinsehaft Unfersfüfzfe 
Besehäftigung, die bei dem Aufbau der Nefzwerkarbeit 
darauf hinarbeifen, dass die Partner vor Ort in einen faeh- 
liehen Austauseh treten. Die Projektbeteiligten betonen, 
dass sie sieh dabei die aktive Beteiligung ihrer jeweiligen 
Landesministerien wünsehten, da das Beispiel Baden- 
Württemberg zeige, dass deren Unterstützung die Akzep- 
tanz der Berufswegekonferenz deutlieh erhöhe. 

2.5 Schwerbehindertenvertretungen und 
Integrationsvereinbarungen 

ln Betrieben und Dienststellen mit wenigstens fünf 
sehwerbehinderten Besehäftigfen wird eine Sehwerbehin- 
dertenvertretung gewählt. Ihre Aufgabe ist es, die Ein- 
gliederung sehwerbehinderter Mensehen in den Betrieb 
zu fördern, ihre Inferessen zu vertreten und ihnen bera- 
tend und helfend zur Seite zu stehen, ln die Sehwerbehin- 
dertenvertretung wird eine Vertrauensperson und mindes- 
tens ein stellvertretendes Mitglied gewählt. 

Eine systematisehe Erfassung aller Sehwerbehinderten- 
vertretungen gibt es nieht. Der Deutsehe Gewerksehafts- 
bund sehätzt, dass es bundesweit rund 10 200 Betriebe 
mit einer Sehwerbehindertenvertretung gibt, ln diesen 
Betrieben sind rund 20 000 Vertrauenspersonen und Stell- 
vertreter aktiv. Sehwerbehindertenvertretungen gibt es 
ganz überwiegend in Betrieben mit mehr als 100 Besehäf- 
tigten: Über die Hälfte ist in Betrieben mit mehr als 
100 und weniger als 500 Besehäftigten und rund 43 Pro- 
zent in Betrieben mit mehr als 500 Besehäftigten aktiv. 

Stärkung der Rechte der Schwerbehinderten- 
vertretungen 

Um die Reehte der Sehwerbehindertenvertretungen und 
die Position der Vertrauenspersonen in großen Unterneh- 
men zu stärken, wurde dureh das Gesetz zur Förderung 
der Ausbildung und Besehäftigung sehwerbehinderter 
Mensehen geregelt, dass die Heranziehung des ersten 
stellvertretenden Mitglieds der Sehwerbehindertenvertre- 
tung zur Unterstützung der Vertrauensperson bei be- 
stimmten Aufgaben bereits in Betrieben und Dienststellen 
mit mehr als 100 besehäftigten sehwerbehinderten Men- 
sehen möglieh sein soll. Diese Regelung galt bislang erst 
in Betrieben mit mehr als 200 besehäftigten sehwerbehin- 
derten Mensehen, ln Betrieben und Dienststellen mit 
mehr als 200 besehäftigten sehwerbehinderten Mensehen 
ist künftig die Heranziehung des mit der näehsthöehsten 
Stimmenzahl gewählten weiteren stellvertretenden 
Mitglieds möglieh. Reehtlieh geregelt wurde aueh ein 
Teilnahme- und Redereeht für die zuständigen Sehwer- 
behindertenvertretungen an Betriebs- und Personal- 
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Versammlungen, aueh wenn die Mitglieder der Sehwer- 
behindertenvertretung nieht Angehörige des jeweiligen 
Betriebes oder der Dienststelle sind. 

Integrationsvereinbarungen 

Integrationsvereinbarungen werden zwisehen Arbeitge- 
bern und Sehwerbehindertenvertretungen sowie den be- 
triebliehen Interessenvertretungen abgesehlossen. Sie 
enthalten Regelungen im Zusammenhang mit der Einglie- 
derung sehwerbehinderter Mensehen in den Betrieb oder 
in die Dienststelle. Ziel ist, dureh betriebsnahe und auf 
das konkrete Unternehmen bezogene Regelungen die Be- 
sehäftigung sehwerbehinderter Mensehen zu verbessern. 
Mit dem Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Be- 
sehäfligung sehwerbehinderter Mensehen wurde der Ka- 
talog möglieher Regelungsinhalte im SGB IX erweitert. 
Zusätzlieh aufgenommen wurden Regelungen über eine 
anzustrebende Besehäftigungsquote, einsehließlieh eines 
angemessenen Anteils sehwerbehinderter Frauen, zu Teil- 
zeitarbeit, zur Ausbildung behinderter Jugendlieher und 
zur Durehführung der betriebliehen Prävention und zur 
Gesundheitsförderung. 

Eine Sammlung von Integrationsvereinbarungen ist unter 
www.rehadat.de veröffentlieht. Sie unterseheidet zwi- 
sehen versehiedenen Branehen, zum Beispiel Handel, 
Masehinenbau oder öffentlieher Dienst. Allerdings gibt 
es keine systematisehe Erfassung aller in Deutsehland be- 
stehenden Integrationsvereinbarungen. Daher ist es 
sehwer einzusehätzen, wie weit sie verbreitet sind. Es ist 
aber davon auszugehen, dass es in versehiedenen Bran- 


ehen durehaus Untersehiede gibt. So beriehtet die Ar- 
beitsgemeinsehaft der Sehwerbehindertenvertretungen 
des Bundes, dass sieh Integrationsvereinbarungen be- 
währt hätten, während die Bundesarbeitsgemeinsehaft der 
betriebliehen Sehwerbehindertenvertretungen beklagt, 
dass es nur wenige Vereinbarungen gebe und dass der 
oben erwähnte Katalog mit mögliehen Regelungsinhalten 
wenig bewirkt habe. Ziel muss daher sein, dass Integrati- 
onsvereinbarungen von den Akteuren in den Betrieben 
noeh stärker mit Leben gefüllt werden. 

2.6 Besonderer Kündigungsschutz 

Die Kündigung des Besehäftigungsverhältnisses eines 
sehwerbehinderten Mensehen bedarf der vorherigen Zu- 
stimmung des Integrationsamtes. Das Integrationsamt 
prüft den Saehverhalt und wägt die bereehtigten Interes- 
sen des Arbeitgebers sowie die Interessen des sehwerbe- 
hinderten Mensehen ab, bevor es über den Antrag ent- 
seheidet. Dadureh soll siehergestellt werden, dass vor 
einer Kündigung alle anderen Mögliehkeiten, Sehwierig- 
keiten im Arbeitsverhältnis zu beseitigen, ausgesehöpfl 
worden sind. Hierzu gehört beispielsweise der Einsatz be- 
gleitender Hilfen im Arbeitsleben. 

Von 2003 bis 2005 ist die Zahl der Anträge auf Zustim- 
mung zur Kündigung sehwerbehinderter Mensehen um 
rund 16 Prozent zurüekgegangen (- 6 254 Anträge). Diese 
Entwieklung ist etwas sehwäeher hinsiehtlieh besehäftig- 
ter sehwerbehinderter Frauen, aber aueh hier ist ein Rüek- 
gang von über 12 Prozent zu verzeiehnen. 


Tabelle 15 


Anträge auf Zustimmung zur Kündigung 


2003 

2004 

2005 

insgesamt 

Frauen 

insgesamt 

Frauen 

insgesamt 

Frauen 

38.404 

13.409 

35.572 

13.361 

32.150 

11.727 


Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen 


Tabelle 16 


Abgeschlossene Kündigungsverfahren 



2003 

2004 

2005 

Anzahl 

in % 

Anzahl 

in % 

Anzahl 

in% 

Abgeschlossene Kündigungsverfahren 

37.070 

100,0 

36.084 

100,0 

37.764 

100,0 

Erhalt des Arbeitsplatzes 

7.837 

21,1 

8.544 

23,7 

7.452 

22,7 

Verlust des Arbeitsplatzes 

29.233 

78,9 

27.540 

76,3 

25.312 

77,3 


Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen 
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In den Jahren 2003 bis 2005 blieb die Zahl der Arbeits- 
plätze, die erhalten werden konnten, relativ konstant. Die 
Quote lag in diesen Jahren zwisehen 21 und 24 Prozent. 
Hieraus wird deutlieh, dass der besondere Kündigungs- 
sehutz keineswegs zur Unkündbarkeit führt. Er stellt da- 
mit aueh kein Einstellungshindemis für behinderfe Men- 
sehen dar. Im Gegenteil: Eine wiehtige Aufgabe der 
Integrationsämter besteht gerade darin, das Arbeitsver- 
hältnis extern zu prüfen und Wege aufzuzeigen, wie Be- 
sehäfligungsverhältnisse im Rahmen der begleitenden 
Hilfe fortgeführt werden können, die ohne diese Hilfe be- 
endet würden. Häufig ergeben sieh im Verlauf eines sol- 
ehen Verfahrens Lösungsmögliehkeiten, die vorher von 
den Beteiligten nieht bedaeht worden sind. Um dennoeh 
bestehenden Vorbehalten seitens maneher Arbeitgeber 
entgegenzukommen, sind mit dem Gesetz zur Förderung 
der Ausbildung und Besehäftigung sehwerbehinderter 
Mensehen zwei Neuerungen erfolgt: 

Zum einem wurde das Verfahren auf Zustimmung zur 
Kündigung besehleunigt. Entseheiden die Integrations- 
ämter bei einer beabsiehtigten Kündigung wegen der 
vollständigen Einstellung oder Insolvenz des Betriebes 
nieht innerhalb eines Monats, gilt die Zustimmung als er- 
teilt. 

Zum anderen wurde § 90 SGB IX um einen neuen Absatz 
2a erweitert mit dem Ziel, dass der besondere Kündi- 
gungssehutz nieht in den Fällen besteht, in denen zum 
Zeitpunkt der Kündigung die Eigensehaft als sehwerbe- 
hinderter Menseh nieht naehgewiesen ist oder die Fest- 
stellung der Sehwerbehinderteneigensehaft nur betrieben 
wird, um eine Kündigung zu verzögern, also ein in der 
Regel aussiehtsloses Anerkennungsverfahren betrieben 
wird. Wegen der Auslegungsfähigkeit der neuen Rege- 
lung wird sowohl von Arbeitnehmer- als aueh von Arbeit- 
geberseite eine Reehtsunsieherheit gesehen. Insgesamt 
haben sieh aber die bestehenden Regelungen als geeignet 
erwiesen, sowohl für Arbeifgeber als aueh für sehwerbe- 
hinderte Besehäffigte fragbare Lösungen zu erzielen. 

2.7 Besondere Förderung der Ausbildung 

Die berufliehe Ausbildung behinderter Mensehen ist von 
großer Bedeutung, denn hier werden Weiehen für die Zu- 
kunft gestellt. Eine erfolgreiehe Ausbildung ist Grund- 
lage für eine gleiehbereehtigfe Teilhabe von Mensehen 
mif Behinderung am Arbeifsleben. Die besondere Bedeu- 
tung, die die Bundesregierung diesem Thema beimisst, 
wird daran deutlieh, dass sie 2005 einen eigenständigen 
Berieht über die Situation behinderter und sehwerbehin- 
derter Frauen und Männer auf dem Ausbildungsstellen- 
markt vorgelegt hat (Bundestagsdrueksaehe 15/5922). 
Dieser Berieht enthält eine umfassende Darstellung der 
Mögliehkeiten, die behinderte Jugendliehe im Übergang 
von der Sehule in den Beruf haben und welehe Ausbil- 
dungsmögliehkeiten ihnen zur Verfügung sfehen. 

Der Berieht enthält aueh eine Darstellung der ausbil- 
dungsfÖrdemden Maßnahmen, die in dem Gesetz zur För- 
derung der Ausbildung und Besehäftigung sehwerbehin- 
derter Mensehen enthalten sind. Diese Maßnahmen 
konnten erstmals in dem Berufsbildungsjahr 2004/2005 


angewandt werden, so dass zum damaligen Beriehtszeit- 
punkt über ihre Umsetzung und den Umfang ihrer Nut- 
zung noeh keine verwertbaren Informationen Vorlagen. 
Daher wurde angekündigt, dass Erfahrungen über die 
Wirkungen der Instrumente zur Förderung der Ausbil- 
dung behinderter Mensehen in diesem Berieht dargestellt 
werden. 

Die in dem Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Be- 
sehäftigung sehwerbehinderter Mensehen enthaltenen 
Änderungen basieren auf dem Wissen, dass zwar viele 
behinderte Mensehen eine Berufsausbildung absolvieren, 
ein Großteil jedoeh in außerbetriebliehen Einriehtungen. 
Die außerbetriebliehe Ausbildung führt häufig zu Proble- 
men bei dem Übergang von der Ausbildung in ein Be- 
sehäftigungsverhältnis. Denn trotz des hohen Niveaus der 
Ausbildung in Einriehtungen zur Teilhabe behinderter 
Mensehen am Arbeitsleben fehlen den Jugendliehen oft- 
mals die praktisehe Nähe zu den Betrieben und Erfahrun- 
gen mit den Arbeitsbedingungen in Unternehmen des all- 
gemeinen Arbeitsmarktes. Diese Betriebsnähe und die 
Tatsaehe, dass die Betriebe ihre Auszubildenden während 
der Ausbildung gut kennen gelernt haben, führt aber 
dazu, dass bei Neueinstellungen häufig bevorzugt der ei- 
gene „Naehwuehs“ berüeksiehtigt wird. Daher muss eine 
Politik, die für behinderfe Jugendliehe die gleiehen Teil- 
habereehte wie für niehf behinderfe Jugendliehe verwirk- 
liehen will, dureh ein aufeinander abgesfimmfes Bündel 
von Maßnahmen die Bereif sehaff der Befriebe, behinderfe 
Jugendliehe auszubilden, deutlieh erhöhen. 

Diese Aufgabe wurde mit dem Gesetz zur Förderung der 
Ausbildung und Besehäftigung sehwerbehinderter Men- 
sehen umgesetzt. Es enthält Regelungen, mit denen Un- 
ternehmen motiviert werden sollen, verstärkt Jugendliehe 
mit Behinderung auszubilden, und mit denen eine größere 
Betriebsnähe der außerbetriebliehen Ausbildung erreieht 
werden soll. 

Neue finanzielle Hilfen für Arbeitgeber 

Mit dem Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Be- 
sehäftigung sehwerbehinderter Mensehen sind neue fi- 
nanzielle Hilfen für Arbeitgeber, die sehwerbehinderte 
Jugendliehe ausbilden, eingeführt worden. Das Integra- 
tionsamt kann naeh § 102 Abs. 3 Nr. 2e SGB IX i. V. m. 
§ 26b der Sehwerbehinterten-Ausgleiehsabgabenverord- 
nung (SehwbAV) Prämien und Zusehüsse zu den Kosten 
der Berufsausbildung zahlen. Zielgruppe sind gemäß § 68 
Abs. 4 SGB IX Jugendliehe, die für die Zeif ihrer Berufs- 
ausbildung in Befrieben und Diensfsfellen sehwerbehin- 
derten Mensehen gleiehgesfellt sind, aueh wenn der Grad 
der Behinderung weniger als 30 befrägf oder nieht festge- 
stellt ist. 

Neu ist aueh, dass Arbeitgeber, die ohne Besehäftigungs- 
pfiieht besonders betroffene sehwerbehinderte Jugendli- 
ehe ausbilden, naeh § 102 Abs. 3 Nr. 2b SGB IX i. V. m. 
§ 26a SehwbAV von den Integrationsämtem Zusehüsse 
zu Gebühren, die bei der Berufsausbildung entstehen, er- 
halten können. Die Bundesarbeitsgemeinsehaft der Inte- 
grationsämter und Hauptfürsorgestellen empfiehlt, den 
Leistungsumfang voll auszusehöpfen, um das Ziel des 
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Gesetzgebers, die Ausbildungsbereitschaft gerade auch 
von kleinen Betrieben zu fördern, zu erreichen. 

Allerdings gibt es bislang nur wenig Anträge von Arbeit- 
gebern, die diese neuen Fördermöglichkeiten nutzen wol- 
len. Für 2004 konnte die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Integrationsämter und Hauptförsorgestellen nur 14 Fälle 
(davon fünf Frauen) und für 2005 59 Fälle (davon 
13 Frauen) zählen, die mit insgesamt 10 000 Euro be- 
ziehungsweise 90 000 Euro gefördert wurden. Die Bun- 
desarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und 
Hauptfürsorgestellen betont allerdings auch, dass neue 
Leistungstatbestände regelmäßig eine längere Anlaufzeit 
brauchen, bis sie genutzt werden. 

Das Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Beschäfti- 
gung schwerbehinderter Menschen enthält auch eine Er- 
weiterung bezüglich der Mehrfachanrechnung schwerbe- 
hinderter Auszubildender. Danach kann eine während der 
Ausbildung bestehende Mehrfachanrechnung bei Über- 
nahme in ein Beschäftigungsverhältnis im Anschluss an 
die Berufsausbildung durch den ausbildenden oder einen 
anderen Arbeitgeber für ein weiteres Jahr fort gelten. Ob 
diese Regelung bereits praktische Bedeutung erlangt hat, 
kann nicht gesagt werden. Denn es liegen zwar aus dem 
Anzeigeverfahren Daten zur Mehrfachanrechnung vor, 
aber es wird nicht unterschieden zwischen den zu Grunde 
liegenden rechtlichen Tatbeständen. So wurde grundsätz- 
lich für die Zeit von 2004, dem Jahr des Inkrafttretens des 
Gesetzes zur Förderung der Ausbildung und Beschäfti- 
gung schwerbehinderter Menschen, bis 2005 festgestellt, 
dass die Zahl der mehrfach angerechneten Beschäftigten 
gesunken ist. 

Verzahnte Ausbildung 

Um die Chancen behinderter Jugendlicher beim Start in 
das Berufsleben im Anschluss an eine außerbetriebliche 
Ausbildung zu verbessern, soll künftig der Betrieb ver- 
stärkt in die Ausbildung einbezogen werden. Deshalb 
wurde in § 35 Abs. 2 SGB IX die Möglichkeit geschaf- 
fen, betriebliche und außerbetriebliche Berufsausbildung 
so miteinander zu verzahnen, dass behinderte Jugendli- 
che, die in einem Berufsbildungswerk oder einer anderen 
außerbetrieblichen Bildungseinrichtung ausgebildet wer- 
den, Abschnitte dieser Berufsausbildung auch in Unter- 
nehmen oder in der Verwaltung durchführen können (ver- 
zahnte Ausbildung). 

Bei einer verzahnten Ausbildung bleiben die Jugendli- 
chen während der betrieblichen Phasen Rehabilitanden 
der Einrichtungen, die weiterhin verantwortlich die Be- 
rufsausbildung als Leistung zur beruflichen Ausbildung 
ausführen und verpflichtet sind, die Arbeitgeber bei der 
Ausbildung und der Betreuung der Auszubildenden zu 
unterstützen. Damit tragen die Rehabilitationsträger auch 
in dieser Zeit die Kosten der Berufsausbildung, was so- 
wohl für die Einrichtungen als auch für die Betriebe von 
hoher Bedeutung ist, denn dem ausbildenden Betrieb ent- 
stehen keine Kosten für die Ausbildung der behinderten 
Jugendlichen. Zudem werden die behinderten Jugendli- 
chen während der Ausbildung in Betrieben und Dienst- 
stellen doppelt auf die Pflichtarbeitsplätze angerechnet. 


Es gibt unterschiedliche Modelle, wie verzahnte Ausbil- 
dung in der Praxis gestaltet werden kann. So kann die 
Ausbildung in den ersten Jahren in einem Berufsbil- 
dungswerk und im letzten Jahr in einem Unternehmen er- 
folgen. Es ist aber auch möglich, dass die praktische Aus- 
bildung von Anfang an in einem Betrieb durchgeführt 
wird. Im Folgenden wird dargestellt, wie verzahnte Aus- 
bildung in den Berufsbildungswerken Waiblingen und 
Leipzig praktiziert wird. Ein weiteres Beispiel ist das Pro- 
jekt „Verzahnte Ausbildung METRO - Berufsbildungs- 
werke - VAMB“, das im Rahmen der Initiative „Job - 
Jobs ohne Barrieren“ durchgeführt und daher auch dort 
dargestellt wird. 

Ein Beispiel, wie verzahnte Ausbildung erfolgreich ge- 
staltet werden kann, bietet das Berufsbildungswerk Waib- 
lingen. In einem eigenen Bereich, dem Regionalen Bil- 
dungszentrum Waiblingen, wird seit einigen Jahren 
insbesondere für lembehinderte Jugendliche die soge- 
nannte integrative Ausbildung, die der verzahnten Aus- 
bildung entspricht, angeboten. Die Ausbildung findet in 
der ersten Phase - regelmäßig das erste Lehrjahr - in dem 
Berufsbildungswerk statt und dient der Vermittlung von 
Ausbildungsinhalten und der Heranführung an die Arbeit. 
In der zweiten Phase - in der Regel während des zweiten 
und dritten Lehijahres - findet die Ausbildung in einem 
oder mehreren der rund 400 Kooperationsbetriebe des 
Berufsbildungswerkes statt. Wenn ein Jugendlicher be- 
reits über wesentliche Schlüsselqualifikationen verfügt, 
kann die einführende Phase in dem Berufsbildungswerk 
verkürzt und die Ausbildung im Kooperationsbetrieb ent- 
sprechend früher aufgenommen werden. Es werden zu- 
nächst Praktika absolviert, und später wird regelmäßig an 
drei Tagen in der Woche in einem Betrieb gearbeitet. An 
den anderen beiden Tagen findet sowohl der theoretische 
als auch der praktische Berufsschulunterricht an der eige- 
nen Berufsschule im Berufsbildungswerk statt. Bei Be- 
darf wird sozialpädagogische Betreuung angeboten. 

Oftmals findet die Ausbildung in verschiedenen Koopera- 
tionsbetrieben statt. Dies ist sinnvoll, da sich einige Be- 
triebe spezialisiert haben und dadurch nur einen Teil der 
Ausbildungsinhalte vermitteln können. Dies vergrößert 
zugleich die Zahl der möglichen Kooperationsbetriebe, 
da nicht ein Betrieb „alles“ anbieten muss. Gleichzeitig 
sind die Auszubildenden nicht mehr auf das Angebot des 
Berufsbildungswerkes beschränkt. Dies führt dazu, dass 
den Auszubildenden neben einer erweiterten Berufsviel- 
falt auch eine größere Zahl möglicher Ausbildungsbe- 
triebe zur Verfügung steht. Dies ist neben der großen Pra- 
xis- und Betriebsnähe der entscheidende Vorteil der 
integrativen Ausbildung im Berufsbildungswerk Waiblin- 
gen. 

Die bisherigen Jugendlichen haben integrative Ausbil- 
dungen beispielsweise in den Bereichen Feinwerktech- 
nik, Holzbearbeitung, Maler und Lackierer, Verkauf, 
Modenäherin, Hauswirtschaft sowie Garten- und Land- 
schaftsbau absolviert. Ziel der Ausbildung ist eine Be- 
schäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Hierfür 
ist eine Fachkraft des Regionalen Bildungszentrums 
Waiblingen verantwortlich. Ist eine Übernahme durch den 
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Kooperationsbetrieb unwahrseheinlieh, werden Integra- 
tionspraktika organisiert und begleitet. Diese Unterstüt- 
zung dureh die Faehkraft endet nieht mit der Ausbildung, 
sondern wird im Folgejahr fortgeführt. Die Jugendliehen 
bekommen naeh Absehluss der Ausbildung also Hilfe so- 
wohl bei der Arbeitsplatzsuehe als aueh bei der Einarbei- 
tung bei einem neuen Arbeitgeber. Dass dieses Konzept 
zielführend ist, zeigt die hohe Vermittlungsquote in Ar- 
beit von rund 75 Prozent naeh Absehluss der Ausbildung. 

Ein weiterer Anbieter verzahnter Ausbildung ist das Be- 
rufsbildungswerk Leipzig, das sieh zudem dureh eine 
Öffnung hin zu dezentralen Lemorten auszeiehnet und 
aueh wohnortnahe betriebliehe Ausbildungen begleitet. 
Das Berufsbildungswerk Leipzig ist spezialisiert auf die 
Begleitung gehörloser, sehwerhöriger und spraehbehin- 
derter junger Mensehen. Etwa 10 bis 15 Prozent der Ju- 
gendlichen werden nicht im Berufsbildungswerk selbst, 
sondern in Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarktes 
ausgebildet, wobei die Ausbildung jeweils sehr individu- 
ell gestaltet wird. Vorteil ist unter anderem, dass die Ju- 
gendlichen bei der neigungs- und bedarfsgerechten Wahl 
des Ausbildungsberufes nicht auf das Angebot im Berufs- 
bildungswerk begrenzt sind. So konnten bislang im Rah- 
men der verzahnten Ausbildung auch Berufsausbildungen 
als Tierpfleger, Biologielaborant, Kfz-Mechatroniker 
oder IT- Systemelektroniker durchgeführt werden, was im 
Berufsbildungswerk selbst nicht möglich gewesen wäre. 

Je nach der individuellen Leistungsfähigkeit der Auszubil- 
denden beginnt der betriebliche Ausbildungsabschnitt be- 
reits am ersten Tag der Ausbildung oder später zum zwei- 
ten oder dritten Lehijahr. Auch der Lemort wird den 
individuellen Bedürfnissen angepasst. So werden ver- 
zahnte Ausbildungen in Betrieben im Leipziger Raum 
durchgeführt, aber auch in den Heimatorten der Auszubil- 
denden. An allen Standorten organisiert das Berufsbil- 
dungswerk personenbezogene Unterstützungsangebote 
und unterhält dafür auch Beratungssf eilen in Berlin und 
Hannover. Im Rahmen dieser Unterstüfzungsangebofe kön- 
nen beispielsweise Dolmefscherleistungen oder Förderun- 
terricht organisiert oder Kollegen im Ausbildungsbetrieb 
angeleitet werden. Auch hinsichtlich des Berufsschulunter- 
richts sind individuelle Lösungen möglich. So kann er an 
den spezialisierten Förderberufsschulen in Leipzig und Es- 
sen oder integriert in einer allgemeinen Klasse mit ergän- 
zender Unterstützung stattfinden. Bei Bedarf werden im 
Berufsbildungswerk selbst vertiefende Speziallehrgänge 
und Prüfungsvorbereitungen durchgeführt. 

Interessant an beiden Modellen ist, dass aus der prakti- 
schen Tätigkeit heraus sowohl ein Bedarf für die verzahnfe 
Ausbildung als auch für die Begleitung von betrieblichen 
Ausbildungen gesehen und entsprechende Angebote ent- 
wickelt wurden. Diese sehr individuellen Ausbildungsan- 
gebote können auf die Bedarfe der behinderten Jugendli- 
chen passgenau zugeschnitten werden und verbessern die 
Ausbildungs- und Beschäfligungschancen deutlich. 

2.8 Betriebliches Eingliederungsmanagement 

Betriebliches Eingliederungsmanagement verfolgt vor 
dem Hintergrund des Grundsatzes „Rehabilitation statt 


Entlassung oder Rente“ (§ 8 SGB IX) das Ziel, im Be- 
trieb mit den dort vorhandenen Akteuren und Strukturen 
sowie unter Nutzung der dort gegebenen oder herstellba- 
ren spezifischen Potentiale, die Gesundheit und Arbeits- 
fähigkeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu erhal- 
ten. Betriebliches Eingliederungsmanagement richtet sich 
also nicht nur an schwerbehinderte und von Behinderung 
bedrohte Beschäftigte, sondern an alle Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. 

Der demografische Wandel und seine Folgen machen 
deutlich, dass betriebliche Aspekte auch in Prävention 
und Rehabilitation in den Vordergrund rücken müssen. 
Die dauerhaft geringe Geburtenrate und die steigende Le- 
benserwartung führen zu einem Rückgang der Bevölke- 
rungszahl und zu einer Erhöhung des Durchschnitfsalfers. 
Bis zum Jahr 2050 wird die Bevölkerung in Deutschland 
von heute über 82 Millionen Menschen auf rund 
74 Millionen zurückgehen, und der Anteil älterer Men- 
schen, die dann im Erwerbsleben stehen müssen, wird 
deutlich steigen. Vorausschauenden Unternehmen muss 
diese Entwicklung Sorge bereiten. Im Jahr 2020 wird 
mehr als jeder dritte Erwerbstätige älter als 50 Jahre sein. 
Der Arbeitskräftebedarf muss daher künftig mehr und 
mehr aus dem Kreis der älteren Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer gedeckt werden. Derzeit liegt die Beschäf- 
tigungsquote in der Altersgruppe der über 55-jährigen in 
Deutschland nur bei mnd 45 Prozent. In anderen Industrie- 
nationen wie den USA, Japan und Schweden liegt sie bei 
über 60 Prozent. Diesen Werten wird sich auch der deut- 
sche Arbeitsmarkt annähem müssen. 

Durch die Veränderung der Altersstruktur wird auch die 
Zahl chronisch kranker und behinderter Beschäftigter 
steigen. Zudem verändern sich Krankheiten und Behinde- 
rungen und deren Auswirkungen. Schon jetzt steigt der 
Anteil der Langzeiterkrankten aufgrund von Stress, Bum- 
out und Depressionen stetig an. Diese seelischen Leiden 
werden nicht nur für die Betroffenen, sondern auch für 
Unternehmen zu einem wachsenden Problem. Arbeitge- 
ber müssen sich künftig auf mehr leistungsgewandelte 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einstellen. Damit diese 
Situation nicht zur Wachstumsbremse wird, waren Lö- 
sungsmöglichkeiten zu entwickeln, wie die Arbeitsfähig- 
keit bis zum regulären Ruhestand aufrechterhalten wer- 
den kann. Lebenslange Fort- und Weiterbildung sowie 
betriebliches Eingliederungsmanagement tragen dazu bei, 
dass ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit ih- 
ren Kenntnissen und Erfahrungen auch weiterhin auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt beschäftigt sein werden. Es 
liegt zudem im ureigensten ökonomischen Interesse der 
Unternehmen, diese Prozesse zu unterstützen. Denn die 
Vorteile betrieblichen Eingliederungsmanagements kom- 
men allen Beteiligten zugute: den Unternehmen, den be- 
troffenen Beschäftigten, aber auch den sozialen Siche- 
rungssystemen. 

Gesetzliche Regelungen bieten einen verlässlichen 
Rahmen 

Um die oben beschriebenen Prozesse zu optimieren, wur- 
den mit dem Gesetz zur Förderung der Ausbildung und 
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Beschäftigung schwerbehinderter Menschen zum 1. Mai 
2004 die Regelungen zum betrieblichen Eingliederungs- 
management in § 84 Abs. 2 SGB IX eingeführt. Danach 
sind alle Arbeitgeber zu betrieblichem Eingliederungsma- 
nagement verpflichtet, um nach dem Grundsatz „Präven- 
tion und Rehabilitation statt Entlassung oder Rente“ das 
Arbeitsverhältnis möglichst dauerhaft zu sichern. 

Sind Beschäftigte innerhalb eines Jahres länger als sechs 
Wochen ununterbrochen oder wiederholt arbeitsunfähig, 
klärt der Arbeitgeber mit Zustimmung und Beteiligung 
der Betroffenen und gemeinsam mit dem Betriebs- oder 
Personalrat, bei schwerbehinderten Menschen auch mit 
der Schwerbehindertenvertretung, und, soweit erforder- 
lich, mit dem Werks- oder Betriebsarzt, wie die volle Ar- 
beitsfähigkeit möglichst weitgehend wieder hergestellt 
werden kann und welche Leistungen und Hilfen zur Un- 
terstützung des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin 
erforderlich sind. Gemeinsame Servicestellen oder Inte- 
grationsämter werden hinzugezogen, wenn es um die Ab- 
klärung von Leistungen zur Teilhabe oder begleitende 
Hilfen im Arbeitsleben geht. 

Da betriebliches Eingliederungsmanagement eine Ver- 
pflichtung der einzelnen Arbeitgeber ist, gibt es weder 
eine zentrale Erfassung der eingeleiteten Maßnahmen 
noch der erzielten Erfolge. Berichte aus der Praxis haben 
jedoch gezeigt, dass die Umsetzungsstände sehr unter- 
schiedlich sind. Einzelne Großunternehmen haben in ih- 
ren Personalabteilungen vorbildliche Einheiten zum be- 
trieblichen Eingliederungsmanagement aufgebaut. Auch 
kleine und mittlere Unternehmen setzen sich teilweise 
sehr wirkungsvoll für die Wiedereingliederung erkrankter 
Beschäftigter ein. Begrüßenswert ist auch, dass über die 
gesetzliche Verpflichtung hinaus in vielen Betrieben ent- 
sprechende Aktivitäten bereits vor Ablauf der gesetzli- 
chen Sechs-Wochen-Frist einsetzen. 

Andererseits ist in weiten Bereichen und gerade bei vie- 
len kleinen und mittleren Unternehmen das Wissen um 
betriebliches Eingliederungsmanagement gering oder die 
Skepsis über den Erfolg und die Sorge um kurzfristig hö- 
here Kosten noch sehr verbreitet. Die bisherige Umset- 
zung der gesetzlichen Regelung hat gezeigt, dass 

- nicht hinreichend eingeschätzt werden kann, in wel- 
cher Quantität und in welcher Qualität betriebliches 
Eingliederungsmanagement in den Betrieben einge- 
setzt wird, 

- zur Umsetzung betrieblichen Eingliederungsmanage- 
ments die Beteiligten in den Betrieben vielfältige Ein- 
zelfragen zu klären haben, 

- dort, wo betriebliches Eingliederungsmanagement 
zum Einsatz kommt, die gesetzlichen Vorgaben höchst 
unterschiedlich umgesetzt werden, und 

- Erkenntnisse zu den praktischen Auswirkungen der 
eingesetzten Instrumente und Verfahren nicht vorlie- 
gen. 

Um diese offenen Fragen zu klären, hat das Bundesminis- 
terium für Arbeif und Soziales mif Mitteln des Aus- 
gleichsfonds nach § 78 SGB IX eine „Untersuchung zu 


Stand, Methoden und Ergebnissen betrieblichen Einglie- 
derungsmanagements nach § 84 Abs. 2 SGB IX“ in Auf- 
trag gegeben, fm Einzelnen geht es um die 

- bundesweite Erhebung eingesetzter Verfahren im 
Sinne des § 84 Abs. 2 SGB IX und vergleichbarer Ver- 
fahren, die zum Ziel haben, Arbeitsverhältnisse dauer- 
haft zu sichern, 

- Erhebung der eingesetzten Methoden (Verwaltungs- 
und Entscheidungsabläufe, Kooperation der Arbeitge- 
ber insbesondere mit den Personalinteressenvertretun- 
gen, Betriebs- und Werkärzten, fntegrationsämtem. 
Leistungsträgem und gemeinsamen Servicestellen), 

- Erhebung der Bereitschaft der Arbeitgeber, durch Ge- 
sundheitsprävention und betriebliches Eingliedemngs- 
management Rahmenbedingungen für ein gesünderes 
Arbeiten zu schaffen, 

- Erhebung der Bereitschaft der Arbeitnehmer und Ar- 
beitnehmerinnen, Maßnahmen betrieblichen Einglie- 
derungsmanagements und anderen betrieblichen ge- 
sundheitsfördernden Maßnahmen zuzustimmen und 
sich an ihnen zu beteiligen, 

- Auswirkungen der eingesetzten Verfahren auf Kran- 
kenstand, Leistungsfähigkeit und Erwerbsbeteiligung 
der Beschäftigten, 

- Auswirkungen der eingesetzten Verfahren unter be- 
triebs- und volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten. 

Mit der Untersuchung wurde am 1. Oktober 2006 begon- 
nen; sie soll am 30. September 2007 abgeschlossen wer- 
den. Die zu erwartenden Erkenntnisse sind erforderlich, 
um die bisherigen Wirkungen des § 84 Abs. 2 SGB IX 
beurteilen und Vorschläge für noch zu tteffende Maßnah- 
men geben zu können. 

Projekte zur Umsetzung geben wichtige Impulse 

Viele Verbände, Integrationsämter, die Deutsche Renten- 
versichemng Bund sowie die Gewerkschaften haben zwi- 
schenzeitlich Handlungsempfehlungen oder -leitfäden 
zum betrieblichen Eingliederangsmanagement erstellt 
und schulen sowohl intern ihre eigenen Fühmngskräfte 
als auch zum Teil extern Beschäftigte anderer Arbeitge- 
ber intensiv, sodass davon auszugehen ist, dass sich über 
diese Multiplikatoren das betriebliche Eingliederangsma- 
nagement immer schneller durchsetzen wird. Auch im 
Rahmen der Initiative „Job - Jobs ohne Barrieren“ wur- 
den zahlreiche Projekte zum betrieblichen Eingliede- 
rangsmanagement durchgeführt, die weiter unten in dem 
Kapitel über die Initiative „job“ dargestellt werden. 

Die deutschen Berafsförderangswerke engagieren sich im 
Rahmen des aus dem Ausgleichsfonds geförderten Pro- 
jekts „Entwicklung eines betrieblichen Eingliederungs- 
managements und dessen Einbindung in ein ganzheitli- 
ches Gesundheitsmanagement - EIBE“. Es wurde bislang 
eine Fülle von Erfahrungen und Erkenntnissen bei der In- 
tegration eines betrieblichen Eingliederangsmanagements 
in die Unteraehmensstrukturen der Berafsförderangs- 
werke dokumentiert. Danach wurden in neun von 
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25 Berufsförderungswerken Betriebsvereinbarungen ab- 
gesehlossen, die die betriebliehen Abläufe und Zustän- 
digkeiten im betriebliehen Eingliederungsmanagement 
regeln. Ein umfassendes Datensehutzkonzept hilft den 
Akteuren zudem bei der Erhebung, Weitergabe und Ver- 
wertung persönlieher und eingliederungsrelevanter Daten 
in jedem Prozessabsehnitt. Vier Berufsförderungswerke 
konnten im Projektzeitraum bereits erfolgreieh ein Audit 
im betriebliehen Eingliederungsmanagement durehlau- 
fen und wurden zertifiziert. 

Ein im Rahmen von EIBE entwiekeltes Handbueh bildet 
das Herzstüek des betriebliehen Eingliederungsmanage- 
ments und regelt alle Prozesse von der Identifikation rele- 
vanter Signale bis zum Absehluss eines betriebliehen Ein- 
gliederungsmanagements, von der Dokumentation der 
Prozessschritte bis zur Definition der Akteninhalte, die 
ein Arbeitgeber einsehen darf 

Das Projekt sah vor, dass neben der im § 84 Abs. 2 
SGB IX beschriebenen Zielgruppe (sechs Wochen oder 
mehr Arbeitsunfähigkeit im Jahr) allen Beschäftigten die 
Möglichkeit zur Teilnahme offen stand; eine jährliche Ar- 
beitsunfähigkeit von mindestens zwei Wochen war das 
Mindestzugangskriterium. Ein besonderes Augenmerk 
wurde auf schwerbehinderte und ihnen gleichgestellte 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen gelegt. 

Insgesamt wurde im Rahmen von EIBE 251 Beschäftig- 
ten das Angebot eines betrieblichen Eingliederungsma- 
nagements unterbreitet, davon haben 194 geantwortet, 
146 Personen davon haben an einem Informationsge- 
spräch teilgenommen. Bei 47 Personen wurde der Prozess 
der Eingliederung eingeleitet. Bemerkenswert war der 
hohe Anteil (20 Prozent) von Teilnehmern und Teilneh- 
merinnen mit einer Schwerbehinderung an einem Infor- 
mationsgespräch. Dieser liegt deutlich über dem der 
schwerbehinderten und gleichgestellten Beschäftigten 
insgesamt in den Berufsförderungswerken (knapp 7 Pro- 
zent). 

ln rund 73 Prozent der Eingliederungsgespräche wurden 
einzelne Maßnahmen beziehungsweise Eingliederungs- 
pläne vereinbart. Beschäftigte, die weniger als sechs 
Wochen arbeitsunfähig waren, benötigen in der Regel 
Einzelmaßnahmen, wohingegen Mitarbeiter und Mit- 
arbeiterinnen mit einer längeren Arbeitsunfähigkeitszeit 
eher eines Bündels von Maßnahmen bedürfen. Der ver- 
gleichsweise hohe Bedarf an Eingliederungsgesprächen 
bei Beschäftigten, die weniger als sechs Wochen arbeits- 
unfähig waren, könnte ein Hinweis sein, dass der gesetz- 
lich vorgegebene Interventionszeitpunkt bei einer Ar- 
beitsunfähigkeit ab sechs Wochen im Zeitraum eines 
Jahres als nicht ausreichend erscheint und es angezeigt 
sein könnte, bereits früher aktiv zu werden. 

Ein Drittel der Problemlagen der befragten Beschäftigten 
haben einen psychosozialen Hintergrund, und über 
40 Prozent gaben an, dass die Arbeitsanforderungen zu 
Arbeitsunfähigkeitszeiten geführt haben oder führen kön- 
nen. Gleichwohl können über 80 Prozenf auch mit einge- 
schränkter Gesundheit ihre Tätigkeit ausführen. Dies legf 
den Schluss nahe, Angebofe zu entwickeln und Maßnah- 


men zu ergreifen, die verhindern, dass die oben beschriebe- 
nen Belastungen und Verhaltensweisen zu dauerhaften 
Leistungseinschränkungen und längeren Arbeitsunfähig- 
keitszeiten führen. Speziell Beschäftigfe mif psychosozialen 
Belastungen und psychosomatischen Problemstellungen 
sollten im Fokus eines betrieblichen Eingliederungs- 
managements stehen. 

Über die Hälfte der Teilnehmer und Teilnehmerinnen an 
den Informationsgesprächen wünschten sich Veränderun- 
gen am Arbeitsplatz und in der Arbeitsorganisation. Über 
ein Drittel der Befragten hielt eine innerbetriebliche Um- 
setzung für ersfrebenswert. Knapp ein Drittel wünschte 
sich Maßnahmen im Rahmen des Konfiiktmanagements. 
Alle Beschäftigten, die an einem Informationsgespräch 
teilnahmen, wünschten auch Gespräche mit ihren unmit- 
telbaren Vorgesetzten zum Thema Arbeit und Gesundheit. 
Die Führungskräfte mit ihren unterschiedlich ausgepräg- 
ten Sozialkompetenzen rücken somit in eine entschei- 
dende Position, gerade wenn es um die Gesundheit ihrer 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen geht. Personalentwick- 
lungsgespräche sollten für jedes Unternehmen selbstver- 
ständlich werden. 

Ein Erfolgskriterium kristallisierte sich in Form der Kon- 
stituierung von Integrationsteams heraus. Hier bündelten 
sich alle hausintemen Kompetenzen und führten in der 
Konfrontation mit konkreten Eingliederungsfragen zu ak- 
zeptierten und handlungsfähigen Teams, die aus allen 
veranfwortlichen und nofwendigen Akfeuren und Akfeu- 
rinnen zusammengesefzf sind. Hierzu zählen neben der 
Koordinaforin oder dem Koordinator unfer anderem die 
Mifarbeitervertretung, die Schwerbehinderfenvertretung, 
die Arbeifgeberverfrefung, der befriebsärzfliche Diensf 
und weifere bei Bedarf hinzuzuziehende Personen. Be- 
sondere Bedeufung komm! auch der Personalsachbearbei- 
tung und den Vorgesefzfen sowie der Fallmanagerin 
beziehungsweise dem Fallmanager zu, die die Eingliede- 
rungsarbeif koordinieren und begleifen. 

Von besonderer Bedeutung für ein erfolgreiches betrieb- 
liches Eingliederungsmanagement ist ein tragfähiges Ver- 
trauensverhältnis unter den Sozialpartnern. Eine Betriebs- 
vereinbarung stellt dabei die Basis für ein geregelfes 
Eingliederungsmanagement dar. Eine entsprechend ent- 
wikkelte Gesundheitspolitik mit einer gelebten und res- 
sourcenorientierten Untemehmenskultur unterstützt die 
positive Wirkung in den Unternehmen und ist ein Garant 
für gesunde Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter offen- 
baren sich im Falle eines betrieblichen Eingliederungs- 
managements auch in sehr persönlichen Fragen, und das 
macht verwundbar. Dies gilt besonders dann, wenn die 
Vertraulichkeit nicht gewahrt wird und zum Beispiel of- 
fenbarte Gesundheitsdaten nicht mehr ausschließlich für 
die Eingliederung, sondern für das Gegenfeil, die Aus- 
gliederung aus dem Arbeifsleben, genufzf werden (insbe- 
sondere für eine Kündigung oder einen Aufhebungsver- 
frag). Daher muss dem Dafenschufz mif Hilfe eines 
differenzierten Datenschutzkonzepts besondere Rech- 
nung getragen werden. 
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Es ist davon auszugehen, dass entsprechende Analysen 
der Umsetzungsprozesse für betriebliches Eingliede- 
rungsmanagement zumindest bei vielen anderen mittel- 
großen Unternehmen zu ähnlichen Ergebnissen fuhren 
würden, wie sie in den Berufsforderungswerken gewon- 
nen wurden. Aus den Ergebnissen des EIBE-Projekfs las- 
sen sich folgende Empfehlungen ableifen: 

- Bildung eines inferdisziplinären Teams für das be- 
triebliche Eingliederungsmanagement, 

- gemeinsame Festlegung der Ziele und Vorgehenswei- 
sen, 

- Einbeziehung des Datenschutzes als vertrauensbil- 
dende Hilfe für Abläufe zum befrieblichen Eingliede- 
rungsmanagemenf, 

- Abschluss einer Betriebsvereinbarung unter den So- 
zialpartnern, 

- regelmäßige Öffentlichkeitsarbeit zur Verbesserung 
der Transparenz, 

- Schulung aller Führungskräfte im Kontext betriebli- 
cher Gesundheitspolitik, 

- konsequentes Führen von Personalentwicklungsge- 
sprächen, 

- kontinuierliche Verbesserung der betrieblichen Ge- 
sundheitspolitik. 

Diese Empfehlungen müssen auf die individuellen Pro- 
blemstellungen der Unternehmen ausgerichtet werden. Es 
gibt nicht das betriebliche Eingliederungsmanagement, 
das für alle Unternehmen unterschiedlicher Größe, Form, 
Branche oder Kultur passt. Bedeutend ist der Entwick- 
lungsprozess, der in allen Unternehmen geleistet werden 
muss und einher geht mit der Kompetenzentwicklung der 
verantwortlichen und handelnden Personen. Die Entwick- 
lung und Implementierung von betrieblichem Eingliede- 
rungsmanagement ist als Prozess zu sehen, der die besonde- 
ren betriebsspezifischen Voraussetzungen berücksichtigt. 

Betriebliche Eingliederung hat international 
Bedeutung 

Betriebliches Eingliederungsmanagement gewinnt auch 
international immer mehr an Bedeutung. Der Europarat 
empfiehlt in seinem 2006 beschlossenen Aktionsplan zur 
Förderung der Rechte und der Teilhabe behinderter Men- 
schen, der von allen seinen derzeit 46 Mitgliedstaaten 
mitgetragen wird, neben vielen anderen Ansatzpunkten 
ein Integrationsmanagement, damit Menschen, die im 
Laufe ihres Arbeitslebens behindert werden, weiterhin im 
Arbeitsmarkt bleiben. 

Auf der Ebene der Europäischen Union sind die Mitglied- 
staaten aufgerufen, bei ihrer Politik das breite Spektrum 
von betrieblicher Prävention, betrieblichem Eingliede- 
rungsmanagement und betrieblicher Rehabilitation zu 
fördern und national bekannt zu machen. Wegen seiner 
wachsenden Bedeutung wurden betriebliche Prävention 
und betriebliche Rehabilitation auch in die Schlussfolge- 
rungen des EU-Sozialministerrates im Januar 2007 aufge- 


nommen. Im Rahmen der Eingliederung von Menschen 
mit Behinderungen in den allgemeinen Arbeitsmarkt war 
das betriebliche Eingliederungsmanagement auch Thema 
der Europäischen Konferenz zur Integration behinderter 
Menschen am 11. und 12. Juni 2007 in Berlin. 

Außerhalb der europäischen Grenzen ist das „Internatio- 
nal Forum on Disability Management“ (IFDM) von be- 
sonderer Bedeutung. Dessen nächstes Treffen im Septem- 
ber 2008 in Berlin wird unter dem Motto „Gemeinsam 
Grenzen überwinden“ stattfinden. 

2.9 Werkstätten für behinderte Menschen 

ln Werkstätten für behinderte Menschen werden behin- 
derte Menschen qualifiziert und beschäftigt, die wegen 
Art oder Schwere ihrer Behinderung nicht, noch nicht 
oder noch nicht wieder auf dem allgemeinen Arbeits- 
markt beschäftigt werden können. Voraussetzung für die 
Aufnahme in eine Werkstatt ist die Erwartung, dass spä- 
testens nach Teilnahme an Maßnahmen im Berufsbil- 
dungsbereich ein Mindestmaß verwertbarer Arbeitsleis- 
tung erbracht werden kann. Nach Angaben der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für behinderte 
Menschen haben knapp 80 Prozent der in Werkstätten be- 
schäftigten behinderten Menschen eine geistige Behinde- 
rung, über 16 Prozent haben eine seelische Behinderung 
und 4 Prozent sind körperbehindert. 

Tabelle 17 

Beschäftigte in Werkstätten für behinderte Menschen 


2003 

2004 

2005 

235.756 

245.798 

256.556 


Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales 


Die Zahl der in Werkstätten beschäftigten behinderten 
Menschen ist in den letzten Jahren gestiegen. Es wird all- 
gemein davon ausgegangen, dass der Anstieg auch in den 
nächsten Jahren anhält. Die Länder und das Bundesminis- 
terium für Arbeit und Soziales sehen es vor diesem Hin- 
tergrund als entscheidend an, festzustellen, welche Ursa- 
chen der anhaltende Bedarf an Werkstattplätzen hat. Im 
Rahmen einer vom Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales vergebenen und aus dem Ausgleichsfonds finan- 
zierten Studie soll diese Frage geklärt werden. Thema- 
tisch soll sich die Studie mit dem Übergang von der 
Schule in den Beruf, den Beratungs- und Entscheidungs- 
prozessen im Vorfeld der Aufnahme in eine Werkstatt für 
behinderte Menschen, der Unterstützung von Werkstatt- 
beschäftigten beim Übergang aus der Werkstatt auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt sowie alternativen Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
einschließlich Integrationsprojekten auseinandersetzen. 
Hierbei soll untersucht werden, welche Förderinstru- 
mente für den Übergang behinderter Menschen aus den 
allgemeinbildenden Schulen beziehungsweise aus Werk- 
sfätten auf den allgemeinen Arbeitsmarkf besonders wir- 
kungsvoll sind und welche Modifizierungen der Instru- 
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mente gegebenenfalls erforderlieh sind. Ergebnisse sollen 
im Juli 2008 vorliegen. 

Qualifizierte berufliche Bildung 

Der Einstieg in eine Besehäftigung in einer Werkstatt für 
behinderte Mensehen erfolgt über das Eingangsverfahren 
und den Berufsbildungsbereieh. Hier erhalten behinderte 
Mensehen eine qualifizierte berufiiehe Bildung. Das Ein- 
gangsverfahren dient dazu, festzustellen, ob die Werkstatt 
die geeignete Einriehtung zur Teilhabe eines behinderten 
Mensehen am Arbeitsleben ist und welehe Bereiehe der 
Werkstatt und welehe Leistungen zur Eingliederung in 
das Arbeitsleben in Betraeht kommen. Außerdem soll ein 
Eingliederungsplan erstellt werden. 

Dem Eingangsverfahren sehließt sieh der Berufsbildungs- 
bereieh an. Hier sollen Einzelmaßnahmen und Lehrgänge 
zur Verbesserung der Teilhabe am Arbeitsleben und zur 
Weiterentwieklung der Persönliehkeit durehgeführt wer- 
den. Ziel ist, dass die behinderten Mensehen naeh Absol- 
vierung des Berufsbildungsbereiehs ein Mindestmaß an 
wirtsehaftlieh verwertbarer Arbeitsleistung erbringen 
können. Die Dauer der Maßnahmen im Berufsbildungs- 
bereieh beträgt regelmäßig zwei Jahre. Sie werden in der 
Regel für ein Jahr bewilligt und um ein weiteres Jahr ver- 
längert, wenn die Leistungsfähigkeit des behinderten 
Mensehen weiterentwiekelt oder wiedergewonnen wer- 
den kann. 

Die meisten Jugendliehen im Eingangsverfahren und Be- 
rufsbildungsbereieh haben eine geistige Behinderung und 
kommen von einer entspreehenden Fördersehule. Fest- 
stellbar ist, dass die Zahl der Eintritte in das Eingangsver- 
fahren und den Berufsbildungsbereieh in Werkstätten für 
behinderte Mensehen von 2003 bis 2005 zurüekgegangen 
(um knapp 8 Prozent) und dann wieder stark angestiegen 
ist. Insgesamt hat sieh die Zahl der Eintritte von 2003 bis 
2006 um über 16 Prozent erhöht (-1-3 416 Eintritte). Be- 
hinderte Frauen sind von dieser Entwieklung in gleieher 
Weise betroffen (Tabelle 18). 

Mit dem Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Be- 
sehäfligung sehwerbehinderter Mensehen wurde klarge- 
stellt, dass die Dauer des Eingangsverfahrens grundsätz- 
lieh drei Monate beträgt. Es kann aber auf bis zu vier 
Woehen verkürzt werden, wenn während des Eingangs- 
verfahrens festgestellt wird, dass eine kürzere Leistungs- 
dauer ausreiehend ist, um die erforderliehen Feststellun- 
gen zu treffen. Für den Berufsbildungsbereieh wurde 
festgelegt, dass Leistungen für zwei Jahre erbraeht wer- 


den, die aber in der Regel erst für ein Jahr bewilligt wer- 
den. Für eine weitere Förderung bedarf es einer faehli- 
ehen Stellungnahme des Faehaussehusses, die bestätigt, 
dass das zweite Berufsbildungsjahr erforderlieh ist. Die 
Entseheidung über die weitere Förderung trifft zwar aueh 
weiterhin der zuständige Rehabilitationsträger, das Ver- 
fahren wird aber transparenter gestaltet und objektiviert. 

Daneben wurden aueh die Befugnisse der Faehaussehüsse 
erweitert. Faehaussehüsse werden in allen Werkstätten 
gebildet. Ihnen gehören Vertreter der Werkstatt, der Bun- 
desagentur für Arbeit, des zuständigen Sozialhilfeträgers 
und gegebenenfalls des Rehabilitationsträgers oder eines 
Integrationsfaehdienstes an. Das Gesetz zur Förderung 
der Ausbildung und Besehäftigung sehwerbehinderter 
Mensehen sieht vor, dass die Faehaussehüsse bereits im 
Vorfeld der Werkstattaufnahme zu beteiligen sind. Dabei 
ist zu prüfen, ob ein behinderter Menseh zu seiner Ein- 
gliederung in das Arbeitsleben Leistungen einer Werk- 
statt für behinderte Mensehen benötigt oder ob aueh eine 
Teilhabe am Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeits- 
markt in Frage kommt. Ferner sind die Faehaussehüsse 
bei der Prüfung der Dauer von Maßnahmen der berufii- 
ehen Bildung im Eingangsverfahren und im Berufsbil- 
dungsbereieh zu beteiligen. 

Ziel dieser Änderungen war, dass das Verfahren der Auf- 
nahme in die Werkstatt, aber aueh die Entseheidungen 
über die Verlängerung des Berufsbildungsbereiehes ins- 
gesamt transparenter werden. Damit sollte aueh erreieht 
werden, dass bei einzelnen Personen verstärkt die Mög- 
liehkeit einer Besehäftigung auf dem allgemeinen Ar- 
beitsmarkt geprüft wird. Inwieweit dieses Ziel erreieht 
wurde, wird man sagen können, wenn die Ergebnisse des 
oben dargestellten Forsehungsprojekts zum steigenden 
Bedarf an Werkstattplätzen vorliegen. 

ln diesem Zusammenhang wird seitens der Werkstätten 
immer wieder eine zumindest dreijährige berufiiehe Bil- 
dung im Berufsbildungsbereieh mit dem Argument gefor- 
dert, eine bessere berufliehe Bildung biete bessere Chan- 
een auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Dieses hat der 
Gesetzgeber bislang abgelehnt. Zum einen sind die Maß- 
nahmen im Berufsbildungsbereieh mit einer gesetzlieh 
geregelten Berufsausbildung in einem anerkannten Aus- 
bildungsberuf nieht zuletzt im Hinbliek auf die unter- 
sehiedliehen qualitativen Anforderungen nieht vergleieh- 
bar. Zudem zeigen versehiedene Projekte, die in einer 
Verlaufs- und Verbleibsstudie evaluiert worden sind und 
deren Ergebnisse weiter unten dargestellt werden, dass es 
nieht auf eine längere Bildungsdauer innerhalb der Werk- 


Tabelle 18 


Eintritte in Eingangsverfahren nnd Bernfsbildnngsbereich 


2003 

2004 

2005 

2006 

insgesamt 

Franen 

insgesamt 

Franen 

insgesamt 

Franen 

insgesamt 

Franen 

20.666 

8.218 

19.729 

7.975 

19.079 

7.725 

24.082 

9.729 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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Stätten ankommt, sondern dass eine umfassende Beratung 
in der Sehulzeit und im Übergang Sehule/Beruf bezie- 
hungsweise SehuleAVerkstatt entseheidend ist, um den 
optimalen Weg für jede einzelne Person zu finden. Ein 
solehes Vorgehen, das alle Beteiligten mit einbindet, führt 
zu einem hohen Maß an Transparenz und verhindert, dass 
behinderte Jugendliehe auf für sie ungeeignete Maßnah- 
men verwiesen werden. Dass soleh ein Vorgehen erfolg- 
reieh sein kann, zeigt beispielsweise die oben dargestellte 
Netzwerk- und Berufswegekonferenz in Baden- Württem- 
berg. 

Beschäftigung im Arbeitsbereich 

An den Berufsbildungsbereieh sehließt sieh in aller Regel 
der Arbeitsbereieh an. Hier werden behinderte Mensehen 
besehäftigt, wenn andere Mögliehkeiten zur Teilhabe am 
Arbeitsleben ausseheiden, also die betreffende Person 
wegen Art und Sehwere ihrer Behinderung nieht, noeh 
nieht oder noeh nieht wieder in der Lage ist, berufsvorbe- 
reitende Maßnahmen oder eine Berufsausbildung zu ab- 
solvieren beziehungsweise auf dem allgemeinen Arbeits- 
markt zu arbeiten. Im Arbeitsbereieh sollen behinderte 
Mensehen ihrer Eignung und Neigung entspreehend be- 
sehäfligt werden. Daneben soll die Werkstatt Maßnahmen 
zur Erhaltung und Verbesserung der Leistungsfähigkeit 
und zur Weiterentwieklung der Persönliehkeit anbieten. 
Eine weitere, wiehtige Aufgabe ist die Förderung des 
Übergangs auf den allgemeinen Arbeitsmarkt. 

Die Aufgabe, den behinderten Mensehen eine ihrer Eig- 
nung und Neigung entspreehende Besehäftigung im Ar- 
beitsbereieh zu bieten, hat zur Folge, dass Werkstätten re- 
gelmäßig in versehiedenen Bereiehen tätig sind. Denn nur 
so können sie vielfältige Besehäftigung anbieten. 
Werkstätten sind zum Beispiel als Zulieferer im Bereieh 
industrielle Produktion und Fertigung tätig und bieten 
Metallbearbeitungen mit CNC-Teehnik an. Werkstätten 
betätigen sieh aber aueh in der Landwirtsehaft, im Gar- 
ten- und Landsehaftsbau oder im Bereieh Dienstleistun- 
gen (Wäseherei). Viele Werkstätten produzieren zudem 
eigene Produkte, die dann verkauft werden (Holzspiel- 
zeug, Gartenmöbel). 

Um die Aufgaben im Bereieh der Verbesserung der Leis- 
tungsfähigkeit und der Persönliehkeitsbildung zu erfül- 
len, haben die Werksfäffen ein umfangreiehes und diffe- 
renziertes Fortbildungsangebof ausgearbeifef. Dies 
ermöglieht den Werksfattbesehäffigfen eine ständige Wei- 
terentwieklung ihrer Fähigkeiten. 

Problematiseh ist eine weitere Aufgabe der Werkstätten, 
nämlieh die Förderung des Übergangs auf den allgemei- 
nen Arbeitsmarkt. Hintergrund ist der Umstand, dass sieh 
bei behinderten Mensehen in Werkstätten die Leistungs- 
fähigkeit häufig nur langsam entwiekelt. Sie brauehen 
also Zeit, um ihre Fähigkeiten zu verbessern. Dies betrifft 
insbesondere psyehiseh behinderte Mensehen, die regel- 
mäßig einer längeren Stabilisierungsphase bedürfen. Ha- 
ben die Besehäftigten aber ihre Leistungsfähigkeit im 
Laufe der Zeit ausgebaut, sollte geprüft werden, ob ein 
Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt in Betraeht 
kommt. Hier sind die Werkstätten verpfliehtet, die erfor- 
derliehe Unterstützung anzubieten, ln der Praxis sind 


Übergänge auf den allgemeinen Arbeitsmarkt selten. Zu- 
letzt wurden Zahlen im Rahmen der von eon sens, Con- 
sulting für Sfeuerung und soziale Enfwieklung GmbH, im 
Auftrag des damaligen Bundesministeriums für Arbeif 
und Sozialordnung ersfellten und 2003 veröffentliehten 
„Besfands- und Bedarfserhebung Werkstätten für behin- 
derte Mensehen“ erhoben. Danaeh lag bundesweit der 
Anteil der Werkstattbesehäftigten, die auf den allgemei- 
nen Arbeitsmarkt weehselten, bei 0,32 Prozent. Es wird 
davon ausgegangen, dass sieh diese Übergangsquote 
seither nieht nennenswert geändert hat. Dabei zeigen die 
folgenden Projekte, dass ein Übergang bei einer indivi- 
duellen Vorbereitung und mit der erforderliehen Unter- 
stützung durehaus gelingen kann. 

Fachkraft für berufliche Integration beispielhaft 

Wie Werkstattbesehäftigten der Weehsel aus einer Werk- 
statt für behinderte Mensehen auf den allgemeinen Ar- 
beitsmarkt ermöglieht werden kann, zeigt vorbildhaft das 
Modell Faehkraft für berufliehe Infegration in Hessen. 
Hierbei handelt es sieh um ein besonderes Leistungsange- 
bot der hessisehen Werkstätten, das vom Landeswohl- 
fahrtsverband Hessen sehon seit Mitte der 1990er Jahre 
angeboten und aus Mitteln der Eingliederungshilfe finan- 
ziert wird. Ausgangspunkt ist die gemäß §§41 und 136 
SGB IX bestehende gesetzliehe Aufgabe der Werkstätten, 
den Übergang von behinderten Mensehen auf den allge- 
meinen Arbeitsmarkt dureh geeignete Maßnahmen zu 
fördern. Hierzu genehmigt der Landeswohlfahrtsverband 
Hessen Faehkräfte für berufliehe Infegration in den Werk- 
sfäffen. ln 2005 waren 34 Faehkräfte - zum Teil in Teil- 
zeit - in hessisehen Werkstätten tätig. 

Die Faehkräfte für berufliehe Integration sollen Werk- 
stattbesehäftigte dureh geeignete Vorbereitungsmaßnah- 
men inner- und außerhalb der Werkstatt an ein Besehäfti- 
gungs- oder Ausbildungsverhältnis auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt heranführen. Hierzu gehört es, Qualifizie- 
rungsmaßnahmen zu planen und umzusetzen, die der För- 
derung sozialer, beruflieher und lebenspraktiseher Kom- 
petenzen dienen. Es sollen aueh Praktikumsplätze in 
Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarktes ersehlossen 
und begleitet werden, um zu testen, ob die Stelle den Nei- 
gungen und der Eignung des behinderten Mensehen ent- 
sprieht, und ob der Betrieb das Integrationsvorhaben mit- 
trägt. Die Faehkraft für berufliehe Infegration hat aueh 
die Aufgabe, Außenarbeitsplätze zu ersehließen und zu 
begleiten. Mit Hilfe der Außenarbeitsplätze soll der Über- 
gang aus der Werkstatt in den allgemeinen Arbeitsmarkt 
über einen längeren Zeitraum - in der Regel ein Jahr - si- 
eher und betreut gestaltet werden, damit dieser aueh mit 
dauerhaftem Erfolg gelingen kann. Letztlieh ist aueh die 
Vermittlung in Besehäftigungs- oder Ausbildungsverhält- 
nisse Aufgabe der Faehkraft für berufliehe Infegrafion. 

Eine Evaluation der Vermittlungsarbeit der Faehkräfte für 
berufliehe Infegrafion kommen zu dem Ergebnis, dass 
zwei Drittel der vermittelten Mensehen mit Lemsehwie- 
rigkeiten fünf Jahre naeh der Vermittlung noeh in Arbeits- 
verhältnissen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt besehäf- 
tigt waren. Es wurde allerdings aueh festgestellt, dass die 
berufliehe Integration von Mensehen mit einer seelisehen 
Behinderung weniger stabil ist. So waren bei diesem Per- 
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sonenkreis fünf Jahre nach der Vermittlung noch 
40 Prozent in Arbeit, deutlich weniger also als bei den 
Menschen mit Lemschwierigkeiten. 

Das hessische Modell ist Vorbild für den Bezirk Mittel- 
franken, der künftig ebenfalls einem Verbund von drei 
Werkstätten in Mittelfranken eine Fachkraft für berufli- 
che Infegration finanzierf. Zu diesem Verbund gehören 
die Boxdorfer Werkstatt, die Werkstatt Neuendettelsau 
und die Regnitz-Werkstätten in Erlangen. Alle drei Werk- 
stätten waren bislang an dem Projekt „QUBl - Qualifizie- 
rung Unterstützung Begleitung Integration“ beteiligt. Die 
positiven Erfahrungen, die hier gemacht wurden und der 
Umstand, dass die bisherige ProJektfÖrderung ausläuft, 
war Anlass für den Bezirk Mittelfranken, die Fachkraft 
für berufliche Infegration zu finanzieren. Die Förderung 
erfolgt zunächst bis Ende 2011 und ist an die Vermittlung 
acht behinderter Menschen aus der Werkstatt auf den all- 
gemeinen Arbeitsmarkt geknüpft. Dies Beispiel zeigt, 
dass die Erfahrungen aus Hessen auf andere Regionen 
und Bundesländer übertragbar sind. 

Verbleibsstudie zeigt Erfolge betrieblicber 
Unterstützungsangebote 

Wichtige Informationen zum Thema Übergang Schule/ 
Beruf und Werkstatt/allgemeiner Arbeitsmarkt liefert eine 
in 2006 veröffentlichte Verbleibs- und Verlaufsstudie 
(Doose, Unterstützte Beschäftigung: Berufliche Integra- 
tion auf lange Sicht, Marburg), die den Verbleib von als 
werkstattbedürftig eingestuften Menschen mehr als fünf 
Jahre nach ihrer im Wege der unterstützen Beschäftigung 
erfolgten Vermittlung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 
untersucht. Die Ergebnisse dieser Studie decken sich mit 
anderen Verbleibsstudien, die für einzelne Projekfe vorge- 
nommen worden sind. Zulefzf wurde 2005 eine Arbeit der 
Universität Münster bezüglich eines entsprechenden Pro- 
jekts in Westfalen-Lippe vorgelegt. Daher kann davon 
ausgegangen werden, dass die Kemaussagen der vorlie- 
genden Studie übertragbar sind und es erlauben, Rück- 
schlüsse zu ziehen. Dies zeigt auch die Übereinstimmung 
mit den Ergebnissen des oben dargestellten Modells 
Fachkraft für berufliche Integration in Hessen. 

Gegenstand der Studie sind die beruflichen Verläufe von 
Menschen mit Behinderung, die von der Hamburger Ar- 
beitsassistenz, von Integrationsfachdiensten im Rhein- 
land sowie in München, Neckar-Alb und Pforzheim, dem 
Vermittlungsdienst der Bremer Werkstätten und Fach- 
kräften für berufliche Infegration in Hessen im Wege der 
unterstützten Beschäftigung auf den allgemeinen Arbeits- 
markt vermittelt worden sind. Der Integrationsfachdienst 
Pforzheim war dabei in Zusammenarbeit mit der Gustav- 
Heinemann- Schule und der Schule am Winterrain tätig. 

Zielgruppe dieser ambulanten Angebote sind Menschen 
mit einer Empfehlung für den Berufsbildungsbereich ei- 
ner Werksfaff. Bei ihnen liegt in der Regel eine schwere 
Lern- oder eine geistige Behinderung vor. Im Rahmen der 
ambulanten Angebote wird für diese Personen ein passen- 
der, oftmals maßgeschneiderter Arbeitsplatz in einem Be- 
trieb gesucht. Dort - also direkt auf seinem Arbeitsplatz 
und nicht in außerbetrieblichen Einrichtungen - wird der 
behinderte Mensch solange eingearbeitet und unterstützt. 


bis er seine Aufgaben selbst erledigen kann. Neben die- 
sem sogenannten Job-Coaching werden auch der Arbeit- 
geber und die Kollegen mit einbezogen und über die Be- 
hinderung und ihre Auswirkungen aufgeklärt. Dieses 
Vorgehen ist als unterstützte Beschäftigung bekannt und 
hat das Ziel, Arbeit auf integrierten Arbeitsplätzen in re- 
gulären Betrieben zu ermöglichen, in denen schwerbehin- 
derte Menschen, die bislang traditionell als nicht vermit- 
telbar oder als werkstattbedürftig galten, mit nicht 
behinderten Menschen Zusammenarbeiten und die not- 
wendige individuelle Unterstützung erhalten, um dauer- 
haft erfolgreich arbeiten zu können. 

Im Rahmen der Verbleibsstudie wurden die Verläufe von 
251 Menschen mit Lemschwierigkeiten (Menschen mit 
schwerer Lembehindemng oder mit einer geistigen Be- 
hindemng) ausgewertet, die von den oben genannten In- 
tegrationsfachdiensten und Werkstätten bis Ende 1998 
vermittelt worden sind und die für diese Sfudie wieder 
aufgespürt werden konnten (insgesamt wurden von die- 
sen Integrationsfachdiensten und Werkstätten bis Ende 
1998 ca. 750 Menschen mit Lemschwierigkeiten vermit- 
telt). Durchschnittlich sind seit der Vermittlung dieser 
Personen neun Jahre vergangen. Von den untersuchten 
Menschen mit Lemschwierigkeiten haben 60 Prozent ei- 
nen Grad der Behinderang von 80 bis 100, 35 Prozent 
eine Mehrfachbehindemng, über 60 Prozent waren zum 
Teil langjährig in einer Werkstatt beschäftigt und 
40 Prozent haben eine Schule für geistig behinderte Men- 
schen besucht. Insgesamt kann bei diesen Menschen also 
von einem hohen Unterstützungsbedarf ausgegangen 
werden. Die Studie kam zu folgenden Ergebnissen: 

Es wurde festgestellt, dass über fünf Jahre nach der ersten 
Vermittlung noch zwei Drittel der vermittelten Menschen 
mit Lemschwierigkeiten - stark lern- und geistig behin- 
derte Menschen - in einem sozialversichemngspflichti- 
gen Arbeitsverhältnis auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
beschäftigt waren (65 Prozent). 11 Prozent waren in einer 
Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM) und 9 Prozenf 
arbeifslos. 90 Prozenf der Menschen mit Lemschwierigkei- 
ten nahmen ein unbefristetes Arbeitsverhältnis auf 

Abbildung 2 

Verbleib im Wege der unterstützten Beschäftigung 
vermittelter scbwerbebinderter Menschen 


Sonstiges 



Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
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Bei den bestehenden Arbeitsverhältnissen handelt es sieh 
bei über 70 Prozent um Vollzeitstellen, 19 Prozent sind 
Teilzeitstellen von 21 bis 34 Woehenstunden. Bei den be- 
stehenden Arbeitsverhältnissen insgesamt beträgt der 
durehsehnittliehe Nettolohn rund 930 Euro und rund 
1 030 Euro bei denjenigen, die in Vollzeit arbeiten. Nur 
3 Prozent der Arbeitnehmer beziehen ergänzende Hilfe 
zum Lebensunterhalt. 

Die Studie zeigt aueh, dass es bei dem Verbleib einen deut- 
liehen Untersehied maeht, ob die Personen aus einer Werk- 
statt heraus vermittelt wurden oder nieht. Bei denen, die 
aus einer Werkstatt vermittelt worden sind, sind naeh über 
fünf Jahren noeh 64 Prozent auf dem allgemeinen Arbeits- 
markt zu finden, und 19 Prozent kehrten in die Werkstatt 
zurüek. Bei denen, die nieht aus einer Werkstatt vermittelt 
wurden, verblieben hingegen noeh 83 Prozent auf dem all- 
gemeinen Arbeitsmarkt und nur 1 Prozent in der Werkstatt. 

Die Studie kam aueh zu dem Ergebnis, dass in den unter- 
suehten Fällen die Beteiligung eines Integrationsfaeh- 
dienstes in der Berufseinmündungsphase deutliehen Ein- 
fluss auf den späteren Verbleib der behinderten Mensehen 
hat. Ohne Unterstützung eines Integrationsfaehdienstes 
waren 65 Prozent der Mensehen mit Lemsehwierigkeiten 
überwiegend in einer Werkstatt tätig und 26 Prozent er- 
werbstätig. Mit Unterstützung eines Integrationsfaeh- 
dienstes waren hingegen nur 1 8 Prozent in einer Werk- 
statt tätig, aber 74 Prozent erwerbstätig. 

Der deutlieh überwiegenden Zahl der Vermittlungen ging 
ein Praktikum voraus. So war bei 80 Prozent der vermit- 
telten Mensehen mit Lemsehwierigkeiten vor dem Über- 
gang in das Arbeitsverhältnis ein längeres, begleitetes 
Praktikum vorgesehaltet. Die durehsehnittliehe Dauer der 
Unterstützung dureh den Integrationsfaehdienst oder Ver- 
mittlungsdienst einer Werkstatt betmg bei den bestehen- 
den Arbeitsverhältnissen etwas über drei Jahre. Die Un- 
terstützung ist am Anfang des Arbeitsverhältnisses 
intensiver und reduziert sieh oder endet, wenn sieh das 
Arbeitsverhältnis stabilisiert hat. Bei den bestehenden Ar- 
beitsverhältnissen wurden noeh 22 Prozent unterstützt. 

Von den Personen, die aus einer Werkstatt heraus vermit- 
telt wurden, waren die Hälfte über seehs Jahre und 
15 Prozent über 15 Jahre in einer Werkstatt besehäftigt. 
Dies zeigt deutlieh, dass aueh Personen, die langjährig in 
einer Werkstatt besehäftigt waren, erfolgreieh auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt eingegliedert werden können. 

3 Situation schwerbehinderter Menschen 
auf dem Arbeitsmarkt 

Die Zahl der besehäftigten sehwerbehinderten Mensehen 
steigt seit 2003 kontinuierlieh an. 2005 waren mnd 
920 000 sehwerbehinderte und gleiehgestellte behinderte 
Mensehen besehäftigt. Erfreulieh ist aueh, dass von Ja- 
nuar bis Mai 2007 die Zahl arbeitsloser sehwerbehinder- 
ter Mensehen um 4,3 Prozent gesunken ist. 

Zahl der beschäftigten schwerbehinderten Menschen 
nimmt stetig zn 

Ergänzend zu den Ausfühmngen im Absehnitt 2.1 „Be- 
sehäftigungspflieht und Ausgleiehsabgabe“ wird hier ne- 


ben der Besehäftigung sehwerbehinderter Mensehen aueh 
die Besehäftigung gleiehgestellter behinderter Mensehen 
dargestellt, jeweils sowohl bei besehäftigungspfliehtigen 
als aueh bei nieht besehäftigungspfliehtigen Arbeitge- 
bern. 

Im Rahmen des Anzeigeverfahrens werden die mit einem 
sehwerbehinderten Mensehen gleiehgestellten Besehäf- 
tigten berüeksiehtigt, denn sie werden bei der Bereeh- 
nung der Ausgleiehsabgabe auf die Pfliehtarbeitsplätze 
angereehnet. Eine Gleiehstellung ist auf Antrag möglieh 
bei behinderten Mensehen mit einem festgestellten Grad 
der Behindemng von weniger als 50, aber mindestens 30. 
Über den Antrag entseheidet die zuständige Agentur für 
Arbeit. Sie gibt dem Antrag statt, wenn der behinderte 
Menseh ohne die Gleiehstellung einen geeigneten Ar- 
beitsplatz nieht erlangen oder nieht behalten kann. 

Aus den Anzeigeverfahren der Jahre 2003 bis 2005 ergibt 
sieh das in Tabelle 19 dargestellte Bild bei den besehäfti- 
gungspfliehtigen Arbeitgebern. 

Die Zahl der besehäftigten sehwerbehinderten Mensehen 
ist im Beriehtszeitraum leieht um 1,2 Prozent (-1-9 351 Per- 
sonen) gestiegen, die der besehäftigten sehwerbehinder- 
ten Frauen um 4 Prozent (-1- 11 881 Frauen). Die Zahl der 
gleiehgestellten behinderten Mensehen ist im gleiehen 
Zeitraum um 13 Prozent (-1- 12 794 Personen) gestiegen. 
Die Zahl der besehäftigten gleiehgestellten Frauen stieg 
um 15 Prozent (-1- 5 938 Frauen). Damit profitieren 
sehwerbehinderte und gleiehgestellte behinderte Frauen 
überdurehsehnittlieh von der verbesserten Besehäfti- 
gungssituation. Insgesamt waren knapp 42 Prozent der 
bei besehäftigungspfliehtigen Arbeitgebern besehäftigten 
sehwerbehinderten und gleiehgestellten behinderten 
Mensehen Frauen. 

Daneben führt die Bundesagentur für Arbeif alle fünf 
Jahre eine repräsenfafive Teilerhebung bei den Arbeifge- 
bem dureh, die niehf der Besehäftigungspfliehf unferlie- 
gen, also über weniger als 20 Arbeifspläfze verfügen. Zu- 
letzf haf die Bundesagenfur diese Teilerhebung in 2006 
für 2005 durehgeführt. Damit liegt erstmals seit 1999, 
und aueh erstmals naeh der Umgestaltung des Systems 
von Besehäftigungspflieht und Ausgleiehsabgabe, wieder 
eine umfassende Aussage über die Höhe der Besehäfti- 
gung sehwerbehinderter Mensehen bei nieht besehäfti- 
gungspfliehtigen Arbeitgebern in Deutsehland vor. 

Für 2005 ergab die repräsentative Teilerhebung, dass 
121 500 sehwerbehinderte Mensehen bei Arbeitgebern 
besehäftigt sind, die nieht der Besehäftigungspflieht un- 
terliegen. 59 700 von ihnen sind sehwerbehinderte 
Frauen. Der Frauenanteil liegt mit 49 Prozent über der 
Frauenquote bei den besehäftigungspfliehtigen Arbeitge- 
bern. Hinzu kommen 21 200 sehwerbehinderten Mensehen 
gleiehgestellte behinderte Mensehen (ohne gesehleehtsspe- 
zifisehe Aufsehlüsselung). Damit waren 2005 bei den nieht 
besehäftigungspfliehtigen Arbeitgebern 142 700 Arbeits- 
plätze mit sehwerbehinderten oder gleiehgestellten be- 
hinderten Mensehen besetzt, ln Deutsehland waren 2005 
damit insgesamt 913 933 sehwerbehinderte und gleiehge- 
stellte behinderte Mensehen besehäftigt. 
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Tabelle 19 

Beschäftigte schwerbehinderte und gleichgestellte behinderte Menschen bei Arbeitgebern 

mit mehr als 20 Arbeitsplätzen 



2003 

2004 

2005 

insgesamt 

Frauen 

insgesamt 

Frauen 

insgesamt 

Frauen 

insgesamt 

761.882 

307.818 

764.701 

313.440 

771.233 

319.699 

davon: gleiehgestellte Mensehen 

98.348 

39.364 

104.666 

42.395 

111.142 

45.299 


Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit aus den Anzeigeverfahren gemäß § 80 Abs. 2 SGB IX 


Tabelle 20 


Besetzte Arbeitsplätze und beschäftigte schwerbehinderte Menschen bei Arbeitgebern 
mit weniger als 20 Arbeitsplätzen 2005 


Besetzte Plätze 

davon: 

Schwerbehinderte Menschen 

Gleichgestellte 

insgesamt 

Frauen 

142.700 

121.500 

59.700 

21.200 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 


Positive Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt auch bei 
arbeitslosen schwerbehinderten Menschen 

Bei den Daten zur Arbeitslosigkeit ist zu beaehten, dass die 
Bundesagentur für Arbeit ab 2005 nur zum Teil vollstän- 
dige Daten vorlegen kann. Hinsiehtlieh der Arbeitslosigkeit 
sehwerbehinderter Mensehen ist nur eine Teilauswertung 
möglieh, da aus den 69 Kreisen mit zugelassenen kommu- 
nalen Trägem insoweit keine vollständigen, verwertbaren 
Daten vorliegen. Somit sind die Zahlen zur Arbeitslosigkeit 
sehwerbehinderter Mensehen ab 2005 mit den Zahlen der 
Voijahre nieht vergleiehbar. Aus diesem Grund werden im 
Folgenden nur Daten ab 2005 verwendet. 

Aus demselben Grund sind die Gesamtarbeitslosigkeit, 
für die vollständige Daten vorliegen, und die Arbeitslo- 
sigkeit sehwerbehinderter Mensehen, die nur unvollstän- 
dig dargestellt werden kann, nieht direkt miteinander 


vergleiehbar. Daher werden im Folgenden die entspre- 
ehenden Zahlen nieht direkt zueinander ins Verhältnis ge- 
setzt, sondern lediglieh Entwieklungslinien miteinander 
vergliehen. 

Zudem hat die Bundesagentur für Arbeit in 2006 ihre Da- 
tenerfassung auf das System VerBlS umgestellt, bei dem 
die Erfassung des Merkmals „Sehwerbehindemng“ an- 
ders erfolgt als zuvor. Dadureh werden nun mehr arbeits- 
lose Mensehen als sehwerbehindert erfasst, so dass sieh 
deren Zahl dureh die Systemumstellung einmalig erhöht 
hat. 

ln den Jahren 2005 bis 2006 sank Zahl der Arbeitslosen 
im Jahresdurehsehnitt um 7,7 Prozent. Die Zahl der als 
sehwerbehindert erfassten arbeitslosen Mensehen stieg 
hingegen um 1,8 Prozent, die Zahl der als sehwerbehin- 
dert erfassten arbeitslosen Frauen sogar um 3,5 Prozent. 


Tabelle 21 


Arbeitslose und arbeitslose scbwerbebinderte Menscben im Jabresdurcbscbnitt 



2005 

2006 

Gesamtarbeitslosigkeit 

4.860.880 

4.487.057 

davon: Frauen 

2.254.773 

2.149.118 

Arbeitslosigkeit sehwerbehinderter Mensehen 

166.425* 

169.448* 

davon: Frauen 

66.082* 

68.427* 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 

* ohne Daten aus Kreisen mit zugelassenen kommunalen Trägem 
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Dieser Vergleich zeigt, dass eine Schwerbehinderung ei- 
nen signifikanten Einfluss auf die Arbeitslosigkeit hat. 
Dieses Ergebnis wird bestätigt durch eine differenzierte 
Betrachtung der Rechtskreise SGB 11 und SGB 111 in den 
Jahren 2005 und 2006. Auch hier entwickelt sich die Ar- 
beitslosigkeit schwerbehinderter Menschen jeweils 
schlechter als die allgemeine Arbeitslosigkeit (Tabelle 22). 

Zwar ist bei einer Betrachtung nach Rechtskreisen die 
Zahl der arbeitslosen schwerbehinderten Menschen nicht 
direkt vergleichbar mit der Zahl der Gesamtarbeitslosig- 
keit, da diese auch Zahlen aus Kreisen mit zugelassenen 
kommunalen Trägem enthält. Die Entwicklungsläufe sind 
aber dennoch vergleichbar. So ist in den Jahren 2005 und 
2006 die Gesamtarbeitslosigkeit im Rechtskreis SGB 111 
um 20,4 Prozent gesunken, die Arbeitslosigkeit Schwer- 
behinderter Menschen hingegen nur um 7,2 Prozent. Im 
gleichen Zeitraum stieg die Gesamtarbeitslosigkeit im 
Rechtskreis SGB 11 um knapp 2 Prozent, die Zahl arbeits- 
loser schwerbehinderter Menschen aber um knapp 
10 Prozent. Im Ergebnis sind schwerbehinderte Men- 
schen bislang von negativen Entwicklungen deutlich stär- 


ker betroffen, während sie von positiven Entwicklungen 
am Arbeitsmarkt nur wenig profitieren. 

Frauen sind von diesen Entwicklungen jeweils stärker be- 
troffen. So sank im Rechtskreis SGB 111 die Zahl arbeits- 
loser Frauen um knapp 16 Prozent, die der arbeitslosen 
schwerbehinderten Frauen um mnd 5 Prozent. Gleichzei- 
tig stieg im Rechtskreis SGB 11 die Arbeitslosigkeit von 
Frauen stärker als die Gesamtzahlen, nämlich um über 
4 Prozent beziehungsweise um knapp 13 Prozent bei den 
arbeitslosen schwerbehinderten Frauen. 

Eine positive Entwicklung ist bei der Zahl der schwerbehin- 
derten Menschen, die aus der Arbeitslosigkeit heraus eine 
Erwerbstätigkeit aufhahmen, festzustellen (Tabelle 23). 

ln den Jahren 2005 bis 2006 ist ein Anstieg bei allen Ar- 
beitslosen, die eine Beschäftigung aufhahmen, um 
4 Prozent festzustellen, bei den schwerbehinderten Men- 
schen hingegen um fast 13 Prozent. 

Diese positive Entwicklung spiegelt sich in den bisheri- 
gen Arbeitslosenzahlen für 2007 wider. Hier kann in den 
letzten Monaten eine deutliche Entspannung beobachtet 
werden (Tabelle 24). 


Tabelle 22 

Arbeitslose und arbeitslose scbwerbebinderte Menschen nach Recbtskreisen 



2005 

2006 

SGB II 

SGB III 

SGB II 

SGB III 

Gesamtarbeitslosigkeit 
(inkl. Kreise mit zkT) 

insgesamt 

2.769.872 

2.091.008 

2.823.220 

1.663.837 

Frauen 

1.234.858 

1.019.915 

1.289.536 

859.582 

Arbeitslosigkeit schwerbehinderter 
Menschen (ohne Kreise mit zkT) 

insgesamt 

90.299 

76.126 

98.769 

70.679 

Frauen 

32.607 

33.475 

36.722 

31.704 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
zkT = zugelassene kommunale Träger 


Tabelle 23 


Abgänge in Erwerbstätigkeit 



2005 

2006 

insgesamt 

SGB II 

SGB III 

insgesamt 

SGB II 

SGB III 

Gesamtabgänge 

2.941.672 

1.102.121 

1.839.551 

3.058.388 

1.376.447 

1.681.941 

davon: Frauen 

1.072.380 

408.989 

663.391 

1.103.151 

492.007 

611.144 

Abgänge sbM 

55.945 

26.381 

29.564 

63.072 

34.442 

28.630 

davon: Frauen 

20.102 

9.134 

10.968 

21.825 

11.425 

10.400 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
sbM = schwerbehinderte Menschen 
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Tabelle 24 


Arbeitslosigkeit Januar bis Mai 2007 



Arbeitslosigkeit* schwerbehinderter Menschen 

Arbeitslosigkeit insgesamt 


2006 

2007 

Veränderung zum 
Vorjahresmonat 

2006 

2007 

Veränderung zum 
Vorjahresmonat 

Januar 

173.508 

171.348 

-2.160 (-1,2 %) 

5.010.488 

4.246.606 

-763.882 (-15,2 %) 

Februar 

173.465 

171.160 

-2.305 (-1,3 %) 

5.047.683 

4.222.156 

-825.527 (-16,4 %) 

März 

171.290 

169.568 

- 1.722 (-1,0%) 

4.977.421 

4.107.969 

- 869.452 f- 77,5%) 

April 

167.648 

167.709 

61 /+ 0,04 %) 

4.790.465 

3.966.648 

-n3.Ul (- 17,2%>) 

Mai 

166.276 

164.039 

-2.237 (-1,3 %) 

4.538.312 

3.805.950 

-732.362 (-16,1 %>) 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 

* ohne Daten aus Kreisen mit zugelassenen kommunalen Trägem 


Die Gesamtarbeitslosigkeit sinkt in den letzten Monaten 
kontinuierlich. Und auch die Arbeitslosigkeit schwerbehin- 
derter Menschen wird von dieser guten Entwicklung erfasst: 
Von Januar bis Mai 2007 ist die Zahl arbeitsloser schwerbe- 
hinderter Menschen um 4,3 Prozent gesunken (- 7 309 Per- 
sonen). Im Ergebnis ist aber gleichwohl festzuhalten, dass 
sich die Arbeitslosigkeit schwerbehinderter Menschen weni- 
ger positiv entwickelt als die allgemeine Arbeitslosigkeit. 

Arbeitslose scbwerbebinderte Ausländer 

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes waren 
Ende 2005 knapp 7 Prozent der schwerbehinderten Men- 
schen im erwerbsfähigen Alter zwischen 15 und 65 Jah- 
ren schwerbehinderte Ausländer, insgesamt 201 367 Per- 
sonen. Damit ist der Anteil von Ausländem an allen 
erwerbsfähigen schwerbehinderfen Menschen geringer 
als ihr Anteil an der erwerbsfähigen Gesamtbevölkerang. 
Dieser betrag Ende 2005 über 9 Prozent (5 140 467 Aus- 
länder im erwerbsfähigen Alter). 


Der Anteil schwerbehinderter Ausländer an den 
arbeitslosen schwerbehinderten Menschen betrag in den 
Jahren 2005 bis 2006 jeweils rund 10 Prozent. Dies 
entsprach in etwa ihrem Anteil an der Zahl Schwer- 
behinderter Menschen im erwerbsfähigen Alfer. 
Schwerbehinderte Ausländer sind also nicht überpro- 
portional häufig arbeitslos im Vergleich zu schwerbe- 
hinderten Deutschen. An dieser Stelle sei darauf hinge- 
wiesen, dass der Ausländeranteil an den Klienten der 
Integrationsfachdienste im Jahr 2005 bei über 8 Prozent 
lag und damit ebenfalls ihrem Anteil an der Zahl 
schwerbehinderter Menschen im erwerbsfähigen Alfer 
enfspricht. 

Während die Arbeifslosigkeif schwerbehinderter Men- 
schen in den Jahren 2005 bis 2006 um 1,8 Prozent stieg, 
sank die Zahl schwerbehinderter Ausländer leicht um fast 
1 Prozent. Diese Entwicklungen zeigen, dass Ausländer 
durch ihre Schwerbehinderang nicht zusätzlich am Ar- 
beitsmarkt benachteiligt werden. 


Arbeitslose schwerbehinderte Ausländer im Jahresdurchschnitt* 


Tabelle 25 



2005 

2006 

Arbeitslosigkeit schwerbehinderter Menschen 

insgesamt 

166.425 

169.448 

Frauen 

66.082 

68.427 

davon: Ausländer 

insgesamt 

17.471 

17.396 

Frauen 

6.533 

6.720 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 

* ohne Daten aus Kreisen mit zugelassenen kommunalen Trägem 
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4 Information und Aufklärung: Initiative 

„Job - Jobs ohne Barrieren“ 

4.1 Überblick 

Ziele und Ergebnisse 

Die Bundesregierung hat 2004 die Initiative „Job - Jobs 
ohne Barrieren“ ins Leben gerufen. 

Die Initiative hatte drei Ziele: 

1 . Förderung der Ausbildung behinderter Jugendlicher, 

2. Verbesserung der Beschäftigungschancen schwerbe- 
hinderter Menschen, insbesondere in kleinen und mit- 
telständischen Betrieben, und 

3. Stärkung der betrieblichen Prävention, um die Ge- 
sundheit und Leistungsfähigkeit der Beschäftigten 
langfristig zu erhalten und zu fordern. 

Die Initiative wollte in Betrieben und Dienststellen Ar- 
beitgeber beziehungsweise Personalverantwortliche und 
Interessenvertretungen der Beschäftigten, insbesondere 
Schwerbehindertenvertretungen, zu Partnern machen, die 
in gemeinsamer Verantwortung und unterstützt durch Ak- 
tivitäten der an der Initiative Beteiligten die Ausbildungs- 
und Beschäftigungssituation behinderter Menschen und 
die betriebliche Prävention nachhaltig verbessern. Die In- 
itiative hat eine sehr positive Resonanz gefunden und die 
Themen „Ausbildung und Beschäftigung behinderter 
Menschen“ sowie der „betrieblichen Prävention“ in viele 
Unternehmen und Dienststellen gebracht. 

Erreicht wurde mit der Initiative: 

- 4 1 Projekte wurden gefordert: Neun zum Schwerpunkt 
Ausbildung, 19 zum Schwerpunkt Beschäftigung und 
1 3 zum Schwerpunkt betriebliche Prävention. 

- Über 30 Informationsbroschüren, Präsentationen, Hand- 
outs und Standardformulare für Unternehmen wurden 
zu den Schwerpunkten der Initiative entwickelt. 

- 42 Aktivitäten wurden zwar nicht von der Initiative 
finanziell gefordert, aber als „Best-Practice-Beispiele“ 
vorgestellt: 13 zum Schwerpunkt Ausbildung, 20 zum 
Schwerpunkt Beschäftigung und neun zum Schwer- 
punkt betriebliche Prävention. 

- Über 2 500 Personen haben an den zehn Veranstaltun- 
gen der Initiative teilgenommen. 

- Tausende Unternehmen wurden durch die Projekte 
und Veranstaltungen der Initiative über deren Ziele in- 
formiert und hunderte aktiv eingebunden. 

- Über 130 000 Broschüren „job - Leistungen an Ar- 
beitgeber, die behinderte oder schwerbehinderte Men- 
schen ausbilden oder beschäftigen“ wurden angefor- 
dert. 

- In ca. 300 000 Exemplaren weiterer sechs Broschüren 
zum Thema Behinderung wurde die Initiative vorgestellt. 

- Über 550 000 Exemplare der Publikation „Soziale 
Sicherung im Überblick“, in der jedes Jahr eine detail- 
lierte Darstellung der Initiative abgedruckt wird, wur- 
den in verschiedenen Sprachen angefordert. 

- Über 20 000 DVDs zur Initiative wurden angefordert. 


- Über 20 000 Google-Einträge zur Initiative sind vor- 
handen. 

- Über 10 000 Seiten des Intemetangebots wurden im 
Durchschnitt monatlich abgerufen. 

- Über 37 000 Abonnenten hat der E-Mail-Newsletter 
zur Initiative. 

Folgende Erkenntnisse konnten durch die Projekte und 
Aktivitäten gewonnen werden: 

- Es existiert ein erheblicher Informations- und Aufklä- 
rungsbedarf, vor allem bei kleinen und mittelständi- 
schen Unternehmen. 

- Bei Befriedigung des Informationsbedarfs reichen in 
der Regel die bereits bestehenden gesetzlichen Förder- 
möglichkeiten aus. 

- Verzahnte Ausbildung steigert die beruflichen Integra- 
tionschancen behinderter Jugendlicher erheblich. 

- Neben der Bereitschaft der Unternehmen, behinderte 
Personen zu beschäftigen, ist stets auch die Motivation 
und Mitarbeit dieser erforderlich, um eine berufliche 
Integration erfolgreich zu gestalten. 

- Jeder der Beteiligten kann durch eigenes (auch ehren- 
amtliches) Engagement etwas dazu beitragen, die 
Situation zu verbessern, wobei gerade die Kooperation 
in Netzwerken besondere Chancen bietet. 

- Die Bedeutung der Interessenvertretungen der Be- 
schäftigten (vor allem der Schwerbehindertenvertre- 
tungen) und der Beauftragten der Arbeitgeber wurde 
bestätigt. 

- Häufig konnten Anstöße für nachhaltige Wirkungen 
zur Förderung der Ausbildung, der Verbesserung der 
Beschäftigungschancen und der Stärkung der betrieb- 
lichen Prävention gegeben werden. 

Im Rahmen der Initiative konnten zahlreiche Ausbil- 
dungs- und Arbeitsplätze für behinderte Menschen ge- 
wonnen werden. Mehr als ein Drittel aller Projekte wer- 
den ohne Mittel der Initiative - sei es als überregionale 
Modellprojekte (wie „VAMB“, „Fit für Arbeit“ und die 
„Jobbrücke“) oder als standardisierte Angebote (wie 
„KOOP“, „PÄBOB“ und „Chancen trotz Handicap“) - 
weitergeführt. Unternehmen, wie die METRO Group, 
Siemens und E.ON werden auch in Zukunft die Ziele der 
Initiative unterstützen. 

Entstehungsgeschichte 

Bereits im Entwurf des Gesetzes zur Förderung der Aus- 
bildung und Beschäftigung schwerbehinderter Menschen, 
das im Wesentlichen im Mai 2004 in Kraft getreten ist, 
hat die Bundesregierung ausgeführt, dass die angestreb- 
ten Verbesserungen für schwerbehinderte Menschen 
insbesondere beim Zugang zu Ausbildung und Beschäfti- 
gung sowie bei der Sicherung bestehender Arb eits Verhält- 
nisse nicht allein durch gesetzliche Änderungen erreicht 
werden können. Erforderlich sei vielmehr ein Zusammen- 
wirken aller, die Verantwortung für die Teilhabe behin- 
derter und schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben 
tragen (Bundestagsdrucksache 15/1783 vom 21. Oktober 
2003, S. 11). 
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Der Beirat für die Teilhabe behinderter Mensehen be- 
sehloss auf Antrag des damaligen Bundesministeriums 
für Gesundheif und Soziale Sieherung, eine Inifiative zur 
Förderung der Ausbildung und Besehäftigung behinderfer 
Mensehen sowie zur Sfärkung befrieblieher Prävention. 
Dafür sfellfe er für die Jahre 2004 bis 2006 Mittel in Höhe 
von 1,5 Mio. Euro aus dem Ausgleiehsfonds zur Verfü- 
gung. Für die Jahre 2005 und 2006 sfand zusäfzlieh 
1 Mio. Euro aus dem Europäisehen Sozialfonds zur Ver- 
fügung. Die Initiative „Job - Jobs ohne Barrieren“ startete 
mit dem Intemetauftritt im Sommer 2004, die Auftaktver- 
anstaltung folgte am 14. September 2004. Zu den Mitglie- 
dern der Initiative gehörten (in alphabetiseher Reihen- 
folge): 

- Arbeitsgemeinsehaft Deutseher Berufsförderungs- 
werke (ARGE BFW) 

- BKK-Bundesverband (BKK) 

- Bundesagenfur für Arbeit (BA) 

- Bundesarbeitsgemeinsehaft der Berufsbildungswerke 
(BAG BBW) 

- Bundesarbeitsgemeinsehaft der Integrationsämter und 
Hauptfürsorgestellen (BIH) 

- Bundesarbeitsgemeinsehaft der Integrationsfirmen 
(BAG Integrationsfirmen) 

- Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Siehe- 
rung (BMGS) beziehungweise für Arbeit und Soziales 
(BMAS) 

- Bundesvereinigung der Deutsehen Arbeitgeberver- 
bände (BDA) 

- Deutsehe Rentenversieherung Bund (DRV Bund) 

- Deutsehe Vereinigung für Rehabilifation (DVfR) 

- Deutseher Gewerksehaftsbund (DGB) 

- Deutseher Landkreistag (DLT) 

- Hauptverband der gewerbliehen Berufsgenossensehaf- 
ten (HVBG) 

- Industriegewerksehafl Metall (IG-Metall) 


- Landesvereinigung Rheinland-Pfälziseher Untemeh- 
merverbände (LVU) 

- Sozialverband Deutsehland (SoVD) 

- Sozialverband VdK Deutsehland (VdK) 

- Verband der Angestellten-Krankenkassen (VdAK) 
und der Arbeiter- Ersatzkassen- Verband (AEV). 

Die Mitglieder der Initiative haben die Rahmenbedingun- 
gen entwickelt, die dann von dem Beirat für die Teilhabe 
behinderter Menschen beschlossen worden sind. Daneben 
haben sich die Mitglieder mit zahlreichen Maßnahmen, 
wie der Organisation und Beteiligung an Veranstaltungen, 
Öffentlichkeitsarbeit und sonstigen Aktionen an der 
Durchführung der Inifiafive aktiv befeiligt. Das Bundes- 
minisferium für Arbeif und Soziales koordinierte die Ini- 
tiative. 

Logo und Motto der Initiative wurden im Rahmen eines 
Wettbewerbes im Mai 2004 ermittelt und festgelegt. Teil- 
nehmer des vom Beirat für die Teilhabe behinderfer Men- 
schen initiierfen Wettbewerbes waren Berufsbildungs- 
werke und Berufsförderungswerke, die die Ausbildung 
zum Beruf Mediengesfalfer beziehungsweise Medienge- 
stalterin anbieten. Insgesamt beteiligten sich an dem 
Wettbewerb sechs Einrichtungen, jeweils drei Berufsbil- 
dungswerke und drei Berufs förderungswerke, mit jeweils 
zwei verschiedenen Entwürfen. Die Wahl eines durch den 
Beirat eingesetzten Gremiums fiel auf einen Entwurf des 
Europäischen Berufsbildungswerkes Bitburg, das der Ini- 
tiative das Logo kostenlos zur Verfügung sfellfe. 

Die Inifiafive besaß drei wesentliche Elemente: Projekt- 
ideen, die mit finanzieller Unterstützung durch Mittel der 
Initiative verwirklicht wurden, Aktivitäten, die ohne 
finanzielle Unterstützung der Initiative als „Best- 
Practice-Beispiele“ vorgestellt wurden und Öffentlich- 
keitsarbeit in Form von Veranstaltungen, Broschüren, 
DVD, Intemetauftritt etc. Einen Überblick über den Um- 
fang der Projekte, Aktivitäten und Veranstaltungen gibt 
die folgenden Tabelle: 


Überblick über den Umfang der Initiative (2004 bis 2006) 


Tabelle 26 



Ansbildnng 

Bescbäftignng 

Prävention 

Insgesamt 

Projekte 

9 

19 

13 

41 

Initiative-Mittel 

673.311 € 

1.059.927 € 

525.301 € 

2.258.539 € 

Eigenmittel 

267.016 € 

548.247 € 

268.683 € 

1.083.946 € 

Aktivitäten 

13 

20 

9 

42 

Veranstaltnngen 

2 

3 

3 

8 (-1- 2 übergreifende) 

Teilnehmende 

400 

540 

1.060 

2.000 (-t 550 übergreifend) 




Drucksache 16/6044 


-38- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


4.2 Projekte 

Durch die Mitglieder der Initiative wurde ein Gremium 
eingesetzt, das insbesondere auch über die finanzielle 
Förderung von Projekten entschieden hat. ln dem Gre- 
mium waren die Arbeitgeberseite (Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände), die Arbeitnehmer- 
seite (Deutscher Gewerkschaftsbund), die Sozial- und 
Behindertenverbände (Deutscher Behindertenrat), die Re- 
habilitationsträger (Bundesverband der Betriebskranken- 
kassen) und das Bundesministerium für Arbeit und Sozia- 
les vertreten, ln acht Sitzungen des Gremiums unter 
Vorsitz des Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
wurden die für die Durchführung der Initiative notwendi- 
gen Entscheidungen getroffen. 

Projektideen, mit denen die Ziele der Initiative verfolgt 
werden, konnten finanziell unterstützt werden, soweit die 
Konzeption der Projekte folgende Aspekte aufwies: 

- Information von Arbeitgebern über die Möglichkeiten, 
Ausbildung und Beschäftigung behinderter Menschen 
für alle Befeiligten erfolgreich zu gesfalten, 

- beispielhafte, das heißt auch für andere Arbeitgeber at- 
traktive, Umsetzung erfolgversprechender Aktivitäten, 

- Begründung von Kooperationsbeziehungen zwischen 
behinderten Menschen, Unternehmen als deren - po- 
tenziellen - Arbeitgebern und staatlichen Stellen und 
Organisationen, 

- dadurch Aussicht auf eine nachhaltige Verbesserung 
der Ausbildungs- und Beschäftigungssituation behin- 
derter und schwerbehinderter Menschen, auch durch 
Stärkung der betrieblichen Prävention, 

- Vorbereitung oder Realisierung untemehmensbezoge- 
ner Aktivitäten in Zusammenhang mit den drei Schwer- 
punkten unter Angabe quantifizierbarer Vorgaben, 

- angemessene Beteiligung behinderter und schwerbe- 
hinderter Frauen und geschlechtsspezifische Differen- 


zierung bei der Evaluation der Projekte (Gender 
Mainstreaming). 

Eine finanzielle Förderung setzte außerdem zwingend vo- 
raus, dass die Antragstellenden einen Eigenanteil von 
mindestens 25 Prozent der projektbedingten Kosten er- 
brachten. 

Das Gremium schlug 43 Projekte zur Förderung vor. So- 
weit konzeptionell vertretbar, wurden grundsätzlich Pro- 
jekte mit einer kürzeren Laufzeit favorisiert, auch um 
nach Ablauf der Förderdauer beurteilen zu können, ob 
sich der Ansatz als erfolgversprechend erwies, ln solchen 
Fällen war eine Ausschlussförderung in Form eines 
Nachfolgeprojekfs möglich. Weiferhin wurden insbeson- 
dere Projekfe gefördert, die kleine und mittelständische 
Unternehmen bevorzugen. Daneben wurde auch die re- 
gionale Verteilung der Projekte insgesamt unter Beach- 
tung von Vorgaben für die aus dem Europäischen Sozial- 
fonds zur Verfügung sfehenden Mittel berücksichtigt. 

Ein Projekt konnte wegen Wegfalls des notwendigen Ei- 
genanteils nicht durchgeführt werden, und ein weiteres 
Projekt musste kurz nach dem Start wegen einer schwe- 
ren Erkrankung der Projektleiterin abgebrochen werden. 
Bei fünf Projekten handelte es sich um Nachfolgepro- 
jekte, die auf den Erfahrungen von bereits durchgeführten 
Projekten im Rahmen der Initiative aufbauten. Im Rah- 
men der Initiative wurden also insgesamt 41 Projekte 
finanziell gefördert. Neun von ihnen betrafen den 
Schwerpunkt „Ausbildung“, 19 den Schwerpunkt „Be- 
schäftigung“ und 13 den Schwerpunkt „Betriebliche Prä- 
vention“. 

Das Fördervolumen der Projekte betrug 2 258 539 Euro, 
das heißt über 90 Prozent der zur Verfügung sfehenden 
Mittel in Höhe von 2 500 000 Euro wurden für die Förde- 
rung betriebsnaher Projekte eingesetzt. Die Eigenbeteili- 
gung der Projektdurchführenden betrug zusätzlich 
1 083 946 Euro und damit über 32 Prozent der förderfähi- 
gen Kosfen aller Projekfe. 


Abbildung 3 


Aufteilung der Projektmittel der Initiative „job - Jobs ohne Barrieren“ 



Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
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Die Projekte waren nicht nur inhaltlich, sondern auch hin- 
sichtlich der Durchfiihrungsdauer und des Förderumfangs 
sehr unterschiedlich angelegt. So hatte das kürzeste Pro- 
jekt eine Förderdauer von nur vier Monaten, das längste 
von 26 Monaten. Die finanzielle Unterstützung der Pro- 
jekte betrug zwischen 9 331 Euro und 208 053 Euro. 

Auch die Zielgruppen der Projekte unterschieden sich 
teilweise deutlich voneinander. So gab es Projekte spezi- 
ell für behinderte Jugendliche, behinderte junge Frauen 
und schwerbehinderte Frauen, für lern-, geistig-, seh-, 
schwerst körper-, psychisch- sowie sinnesbehinderfe 
Menschen, ln jeder Region Deufschlands wurde zumin- 
desf ein Projekf oder eine Akfivifäf im Rahmen der Initia- 
tive durchgeführt. 


Projekte im Schwerpunkt „ 


Die 41 Abschlussberichte der Projekte einschließlich An- 
lagen, die unter anderem auch Leitfaden, Informafionsun- 
ferlagen und Sfandardformulare enfhalfen, sind auf der 
Intemefseife www.jobs-ohne-barrieren.de in der Rubrik 
„Wir sind schon dabei“ unfer „Projekf e und Akfivifäfen“ 
ebenso abrufbar wie die Kurzdarsfellungen aller Akfivifä- 
fen mif weifergehenden Hinweisen. 

4.2.1 Schwerpunkt „Förderung der Ausbildung“ 

Es wurden neun Projekfe zum Schwerpunkt „Förderung 
der Ausbildung“ durchgeführt. Dabei wurden Mittel in 
Höhe von 673 311 Euro aus dem Ausgleichsfonds und 
dem Europäischen Sozialfonds sowie Eigenmittel der 
Projektträger in Höhe von 267 016 Euro verwendet. 


Tabelle 27 

der Ausbildung“ 


Durchführende 
(alphabetische Reihenfolge) 

Projekttitel und -ziel 

Laufzeit/ 

Förderung 

Arbeit und Leben Hamburg e.V. 

„AQUISE - Ausbildung im Quartier für schwerbehin- 
derte Menschen“: Förderung der Ausbildung behinderter 
Jugendlicher durch gezielte Analyse und Akquise von 
Ausbildungsmöglichkeiten in einem Hamburger 

Quartier. 

03.06-03.07 

Ausgleichs- 

fonds 

Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Integrationsfirmen, Berlin 

„500 Ausbildungsplätze für schwerbehinderte Jugendli- 
che“: Schaffung und Erweiterung von Ausbildungsmög- 
lichkeiten durch spezielle Beratungsangebote und Her- 
stellung von Verbindungen. 

05.05-10.05 

Ausgleichs- 

fonds 

Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Rehabilifation, Frankfurt 

„Evaluierung der Ausbildungs- und Eingliederungs- 
erfolge der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an REGINE 
(wohnortnahe betriebliche Erstausbildung (lemjbehin- 
derter Jugendlicher) sowie eines weiteren Ausbildungs- 
jahrganges“. 

11.04-03.07 

Ausgleichs- 

fonds 

CJD Jugenddorf Offenburg in Koopera- 
tion mit den Rotary Clubs Offenburg, 

Lahr, Wolfach und Offenburg-Ortenau, 
Offenburg 

„Türen öffnen - Chancen bieten“: Verbesserung der 
betrieblichen Ausbildungssituation behinderter junger 
Menschen in der Region Ottenau. 

06.05-11.06 

Europäischer 

Sozialfonds 

DGB-Bildungswerk Berlin-Brandenburg 
Wilhelm-Leuschner e.V., Berlin 

„Koordinierungsstelle für betriebliche Ausbildung behin- 
derter Jugendlicher in Berlin (West) und Brandenburg“: 
Einrichtung einer Koordinierungsstelle, um außerbetrieb- 
liche Ausbildungen in Betriebe zu verlagern. 

03.05-02.07 

Europäischer 

Sozialfonds 

Forschungsinstitut Betriebliche Bildung 
(f-bb) gGmbH, Nürnberg 

„Net-Star: Mittelfränkisches Netzwerk - Starke Partner 
für Ausbildung“: Erhöhung der Ausbildungsbereifschaff 
von Betrieben und öffentlichen Verwaltungen sowie Ver- 
besserung der Ausbildungsmöglichkeiten für schwerbe- 
hinderte Jugendliche. 

01.06-12.06 

Europäischer 

Sozialfonds 

Gesellschaft zur Förderung beruflicher 
und sozialer Integration (gfi) gGmbH, 
Bamberg 

„Betrieblicher Ausbildungsservice“: Zusammenfüh- 
rende Hilfen für schwerbehinderte Jugendliche und 
ausbildungsbereite Betriebe. 

06.05-10.06 

Ausgleichs- 

fonds 
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noch Tabelle 27 


Durchführende 
(alphabetische Reihenfolge) 

Projekttitel und -ziel 

Laufzeit/ 

Förderung 

Gesellschaft zur Förderung beruflicher 
und sozialer Integration (gfi) gGmbH, 
Bamberg 

Nachfolgeprojekt zum „Betrieblichen Ausbildungs- 
service“ mit dem Ziel, durch die Nutzung der so genann- 
ten Nachvermittlungszeit weiteren schwerbehinderten 
Jugendlichen eine betriebliche Ausbildung zu ermögli- 
chen und die Begleitung der Ausbildung sicherzustellen. 

10.06-01.07 

Ausgleichs- 

fonds 

Universität Hamburg 

Wissenschaftliche Begleitung des Modellversuchs 
„VAMB - Verzahnte Ausbildung METRO Group mit Be- 
rufsbildungswerken“: Modellversuch, in dem behinderte 
junge Menschen aus Berufsbildungswerken in Betrieben 
der Vertriebslinien der METRO Group ausgebildet 
werden. 

01.05-03.07 

Ausgleichs- 

fonds 


Ergebnisse der Projekte 

Unterschiedliche Ansätze der Projekte des Schwerpunk- 
tes „Förderung der Ausbildung“ haben deutlich gemacht, 
dass eine Integration behinderter Jugendlicher durch eine 
betriebliche Ausbildung auch in Zeiten einer angespann- 
ten Ausbildungsmarktlage möglich ist, wobei die Größe 
eines Unternehmens nicht die entscheidende Rolle spielt. 

- Voraussetzung ist, dass die Arbeitgeber in geeigneter 
Weise mit dem Thema in Verbindung gebracht und 
kompetent informiert werden. Dazu gehört insbeson- 
dere die Aufklärung darüber, dass berufliche Fähigkei- 
ten der Jugendlichen durch eine Behinderung nicht 
zwangsläufig beeinträchtigt sind und welche Sozial- 
leistungen erbracht werden können, um behinderungs- 
bedingte Auswirkungen im Verlauf einer Ausbildung 
zu kompensieren. Vorbehalte sind aufzugreifen und 
durch konkrete Vorschläge aufzulösen (so die Er- 
kenntnisse der Projekte von Arbeit und Leben und der 
Gesellschaft zur Förderung beruflicher und sozialer 
Integration (gfi) gGmbH; siehe nachfolgendes zweites 
Projektbeispiel). 

- ln den Unternehmen und Dienststellen, in denen bisher 
keine behinderten Jugendlichen ausgebildet werden, 
fehlen häufig Informationen über die tatsächlichen Aus- 
bildungsmöglichkeiten, während Unternehmen und 
Dienststellen, die gut informiert sind und bereits Er- 
fahrungen mit behinderten Jugendlichen haben, diesen 
häufig gleich mehrere Ausbildungsplätze zur Verfü- 
gung stellen (so auch die Ergebnisse des Projekts von 
Arbeit und Leben, siehe nachfolgendes erstes Projekt- 
beispiel). 

- Dass auch strukturiertes ehrenamtliches Engagement 
zielführend sein kann, zeigt das Projekt des CJD 
(Christliches Jugenddorfwerk Deutschlands e.V) Ju- 
genddorf Offenburg. Den kooperierenden vier Rota- 
rierclubs in der Region der Ortenau gelang es, 
35 Unternehmen der Region für eine betriebliche Aus- 
bildung behinderter Jugendlicher zu gewinnen. Einige 


der Ausbildungsplätze konnten bereits im Ausbil- 
dungsjahr 2006 besetzt werden. 

- Wichtig für die Erschließung von Ausbildungsplätzen 
ist auch der frühzeitige persönliche Kontakt zwischen 
potenziellen Auszubildenden und Arbeitgebern. Dies 
führt zu verstärktem Engagement gerade auf Ausbil- 
derseite. Anfängliche Bedenken von Arbeifgebem im 
Hinblick auf Schwierigkeifen der befrieblichen Infe- 
grafion können dabei durch prakfische Erfahrungen 
widerlegf werden (so ein weheres Ergebnis des Pro- 
jekts der gfi gGmbH). 

- Der Aufbau eines Kontaktnetzwerkes und adäquater 
Kooperationsstrukturen kann neue Wege für behin- 
derte Jugendliche beim Einstieg in die Ausbildung 
weisen. So wirkt sich die koordinierte Zusammenar- 
beit von Unternehmen und lokalen Einrichtungen po- 
sitiv auf die Ausbildungsbereitschaft aus (so unter an- 
derem die Ergebnisse der Projekte von Arbeit und 
Leben, des DGB-Bildungswerkes Berlin-Branden- 
burg, des Forschungsinstitutes Betriebliche Bildung 
(f-bb) gGmbH). 

- Orientiert an Art oder Schwere der Behinderung sind 
Beratung und Betreuung auch während der Ausbil- 
dungszeit sowohl für die behinderfen Auszubildenden 
als auch für Unternehmen und Dienststellen notwen- 
dig. Beide benötigen während der Ausbildung An- 
sprechpartner, die in der Lage sind, bei auftretenden 
Problemen Lösungsvorschläge zu entwickeln sowie 
sonstige Unterstützungsleistungen zu bieten (so unter 
anderem die Ergebnisse des Nachfolgeprojekts der gfi 
gGmbH und des Projekts der Bundesarbeitsgemein- 
schaft für Rehabilifation). 

- Die verzahnte Ausbildung kann für eine Vielzahl be- 
hinderter Jugendlicher ein geeigneter Weg zur berufli- 
chen Integration sein (so die Ergebnisse des Projekts 
der Universität Hamburg, mit dem die Aktivität „Ver- 
zahnte Ausbildung METRO Group und Berufsbil- 
dungswerke“ begleitet worden ist, siehe auch drittes 
Projektbeispiel und oben im Abschnitt 2.7). 
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Neben den dureh die Projekte gewonnenen Erkenntnissen 
und erarbeiteten Leitfaden konnten weitere naehhaltige 
Wirkungen erzielt werden. Es bildeten sieh vielfaeh dau- 
erhafte Kooperationsbeziehungen zwisehen Unternehmen 
und Organisationen sowie Einriehtungen. Beispielsweise 
hat sieh die METRO Group nieht nur dazu bereit erklärt, 
ihre bisherigen Anstrengungen im Rahmen eines wissen- 
sehafllieh begleiteten Naehfolgeprojekts zu foreieren, 
sondern will aueh weitere Unternehmen von der verzahn- 
ten Ausbildung überzeugen. Das entstandene Netzwerk 
aus dem Projekt von Arbeit und Leben wird die Arbeit 
fortführen. Die vier Rofarierelubs wollen ihr Engagement 
für die Ausbildung behinderter Jugendlieher in der Re- 
gion Ortenau aueh in Zukunft beibehalten. Der „Ausbil- 
dungsserviee“ soll in einem Naehfolgeprojekt überregio- 
nal in Süddeutsehland angeboten werden. 

Projektbeispiele 

„AQUISE - Ausbildung im Quartier für scbwer- 
bebinderte Menschen“ von Arbeit und Leben e.V. 
Hamburg 

Das Projekt, das vom 1. März 2006 bis zum 31. März 
2007 durehgeführt und mit Mitteln des Ausgleiehsfonds 
gefordert wurde, hatte das Ziel, ein regionales Kontakt- 
netzwerk und Kooperationsstmkturen in einem begrenz- 
ten Quartier aufzubauen, um vorhandene Ausbildungs- 
plätze für sehwerbehinderfe Jugendliehe bekannf zu 
maehen und zusäfzliehe zu sehaffen. Partner dieses Netz- 
werkes im Hamburger Osten waren Betriebe, Sehulen, 
Behörden, Beratungs- und Weiterbildungseinriehtungen, 
die Agentur für Arbeif und Kammern. 

Im Frühjahr 2006 wurden mnd 1 700 Unternehmen des 
Quartiers über ihre Bereitsehaft zur Ausbildung sehwer- 
behinderter Jugendlieher befragt. Ergebnisse der ersten 
Befragung waren unter anderem: 

- Bei den 91 Arbeitgebern, die geantwortet haben, 
konnten 99 versehiedene Ausbildungsbemfe verzeieh- 
net werden. 

- Im Jahr 2005 wurde nur bei sieben Arbeitgebern ein 
Praktikum oder eine Ausbildung sehwerbehinderter 
Jugendlieher durehgeführt. 

- 35 Arbeitgeber würden einen Praktikums- oder Aus- 
bildungsplatz für sehwerbehinderfe Mensehen zur 
Verfügung sfellen. 

- Als mögliehe Ausbildungen für sehwerbehinderfe 
Mensehen wurden 58 Bemfe aufgeführt, die die ge- 
samte Palette an kaufmännisehen, gewerbliehen bzw. 
teehnisehen und sozialen Bemfen umfassen. 

- Es ergeben sich keine Unterschiede der Ausbildung 
schwerbehinderter Menschen auf Grand der Größe der 
Unternehmen und Dienststellen. 

Ausgehend von den gewonnenen Erkenntnissen wurde ab 
dem zweiten Quartal 2006 der Aufbau des Netzwerkes 
vorangetrieben, um die Kooperation und den Erfahmngs- 
austausch in Bezug auf die Integration von Schülerinnen 
und Schülern mit Schwerbehindemng auszuweiten. Hier 


entwickelte sich eine enge Kooperation mit Schulen, der 
Agentur für Arbeif, dem Infegrationsamt und den Fach- 
diensten für sehwerbehinderfe Menschen. 

Anfang Oktober 2006 erschien, auf Gmndlage der ersten 
Befragung, der Lehrstellenatlas Hamburger Osten 2007 
mit dem inhaltlichen Schwerpunkt „Ausbildung für 
schwerbehinderte junge Menschen“. Er ist mit einer Auf- 
lage von 3 000 Exemplaren an alle Schulen, öffentliche 
Bücherhallen, Jugendeinrichtungen und viele weitere 
Multiplikatoren im Hamburger Osten verteilt worden. 
Ende des Jahres 2006 wurden die 91 im Ausbildungsstel- 
lenatlas vertretenen Firmen ein weiteres Mal befragt. 
28 Unternehmen haben geantwortet. Gmndsätzliche Er- 
gebnisse aus der zweiten Befragung sind: 

- Die Zahl der Arbeitgeber, die einen schwerbehinder- 
ten Jugendlichen ausbilden oder als Praktikant be- 
schäftigten, ist im Jahr 2006 von sieben auf 13 gestie- 
gen. 

- Betriebe, in denen keine Praktika oder Ausbildungen 
für schwerbehinderte Jugendliche angeboten werden, 
sind deutlich weniger im stadtteilbezogenen Netzwerk 
eingebunden als Betriebe, die behinderte Jugendliche 
ausbilden. 

Aussagen von den 15 Betrieben, in denen keine behinder- 
ten Personen ausgebildet werden, zu den Gründen: 

- Es mangele an Kenntnissen im Umgang mit Behinde- 
mngen und an entsprechender Ausstattung für behin- 
derte Menschen. 

- Fachgerechte Beratung und finanzielle Unterstützun- 
gen seien notwendig. 

Aussagen von den 13 Betrieben, die schwerbehinderte Ju- 
gendliche ausbilden oder Praktika anbieten: 

- Grandsätzlich können in sämtlichen Bemfen auch 
schwerbehinderte Jugendliche ausgebildet werden, in 
Abhängigkeit von Art und Schwere der Behinderang. 

- Wenn die Bereitschaft besteht, schwerbehinderte Ju- 
gendliche auszubilden, werden in der Regel gleich 
mehrere ausgebildet. 

- Geschlechtsspezifische Unterschiede werden nicht ge- 
nannt. 

- Grandsätzlich bestehe kein zusätzlicher Beratungsbe- 
darf, da die Betriebe bereits mit Schulen und Weiter- 
bildungseinrichtungen Zusammenarbeiten. 

Im Ergebnis kann festgestellt werden, dass Betriebe, die 
bereits schwerbehinderte Jugendliche ausbilden, gut über 
die Thematik Bescheid wissen und im Netzwerk regiona- 
ler Einrichtungen eingebunden sind. Bei Betrieben, die 
keine schwerbehinderten Jugendlichen ausbilden, werden 
besondere Vorbehalte angefiihrt, die gegen eine Ausbil- 
dung sprechen. Dennoch gibt es mit knapp 40 Prozent ei- 
nen relativ hohen Anteil dieser Arbeitgeber, die bereit 
sind, sich mit der Thematik zu befassen und Praktika- 
oder Ausbildungsplätze anzubieten. 
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„Ausbildungsservice“ der Gesellschaft zur Förderung 
beruflicher und sozialer Integration (gfl) gGmbH 

Das Projekt, das vom 1. August bis zum 30. September 
2006 durchgefiihrt und mit Mitteln des Ausgleichsfonds 
gefordert wurde, hatte das Ziel, zehn bis 15 schwerbehin- 
derten Jugendlichen zu einem betrieblichen Ausbildungs- 
platz in der Region Bamberg zu verhelfen. 

Hierzu wurde das Projekt auf Informationsveranstaltun- 
gen, auf Ausbildungsmessen, im Internet und durch Ver- 
teilen von Informationsmaterial bei Stadt, Landkreis und 
Jugendeinrichtungen bekannt gemacht. Die Bereitschaft 
der Unternehmen, schwerbehinderte Jugendliche zu inte- 
grieren, war hoch. Die Akquisition von Kooperationsbe- 
trieben wurde durch bereits bestehende sehr gute Kon- 
takte der gfi zu Unternehmen in der Region Bamberg - 
Forchheim erleichtert. Ablehnungen waren häufig in ei- 
nem unpassenden Eignungsprofil begründet und in Bar- 
rieren, die trotz aller Bemühungen nicht kurzfristig besei- 
tigt werden konnten (zum Beispiel Umbauarbeiten in 
extremen Umfang). 

Wichtig war für die betroffenen Jugendlichen und deren 
Eltern, dass keine Ausgrenzung vollzogen wird. Die Be- 
rufswahlmöglichkeiten der Jugendlichen erweiterten sich 
durch die regional angesiedelte Ausbildung erheblich. 
Aufgrund der konkreten Hilfestellungen konnten die Ju- 
gendlichen unter fast normalen Bedingungen in den ers- 
ten Arbeitsmarkt integriert werden. 

Oberste Priorität bei der Beratung von Ausbildungsbetrie- 
ben hatte die Aufgabe, mit einer sachlichen Information 
zum Abbau von Vorurteilen bei der Ausbildung und Be- 
schäftigung behinderter Menschen beizutragen. Hierbei 
wurden unter anderem folgende Dienstleistungen angebo- 
ten: 

- Informationen über Behinderungsarten und Möglich- 
keiten der beruflichen Integration, 


- Informationen über Fördermöglichkeiten, 

- Unterstützung bei der Erarbeitung eines Anforde- 
rungsprofils, 

- Unterstützung bei der Auswahl von Bewerbern, 

- Begleitung während des Auswahlpraktikums, 

- Unterstützung bei der Beantragung von Sach-, Dienst- 
und Geldleistungen, 

- Begleitung bei der Einarbeitung eines behinderten Ju- 
gendlichen, 

- Koordination der Aufgaben beteiligter Dienste. 

Wichtig für die Erschließung der Ausbildungsplätze war 
der persönliche Kontakt zwischen Auszubildenden und 
Arbeitgebern. Bei den Arbeitgebern bestand teilweise die 
Befürchtung, betriebliche Abläufe könnten beeinträchtigt 
werden, was zu sinkender Produktivität und zu Mehrbe- 
lastung anderer Mitarbeiter führe. Dem konnte durch 
konkrete Beratung über die Gestaltung der Arbeitsabläufe 
und die Nutzung einer entsprechenden technischer Aus- 
stattung entgegen gewirkt werden. 

Im Ergebnis konnten bereits im Herbst 2005 vier Schwer- 
behinderte Jugendliche (darunter drei Frauen) eine Aus- 
bildung in den gewünschten Berufsbildern aufnehmen. 
Zehn schwerbehinderte Jugendliche (darunter vier 
Frauen) starteten im Herbst 2006 ihre Ausbildung. So 
sind im Projektzeitraum insgesamt 14 schwerbehinderte 
Jugendliche in eine betriebliche Erstausbildung vermittelt 
worden. 

Das Projekt hat nachhaltige Wirkung: Es konnten auch 
kooperierende Betriebe erschlossen werden, die dauerhaft 
ein Kontingent an Ausbildungsplätzen speziell für 
schwerbehinderte Jugendliche bereitstellen möchten, zum 
Beispiel die Arbeiterwohlfahrt Bamberg, ein real-Ver- 
brauchermarkt, die Robert Bosch GmbH Bamberg und 
Neubert Wohnwelt. 


Tabelle 28 


Ergebnisse des Projekts „Ausbildungsservice“ 



Anzahl 

weiblich 

männlich 

Zum Projektende (09/2006) besetzte Ausbildungsplätze 

14 

7 

7 

davon: Ausbildungsvertrag abgeschlossen (09/2005) 

4 

3 

1 

davon: Ausbildungsvertrag abgeschlossen (09/2006) 

10 

4 

6 


Quelle: Gesellschaft zur Förderung beruflicher und sozialer Integration (gfi) gGmbH 
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„VAMB - Verzahnte Ausbildung METRO Group mit 
Berufsbildungswerken“ : Wissenschaftliche 
Begleitung durch die Universität Hamburg 

Dieses Projekt, das vom 1 . Januar 2005 bis 3 1 . März 2007 
durchgeführt und mit Mitteln des Ausgleichsfonds gefor- 
dert wurde, hatte das Ziel, den Modellversuch „VAMB“ 
zu evaluieren und dessen Strukturierung, organisatorische 
Konsolidierung und Qualitätssicherung zu gewährleisten. 

ln VAMB wurden behinderte junge Menschen aus Be- 
rufsbildungswerken in Betrieben der Vertriebslinien der 
METRO Group ausgebildet, um durch eine größere Be- 
triebsnähe die Aussichten zu erhöhen, nach Ausbildungs- 
abschluss einen Arbeitsplatz zu finden. Ausbildungsbe- 
gleiter der Berufsbildungswerke unterstützten dabei die 
jungen Menschen und die Mitarbeiterinnen und Mitarbei- 
ter in den Betrieben. 

Die wissenschaftliche Begleitung orientierte ihre Untersu- 
chungen am Verlauf der verschiedenen Teilnehmerstaffeln. 
Eine Sfaffel umfass! jeweils einen Ausbildungsjahrgang 
von Auszubildenden, die ihre Praxisphase bei den am Mo- 
dellversuch befeiligfen METRO-Vertriebslinien (Real/Ex- 
tra, Galeria Kaufhof, METRO Cash & Carry, DINEA, ME- 
TRO Group Logisfics sowie der ehemals zur METRO 
gehörenden Baumarkfkeffe Praktiker) absolvieren. Wäh- 
rend der Modelllaufzeit starteten insgesamt vier Staffeln 
ihre Ausbildung bei der METRO Group. Während die Teil- 
nehmenden an den Sfaffeln 1 bis 3 mif dem zweifen Aus- 
bildungsjahr begannen und für die Dauer von sechs bis 
zwölf Monaten in den Betrieben eingesetzt waren, ist für 
die Teilnehmer der vierten Staffel eine Praxisphase von 
18 Monaten schon ab dem ersten Lehijahr vorgesehen. 

Die Jugendlichen absolvierten ihre Ausbildung in den Be- 
rufsbildungswerken Augsburg, Waiblingen, Dürrlauin- 
gen, Worms, Südhessen (Karben), Essen, Dortmund, Mo- 
ers, Frechen, Brakei, Bremen und Berlin. Während der 
Praxisphase wurden sie von ihren Ausbildern der Berufs- 
bildungswerke weiterhin begleitet und unterstützt. An der 
vierten Staffel ist auch das Berufsbildungswerk Offen- 
burg mit dem Kooperationspartner EDEKA beteiligt. 

Gemeinsam mit allen Beteiligten entwickelte die wissen- 
schaftliche Begleitung eine Reihe von Standardisierungs- 
unterlagen zur Qualitätssicherung des Modellversuchs. 
Diese Unterlagen wurden erstmals bei der dritten Staffel 
vollständig eingesetzt. 

Über das Projekt erschienen verschiedene Fachpublikati- 
onen in wissenschaftlichen Zeitschriften und Verbandspu- 
blikationen. Am 29. März 2007 fand eine Fachtagung im 
BerufsfÖrderungswerk Hamburg statt. Der von der wis- 
senschaftlichen Begleitung erstellte und gepflegte Inter- 
netauftritt des Modellversuchs (www.vamb-projekt.de) 
startete am 1. Februar 2006 und verzeichnete bis zum 
28. Februar 2007 über 17 000 Aufrufe. Auf dieser Web- 
seite sind Verlauf und Ergebnisse des Modellversuchs do- 
kumentiert. Aus den Ergebnissen ist hervorzuheben: 

- Die verzahnt ausgebildeten Jugendlichen hatten im 
Vergleich mit der Kontrollgruppe - das sind die Ju- 
gendlichen an den Berufsbildungswerken im gleichen 


Ausbildungsjahrgang, die aber nicht am Modellver- 
such teilnahmen - größere Integrationserfolge. 

- Die VAMB-Gruppe ist nach der Ausbildung häufiger 
ausbildungsadäquat beschäftigt. 

- Der Anteil an noch Arbeitsuchenden ist bei den ver- 
zahnt ausgebildeten behinderten Jugendlichen erheb- 
lich geringer. 

- Die Jugendlichen ließen sich mehrheitlich gut in die 
Betriebe integrieren. 

- Die Zusammenarbeit mit dem Kooperationspartner 
wird von den Ausbildern mehrheitlich positiv bewertet. 

- Die Bildungsträger und Betriebe sehen für die Teil- 
nehmenden Vorteile vor allem in der Prozessqualität: 
Die verzahnte Ausbildung steigere die Motivation, 
biete bessere Chancen zur Persönlichkeitsentwicklung 
sowie eine stärkere Förderung der Berufsfähigkeit. 

- Die Auszubildenden sehen Vorteile vor allem in der 
persönlichen Entwicklung, dem Umgang mit Kunden, 
der Förderung ihrer beruflichen Fähigkeiten und der 
Möglichkeit, im Anschluss an die Ausbildung eine 
Anstellung zu bekommen. 

Insgesamt konnte der Modellversuch belegen, dass durch 
die verzahnte Ausbildung die Integrationsquote behinder- 
ter Jugendlicher spürbar erhöht werden kann. Von der 
persönlichen Eignung der Jugendlichen, vor allem im 
Hinblick auf deren Selbst- und Sozialkompetenz, hängt es 
letztlich ab, ob sie die betriebspraktische Ausbildungs- 
phase erfolgreich durchlaufen und die damit verbundenen 
Chancen für sich nufzen können. Das isf in vielen Fällen 
des Modellversuchs gelungen. Unfer Mitwirkung aller 
Befeiligfen haf die wissenschaftliche Begleitung ein In- 
strumentarium entwickelt, das die Qualitätsstandards ei- 
ner verzahnten Ausbildung beschreibt und praxiswirksam 
umzusetzen hilft. Die Erkenntnisse und Erfahrungen aus 
dem Modellversuch flössen in einen Überblick für Unter- 
nehmen und Bildungsträger ein, der als Broschüre des 
Bundesministeriums für Arbeif und Soziales ab Herbst 
2007 veröffentlicht werden soll. 

Der Beirat für die Teilhabe behinderter Menschen hat auf- 
grund vorläufiger Ergebnisse am 30. November 2006 dem 
Bundesministerium für Arbeif und Soziales empfohlen, ein 
wissenschaftliches Nachfolgeprojekt, das auf die bisheri- 
gen Erfahrungen des Projekts „VAMB“ aufbaut und den 
Einbezug von weiteren Unternehmen, Ausbildungsberei- 
chen und Berufsbildungswerken vorsieht, mit Mitteln des 
Ausgleichsfonds zu fördern. Dieses Projekf wird seit An- 
fang April 2007 bis Ende März 2009 durchgeführt. 

4.2.2 Schwerpunkt „Verbesserung der 
Beschäftigungschancen“ 

Es wurden 19 Projekte zum Schwerpunkt „Verbesserung 
der Beschäftigungschancen“ durchgeführt. Dabei wur- 
den Mittel in Höhe von 1 059 927 Euro aus dem 
Ausgleichsfonds und dem Europäischen Sozialfonds 
sowie Eigenmittel der Projektierenden in Höhe von 
548 247 Euro verwendet. 
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Projekte im Schwerpunkt „Verbesserung der Beschäftigungschancen“ 


Durchführende 
(alphabetische Reihenfolge) 

Projekttitel und -ziel 

Laufzeit/ 

Förderung 

Bosch GmbH in Kooperation mit Walter 
AG Tübingen und iso-lnstitut Saar- 
brücken 

„Von der Integrationsvereinbarung zum Integrations- 
management“: Qualifizierung von Vorgesetzten und 
Führungskräften für die Einführung eines betrieblichen 
Integrationsmanagements. 

04.05-06.06 

Ausgleichs- 

fonds 

Deutscher Schwerhörigenbund e.V., 

Berlin 

„Berufsstarter“: Eingliederung und Jobsicherung für 
Berufssfarfer mif Hörschädigungen durch Schulungs- 
veransfaltungen. 

07.05-01.06 

Ausgleichs- 

fonds 

Deutscher Schwerhörigenbund e.V., 

Berlin 

Verbesserung der Eingliederung und Jobsicherung für 
Berufssfarfer mif Hörschädigungen (Fortsefzung des 
Projekts „Berufsstarter“). 

02.06-12.06 

Ausgleichs- 

fonds 

Diakonisches Werk Berlin-Brandenburg- 
schlesische Oberlausitz e.V, Berlin 

„Jobbrücke“: Etablierung und Sicherung eines umfassen- 
den Dienstleistungspaketes zugunsten der Beschäfli- 
gungsfÖrderung von schwerbehinderten Menschen durch 
ehrenamtliches Engagement von freiwilligen Jobpafen. 

03.05-10.06 

Ausgleichs- 

fonds 

DIAS GmbH Hamburg in Kooperation 
mit Berufsförderungswerk Düren 

„Blinde und Sehbehinderte als Mitarbeifer kennenler- 
nen“: Qualifizierungs- und Beratungsmaßnahmen zur 
Aufklärung über die Qualifikation blinder und sehbehin- 
derter Arbeitssuchender für moderne Büroberufe. 

04.05-09.05 

Ausgleichs- 

fonds 

einfal GmbH, Hamburg 

„Arbeif für jeden“: Verbesserung der Chancen kleiner 
und mittlerer Unfemehmen durch Beschäftigung Schwer- 
behinderter Menschen im Marketingbereich. 

08.06-12.06 

Ausgleichs- 

fonds 

Euregio Kompetenzzentrum und 
Kreishandwerkerschaft Rur Eifel, 
Euskirchen 

„Errichtung eines Beratungs- und Informationsbüros für 
Handwerksuntemehmen“: Integration schwerbehinder- 
ter Menschen in handwerkliche Berufe in den Kreisen 
Düren und Euskirchen. 

07.06-01.07 

Ausgleichs- 

fonds 

Flexworker.org e.V, Hannover 

„Virtuelles Büro“ - Erschließung neuer nachhaltiger Be- 
rufsperspektiven mittels Telearbeit, Telecoaching, Tele- 
lemenund Telesupport“: Berufsperspektiven für schwer- 
und schwersfkörperbehinderfe Menschen über ein neu 
enfwickeltes intemetbasierfes Arbeits- und Lemportal 
„neue-arbeit.de“ sowie mit begleitender Qualifizierung 
in Medien- und Fachkompetenz. 

01.06-02.07 

Ausgleichs- 

fonds 

Füngeling Router gGmbH, Erftstadt 

„Fit für Arbeif“: Aufbau einer kooperafiven befrieblichen 
Bildungsmaßnahme für mindesfens 10 schwerbehinderte 
Jugendliche mit Lemschwierigkeiten mit dem Ziel der 
Einmündung in sozialversicherungspfiichtige Arbeits- 
plätzen von Partneruntemehmen. 

09.05-12.06 

Ausgleichs- 

fonds 

Heureka Bildungsseminar GmbH 
Wernigerode 

„Verbesserung der beruflichen Integrationschancen jun- 
ger schwerbehinderter Menschen im Tourismusbereich“: 
Erschließung von Arbeitsplätzen im Tourismusbereich 
unter Berücksichtigung der regionalen Voraussetzungen. 

07.05-10.06 

Ausgleichs- 

fonds 
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Durchführende 
(alphabetische Reihenfolge) 

Projekttitel und -ziel 

Laufzeit/ 

Förderung 

Heureka Bildungsseminar GmbH 
Wernigerode 

„Kompetenzzentrum zur beruflichen Eingliederung 
behinderter Frauen“: Nutzung der im Projekt „Verbesse- 
rung der beruflichen Integrationschancen junger 
schwerbehinderter Menschen im Tourismusbereich“ ge- 
sammelten Erfahrungen und des aufgebauten regionalen 
Netzwerkes, um behinderte Frauen bei der beruflichen 
Integration zu beraten und zu unterstützen. 

07.06-12.06 

Europäischer 

Sozialfonds 

Institut für Fortbildung und berufliche 
Reintegration Zwickau GmbH 

„Chancen trotz Handicap“: Aufbau eines Netzwerkes zur 
Verbesserung der Beschäftigung behinderter, insbeson- 
dere schwerbehinderter Menschen vor allem in kleinen 
und mittleren Betrieben. 

01.06-12.06 

Ausgleichs- 

fonds 

Jenaer Zentrum für selbstbestimmtes 

Leben behinderter Menschen e. V., Jena 

„Erschließung neuer Tätigkeitsfelder für Schulabgänge- 
rinnen mit Lemschwierigkeiten“: Gewinnung von Prak- 
tika, Ausbildungs- und Arbeitsplätzen außerhalb traditio- 
neller Frauenberufe. 

06.05-05.06 

Europäischer 

Sozialfonds 

Katholische Jugendfürsorge Diözese 
Regensburg e.V. 

„Konzept zur Entwicklung von Modulen zur Steigerung 
der Employability sowie eines Handlungsleitfadens zur 
passgenauen beruflichen Integration von langzeitarbeits- 
losen schwerbehinderten Frauen (40 plus)“. 

07.06-03.07 

Ausgleichs- 

fonds 

Lebenshilfe für Menschen mit 
Behinderungen e.V. Tübingen 

„KOOP“: Kooperationsmodell zur Förderung beruflicher 
Teilhabe geistig behinderter Menschen mit dem Ziel, 
diese durch Praktika und Betriebsbesichtigungen auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt zu integrieren. 

03.06-12.06 

Ausgleichs- 

fonds 

RE-INTEGRA GbR, Mainz 

„ABBA - Arbeitgeberbezogene Beratung zu Behinde- 
rung und Arbeit“: Gewinnung von Arbeitsplätzen für 
schwerbehinderte Menschen durch gezielte Unter- 
nehmensberatungen. 

07.05-03.06 

Ausgleichs- 

fonds 

RE-INTEGRA GbR, Mainz 

Nachfolgeprojekt zu „ABBA - Arbeitgeberbezogene Be- 
ratung zu Behinderung und Arbeit“: Gewinnung weiterer 
Arbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen und Ver- 
festigung der aufgebauten Netzwerkstrukturen. 

04.06-12.06 

Ausgleichs- 

fonds 

Sozialverband VdK Deutschland e.V, 
Bonn 

„Motiviert integriert“: Schulungsreihe zu Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten schwerbehinderter Menschen in 
kleinen und mittelständischen Unternehmen. 

11.04-11.05 

Ausgleichs- 

fonds 

Wegweiser e.V, Waren an der Mürritz 

„ARBEIT - KOMPETENZEN FO(E)RDERN“: Integra- 
tionjunger psychisch behinderter Menschen entspre- 
chend der individuellen Potentiale in den Arbeitsprozess. 

09.05-10.06 

Europäischer 

Sozialfonds 


Ergebnisse der Projekte 

Die Projekte haben mehrheitlich gezeigt, dass es auch in 
Zeiten einer angespannten Arbeitsmarktlage möglich ist, 
die Integration schwerbehinderter Menschen in den allge- 
meinen Arbeitsmarkt zu verbessern. Die Ergebnisse der 
durchgefiihrten, unterschiedlich strukturierten Projekte 
haben aber auch Erkenntnisse zu teils erwarteten, teils 
vermuteten Schwierigkeiten ermöglicht. 


- Als weniger erfolgversprechend haben sich Versuche 
erwiesen, eine nachhaltige Integration schwerbehinder- 
ter Menschen in Beschäftigung zu erreichen, indem Un- 
ternehmen über andere Themen (wie Marketing oder 
barrierefreies Internet) nur mittelbar zu einer Beschäfti- 
gung behinderter Menschen angeregt werden sollten. 

- Erfolgreicher waren hingegen Ansätze, die gezielt 
über rechtliche Rahmenbedingungen und praktische 
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Möglichkeiten der beruflichen Integration schwerbehin- 
derter Menschen informierten. Dies galt sowohl für Pro- 
jekte, die in Form von Schulungsveranstaltungen und 
Seminaren durchgeführt wurden (wie das Projekt „Moti- 
viert integriert“ des Sozialverbandes VdK, siehe auch 
das nachfolgende dritte Projektbeispiel, und das Projekt 
„Bemfsstarter“ des Deutschen Schwerhörigenbundes), 
als auch für solche, die eher einen persönlichen Be- 
triebskontakt herstellten (wie das Projekt „ABBA“ und 
das Nachfolgeprojekt von RE-INTEGRA, siehe nach- 
folgendes erstes Projektbeispiel). 

- Schwierigkeiten bei einer beruflichen Integration kön- 
nen auch durch unzureichende Qualifikation und un- 
zureichende Kenntnisse von Arbeitsmarkterfordemis- 
sen seitens behinderter Menschen bedingt sein. Das 
Projekt „Jobbrücke“ des Diakonischen Werkes Berlin- 
Brandenburg-schlesische Oberlausitz, das schwerbe- 
hinderte Menschen mit Hilfe von jeweils zwei ehren- 
amtlichen Jobpaten zurück in die Arbeitswelt führte, 
zeigt Möglichkeiten auf, durch ehrenamtliche, aber 
professionell basierte Vorgehensweise Akzeptanz für 
die Inanspruchnahme erforderlicher Unterstützungs- 
leistungen zu erreichen. 

- Das Projekt „KOOP“ der Lebenshilfe Tübingen (siehe 
nachfolgendes zweites Projektbeispiel) zeigte, dass 
auch bei jungen Menschen mit geistiger Behinderung 
eine erfolgreiche Qualifizierung mit dem Ziel der Be- 
schäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mög- 
lich ist. Sie muss allerdings jeweils in individueller, 
niedrigschwelliger und personen- und untemehmens- 
konzentrierter Art und Weise erfolgen. Infolge dessen 
ist sie sehr personal- und zeitintensiv. 

- Die frauenspezifischen Projekte des Jenaer Zentrums 
für selbstbestimmtes Leben, der Heureka GmbH und 
der Katholischen Jugendfürsorge der Diözese Regens- 
burg haben ergeben, dass für behinderte Frauen ein be- 
sonderer Bedarf an speziellen Qualifizierungsmodulen 
und Unterstützung zur Teilhabe am Arbeitsleben be- 
steht. Weiterhin hat sich gezeigt, dass Schwierigkeiten 
einer beruflichen Integration behinderter Frauen durch 
Prägungen auf der Grundlage tradierter Rollenvorstel- 
lungen in Elternhaus und Schule begründet sein kön- 
nen. 

Neben Leitfäden und Informationsbroschüren, die im 
Rahmen einiger Projekte entstanden sind und die Übertra- 
gung der Ansätze auf andere Regionen und Unternehmen 
erleichtern, wurden weitere nachhaltige Wirkungen er- 
zielt: So wird der Sozialverband VdK Deutschland das 
Projekt „Motiviert integriert“ als Schulungsveranstaltun- 
gen weiter führen. Die integrative Arbeitnehmerüberlas- 
sung des Projekts „Fit für Arbeit“ der Füngeling Router 
gGmbH für schwerbehinderte Jugendliche mit Lembe- 
einträchtigungen wird ebenso wie die ehrenamtlichen 
Patenschaften des Projekts „Jobbrücke“ des Diakoni- 
schen Werkes Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlau- 
sitz überregional in Nachfolgeprojekten, die auf Empfeh- 
lungen des Beirates zur Teilhabe behinderter Menschen 
durch den Ausgleichsfonds gefördert werden, weiterver- 
folgt. 


Die durch die Seminare entstandenen Kooperationen des 
Deutschen Schwerhörigenbundes mit Unternehmen wer- 
den fortgeführt. Das im Projekt des Instituts für Fortbil- 
dung und berufliche Reintegration Zwickau GmbH auf- 
gebaute Netzwerk wird weiter bestehen bleiben. Die 
Lebenshilfe Tübingen hat aufgrund der Erkenntnisse ih- 
res Projekts „KOOP“ eine durch die Arbeitsverwaltung 
finanzierte Maßnahme entwickelt, die seit September 
2006 weiteren Menschen mit einer geistigen Behinderung 
den Zugang zum ersten Arbeitsmarkt ermöglichen soll. 
Das Euregio Kompetenzzentrum für Barrierefreiheit wird 
seine Beratungsstelle in Eigenregie weiterführen. 

Projektbeispiele 

„ABBA - Arbeitgeberbezogene Beratung zu 
Bebinderung und Arbeit“ von RE-INTEGRA 

Dieses Projekt, das vom 1. Juli 2005 bis zum 31. März 
2006 durchgeführt und mit Mitteln des Ausgleichsfonds 
gefördert wurde, hatte das Ziel, die Beschäftigungschan- 
cen schwerbehinderter Menschen durch arbeitgeberbezo- 
gene Informations- und Beratungsleistungen vor allem in 
kleinen und mittelständischen Unternehmen zu verbes- 
sern. 

Durch die Projektpartnerschaft mit Arbeitgeberorganisa- 
tionen wurden kleine und mittelständische Unternehmen 
erreicht und durch E-Mails mit individuellen Beratungs- 
angeboten gezielt angesprochen. Ein noch intensiverer 
Zugang wurde durch die Einbindung der Beraterteams 
der Kammern als Multiplikatoren der Informationsver- 
mittlung erzielt. Eine wichtige Verbindung zwischen die- 
sen Angeboten stellte die Einrichtung eines Kontakt- 
managements dar. Der mündliche Erstkontakt mit den 
Unternehmen wurde über ein Call-Center hergestellt. 

Bei der Information und Beratung von Entscheidungsträ- 
gem in kleinen und mittleren Unternehmen stellte sich 
heraus, dass eine größere Offenheit gegenüber der Be- 
schäftigung schwerbehinderter Menschen zu erreichen 
ist, wenn dieses Thema nicht in unmittelbarem Zusam- 
menhang mit einer konkreten Stellenbesetzung zur Spra- 
che gebracht wird. Ein Kernpunkt des Informations- und 
Beratungskonzeptes betraf daher eine fallunabhängige In- 
formation der Arbeitgeber, ln einigen mittelständischen 
Betrieben gab es auch Potenziale für die Schaffung von 
Integrationsprojekten. Der Kenntnisstand über rechtliche 
Möglichkeiten und Förderangebote war hier bislang un- 
zureichend, obwohl diese Projekte ein hervorragendes 
Instmment für eine gewerblich orientierte Schaffung von 
Arbeitsplätzen für schwerbehinderte Menschen darstel- 
len. 

Der Projektteil „Information und Beratung“ zielte auch 
auf Schwerbehindertenvertretungen in mittelständischen 
Unternehmen. Bei einer Veranstaltung im Februar 2006 
konnten so einem Kreis von 103 Teilnehmenden konkrete 
Hilfestellungen bei ihrer Tätigkeit angeboten werden. 

Der Projektbereich der operativen Unterstützung bündelte 
konkrete Hilfestellungen an die Unternehmen in einem 
umfassenden Dienstleistungsangebot: 
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- Definition von Stelleninhalten und Anforderungspro- 
filen bei Neubesetzungen mit sehwerbehinderten 
Mensehen, 

- Input für Vermittlungsangebote von Integrationsfaeh- 
diensten, 

- Koordination der Sozialleistungsträger bei komplexen 
F ördersituationen, 

- Einriehtung eines betriebliehen Eingliederungsma- 
nagements, 

- Unterstützung und Koordination bei drohender 
Sehwerbehinderung im Einzelfall, 

- Projektberatung und -Steuerung bei Integrationspro- 
jekten. 

Die Mitarbeiter des Projekts positionierten sieh als zen- 
trale Anspreehpartner für die Unternehmen und gewan- 
nen die entspreehende Vertrauensstellung. Dies wurde 
dureh das anfangs besehriebene kontinuierliehe Kontakt- 
management unterstützt. Im Ergebnis 

- konnten während der Projektlaufzeit 2 605 Unterneh- 
men dureh Ansehreiben und ein Call-Center kontak- 
tiert werden, dabei zeigte sieh, dass die Art der An- 
spraehe positiv wahrgenommen wurde, 

- waren über 40 Prozent der Unternehmen grundsätzlieh 
an der Besehäftigung behinderter Mensehen interes- 
siert, 

- wünsehten 231 Unternehmen weitere sehriftliehe In- 
formationen, 

- wollten 113 Unternehmen ein persönliehes Beratungs- 
gespräeh. 

Das im persönliehen Gespräeh erworbene Wissen wird 
von den Arbeitgebern als Mehrwert wahrgenommen. 
Dureh die Beratungsgespräehe konnten unmittelbar 
46 Stellen für sehwerbehinderte Mensehen gewonnen 
werden, wobei ein großer Teil dureh spontane Besehäfti- 
gungsideen im Verlauf des Beratungsgespräehs entstand. 
19 Angebote sind dabei eher für Männer ausgeschrieben, 
zehn Angebote eher für Frauen, und 17 ohne geschlechts- 
spezifische Angaben. Bei der Besetzung der Stellen wur- 
den schwerbehinderte Männer und Frauen je zur Hälfte 
berücksichtigt. 

„KOOP - Kooperationsmodell zur Förderung 
beruflicher Teilhabe von Menschen mit einer 
sogenannten geistigen Behinderung“ 
der Lebenshilfe Tübingen e.V. 

Das Projekt, das vom 1. März bis zum 31. Dezember 
2006 durchgeführt und mit Mitteln des Ausgleichsfonds 
gefordert wurde, hatte das Ziel, Schülerinnen und Schü- 
lern mit einer geistigen Behinderung die betriebliche 
Wirklichkeit näher zu bringen und damit die Chancen zu 
erhöhen, in reguläre Beschäftigungsverhältnisse integriert 
werden zu können. 

Es wurden Beratungsgespräche und Betriebsbesichtigungen 
für Schülerinnen und Schüler sowie deren Angehörige 


durchgeführt. Weiterhin wurden neun Schnupperpraktika 
und 14 länger dauernde betriebliche Qualifizierungsprak- 
tika organisiert. Diese ermöglichten es den Schülerinnen 
und Schülern, die eigenen beruflichen Kompetenzen stän- 
dig zu erweitern und mit den Anforderungen von Betrie- 
ben des allgemeinen Arbeitsmarktes zu vergleichen. Die 
Erfolge in den Praktika wurden durch die Begleitung von 
Job-Coaches unterstützt, die sowohl für die Einarbeitung 
als auch für die soziale Integration in den Unternehmen 
verantwortlich waren. Aus einem der Langzeitpraktika 
entstand unmittelbar ein unbefristetes Arbeitsverhältnis. 

ln der Arbeit mit den unterschiedlichen Unternehmen 
zeigte sich, dass auch diese sich eine gute Beratung und 
Begleitung wünschen. Ihr Kooperationspartner muss sich 
als Dienstleister verstehen, der von sich aus alle erforder- 
lichen Schritte anspricht und in die Wege leitet. Für 
kleine und mittlere Unternehmen wurde ein Leitfaden er- 
arbeitet. Viele Fragen, die im Zusammenhang mit den 
Praktika an die Projektmitarbeiterinnen gestellt wurden, 
werden hier aufgeführt und beantwortet. Anhand an- 
schaulicher Praktikabeispiele sollen Betriebe ermuntert 
werden, selbst Praktikastellen einzurichten. Sowohl auf 
der Seite der Schülerinnen und Schüler als auch auf der 
Seite der Unternehmen ist das Interesse an einer Zusam- 
menarbeit stark gewachsen. 

Eine erfolgreiche Qualifizierung junger Menschen mit 
Behinderung mit dem Ziel der Beschäftigung auf dem all- 
gemeinen Arbeitsmarkt muss jeweils individuell, niedrig- 
schwellig, Personen- und untemehmenskonzentriert er- 
folgen und ist daher sehr personal- und zeitintensiv. 

Aufgrund der Erkenntnisse des Projekts wurde eine am- 
bulante Qualifizierungsmaßnahme mit dem Namen „JOB 
FIT“ für junge Frauen und Männer mit einer geistigen 
Behinderung mit dem Ziel der langfristigen Beschäfti- 
gung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt entwickelt, die 
im September 2006 begann und durch die Bundesagentur 
für Arbeit gefördert wird. 

„Motiviert Integriert“ des Sozialverbandes VdK 
Dentschland 

Dieses Projekt, das vom 1. November 2004 bis zum 
3 1 . Oktober 2005 durchgeführt und mit Mitteln des Aus- 
gleichsfonds gefördert wurde, hatte das Ziel, die Beschäf- 
tigungssituation schwerbehinderter Menschen durch In- 
formationen über gesetzliche Fördermöglichkeiten vor 
allem in kleinen und mittelständischen Unternehmen zu 
verbessern. 

Dazu fanden sechs halbtägige Schulungsveranstaltungen 
statt. Neben der Vermittlung der aktuellen Rechtsgrundla- 
gen standen die Fördermöglichkeiten im Vordergrund, die 
Arbeitgeber bei der Einstellung und Beschäftigung 
schwerbehinderter Menschen in Anspruch nehmen kön- 
nen. Zielgruppe waren Führungskräfte, Personalverant- 
wortliche, Firmeninhaber, Schwerbehindertenvertrauens- 
personen und Betriebsräte kleiner und mittelständischer 
Unternehmen. 

Es hat sich als sinnvoll erwiesen, bei den eingeladenen 
Unternehmen zuvor telefonisch gezielt das Interesse für 
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das Thema zu wecken. Die der Zielgruppe angepasste 
zeitliche Struktur der Schulungsveranstaltungen fand gro- 
ßen Anklang. Ebenso sind stets Vertreter der Rehabilita- 
tionsträger, von Integrationsfachdiensten und örtlichen 
Fürsorgestellen bei den Schulungen anwesend, so dass 
eine direkte Kontaktaufnahme zwischen der Arbeitgeber- 
seite und fördernden beziehungsweise vermittelnden In- 
stitutionen ermöglicht wird. 

Bereits im Dezember 2004 startete das Projekt mit einer 
ersten Veranstaltung für Führungskräfte und Interessen- 
vertretungen kleiner und mittlerer Unternehmen im Raum 
Köln/Bonn. Aufgrund der guten Resonanz wurde im Ja- 
nuar eine zweite Schulung in Bonn angeboten, die ebenso 
gut besucht war. ln Kooperation mit den VdK-Kreisver- 
bänden Siegen-Olpe- Wittgenstein und Nürnberg konnten 
zwei weitere Schulungen in der jeweiligen Region ange- 
boten werden. Am 1 1 . Oktober 2005 fand in Zusammen- 
arbeit mit der Handwerkskammer des Saarlandes eine 
Schulung in Saarbrücken statt. Die sechste Veranstaltung 
war am 13. Oktober 2005 in Kooperation mit der Agentur 
für Arbeit Köln. 

Im Ergebnis wurden in den sechs Schulungsveranstaltun- 
gen 1 1 7 Teilnehmende aus 92 verschiedenen Unterneh- 
men geschult. Hierbei zeigte sich, dass immer noch ein 
erheblicher Informations- und Aufklärungsbedarf vor al- 
lem bei kleinen und mittelständischen Unternehmen exis- 
tiert. So war beispielsweise die gesetzliche Prüfpflicht 
des Arbeitgebers, ob eine freie Stelle mit einem Schwer- 


behinderten Menschen besetzt werden kann, nahezu un- 
bekannt. 

Die Schulungsveranstaltungen wurden von den Teilneh- 
menden sehr gut beurteilt und führten in vielen Fällen 
auch zu einer positiven Einstellungsänderung gegenüber 
der Ausbildung und Beschäftigung von Menschen mit 
Behinderung. So konnten unmittelbar durch die Schulun- 
gen vier Ausbildungsstellen und sechs Arbeitsstellen für 
schwerbehinderte Menschen gewonnen werden. 

Mittlerweile wurde das Informations- und Schulungskon- 
zept „Motiviert integriert - Beschäftigung schwerbehin- 
derter Menschen sichern und Fördermittel nutzen“ im 
Rahmen des CDMP-Zertifikats des Hauptverbandes der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften (HVBG) als Fort- 
bildungsveranstaltung für „Certified Disability Manage- 
ment Professionals“ anerkannt. Der Sozialverband VdK 
Deutschland wird sein Engagement im Bereich der be- 
trieblichen Schulungsarbeit fortsetzen. 

4.2.3 Schwerpunkt „Stärkung der betrieblichen 
Prävention“ 

Es wurden 13 Projekte zum Schwerpunkt „Stärkung der 
betrieblichen Prävention“ durchgeführt. Dabei wurden 
Mittel in Höhe von 525 301 Euro aus dem Ausgleichs- 
fonds und dem Europäischen Sozialfonds sowie Eigen- 
mittel der Projektierenden in Höhe von 268 683 Euro ver- 
wendet: 


Tabelle 30 


Projekte im Schwerpunkt „Stärkung der betrieblichen Prävention“ 


Durchführende 
(alphabetische Reihenfolge) 

Projekttitel und -ziel 

Laufzeit/ 

Förderung 

ARINET GmbH, Hamburg 

„Gesunde Mitarbeiter - Gesunde Unternehmen“: Aufbau 
von Beratungs- und Dienstleistungsstrukturen zum be- 
trieblichen Eingliederungsmanagement für kleine und 
mittelsfändische Unfemehmen zur Verbesserung des 
Erhalfes der Beschäftigungsfähigkeif. 

02.05-06.06 

Europäischer 

Sozialfonds 

Berufsförderungswerk Leipzig 

„Intensivierung der Kooperation und Vernetzung von 
Unternehmen mit Leistungsträgem und Leistungserbrin- 
gern durch betriebliches Eingliedemngsmanagement in 
KMU“: Sichemng und Erhalt von Beschäftigungsver- 
hältnissen in kleineren und mittelständischen Unterneh- 
men sowie Stärkung des Verantwortungsbewusstseins, 
der Bereitschaft und der Fähigkeiten von Betrieben. 

01.06-12.06 

Europäischer 

Sozialfonds 

Berufsgenossenschaft für Gesundheifs- 
diensf und Wohlfahrtspflege, Hamburg 

„Konzept- und Kompetenzentwicklung zum betriebli- 
chen Eingliedemngsmanagement - Gestaltung von Auf- 
gaben und Rollen betrieblicher und überbetrieblicher 
Akteure“: Parallele Vergleichsstudie an verschiedenen 
Standorten Deutschlands zur Einfühmng eines betriebli- 
chen Eingliedemngsmanagement. 

01.06-12.06 

Europäischer 

Sozialfonds 
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noch Tabelle 30 


Durchführende 
(alphabetische Reihenfolge) 

Projekttitel und -ziel 

Laufzeit/ 

Förderung 

Deutsche Rentenversicherung Bund, 

Berlin 

„Regionale Initiative/Betriebliches Eingliederungs- 
management Brandenburg“: Entwicklung und Erprobung 
niederschwelliger und aufsuchender Beratungsangebote 
sowie von Assessmentverfahren, Erbringung des Nach- 
weises, dass die Ein- und Durchführung eines betrieb- 
lichen Eingliederungsmanagements in Unternehmen mit 
Hilfe gezielter Beratung durch Rehabilitationsträger 
verbessert werden kann. 

04.06-12.06 

Europäischer 

Sozialfonds 

DGB Bildungswerk Düsseldorf e.V. 

„Entwicklung von Handlungsstrategien für die Betrieb- 
liche Interessenvertretung“, zur Umsetzung eines 
betrieblichen Eingliederungsmanagements, gemeinsam 
mit den betrieblichen Interessenvertretungen. 

07.06-12.06 

Europäischer 

Sozialfonds 

Fortbildungsakademie der Wirtschaft 
(FAW) gGmbH, Dresden 

„Aktiv - für ein betriebliches Eingliederungsmanage- 
ment“: Beratung und Information kleiner und mittelstän- 
discher Unternehmen in Sachsen und Brandenburg. Ge- 
zielte Motivation von Führungskräften zur Durchführung 
von Aktivitäten, die der Eingliederung leistungsgewan- 
delter Mitarbeiter dienen, sowie Erfassung der betriebli- 
chen Ausgangsbedingungen zur Einführung eines be- 
trieblichen Eingliederungsmanagementsystems. 

08.05-07.06 

Europäischer 

Sozialfonds 

Fortbildungsakademie der Wirtschaft 
(FAW) gGmbH, Dresden 

Aktivierung und Erweiterung des im Projekt „Aktiv - für 
ein betriebliches Eingliederungsmanagement“ entstande- 
nen Netzwerkes. 

08.06-12.06 

Europäischer 

Sozialfonds 

Institut für Qualitätssicherung in Präven- 
tion und Rehabilitation GmbH an der 
Sporthochschule Köln 

„8-Punkte-Plan zur Eingliederung und Gesundheit im 
Hotel- und Gaststättengewerbe“: Ausgestaltung des Ein- 
gliederungsmanagements für Kleinstuntemehmen des 
Hotel und Gaststättengewerbes, Konzeptentwicklung 
und Erprobung eines 8-Punkte-Plans sowie die Ermitt- 
lung des Unterstützungsbedarfes im Rahmen der Einfüh- 
rung für Kleinstbetriebe. 

07.06-12.06 

Europäischer 

Sozialfonds 

Katholische Jugendfürsorge Diözese 
Regensburg e.V 

„Konzept zur Einführung eines betrieblichen Eingliede- 
rungsmanagements nach § 84 SGB IX in der Katholi- 
schen Jugendfürsorge der Diözese Regensburg“, 
verbunden mit der Entwicklung eines modularisierten 
Leistungskataloges als Grundlage für den Integrations- 
fachdienst, betriebliches Eingliederungsmanagement für 
klein- und mittelständische Unternehmen anzubieten. 

01.06-12.06 

Europäischer 

Sozialfonds 

Netzwerk Dienstleistungen Oberhausen 
NWDO e.V. 

„PRÄBOB - Prävention und Beschäftigungssicherung in 
kleinen Unternehmen der Dienstleistungsbranche im 
Raum Oberhausen und Umgebung“: Organisation einer 
gemeinsamen arbeitsmedizinischen und sicherheitstech- 
nischen Betreuung für kleinere Unternehmen, sowie 
Schaffung einer Basis für den gemeinsamen Zugang zu 
den Angeboten der Sozialleistungsträger vor Ort. 

01.06-12.06 

Europäischer 

Sozialfonds 
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Durchführende 
(alphabetische Reihenfolge) 

Projekttitel und -ziel 

Laufzeit/ 

Förderung 

pebb GmbH, Ober-Hilbersheim 

„3B - Beratung, Betrieb und Beruf Ansprache und In- 
formation der erkrankten Arbeitnehmer und Arbeitneh- 
merinnen durch Kammern, Betriebe, Ärzte etc. über Un- 
terstützungsmöglichkeiten, ggf erfolgt eine Zuweisung 
der Versicherten über Träger der Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben. 

06.05-06.06 

Europäischer 

Sozialfonds 

Retum2work - Gesellschaft für Gesund- 
heifsmanagemenf mbH und Chemien 
Logistik GmbH, Duisburg 

„Prävention und betriebliches Eingliederungsmanage- 
ment“: Modellhafte Entwicklung, Durchführung und 
Auswertung eines praxisorientierten Konzepts zur 
betrieblichen Umsetzung der Erhaltung der Beschäfti- 
gungsfähigkeit in einem mittelgroßen Logistik-Unter- 
nehmen (Chemien AG). 

01.06-09.06 

Europäischer 

Sozialfonds 

Siemens VDO Automotive AG, 
Regensburg 

„IBEQ“: Aufbau eines sysfematischen betrieblichen Ein- 
gliederungsmanagements und modellhafte Sicherung der 
Teilhabe insbesondere schwerbehinderter Frauen durch 
präventive Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen der 
Umstellung des Produktionssystems. 

06.05-09.06 

Ausgleichs- 

fonds 


Ergebnisse der Projekte 

Die wichtigste Phase bei der Einführung eines betriebli- 
chen Eingliederungsmanagements ist die Information in 
den Unternehmen. Es bestehen immer noch sowohl auf 
Arbeitgeber- als auch Arbeitnehmerseite Fehl Vorstellun- 
gen über den Sinn und Zweck eines betrieblichen Ein- 
gliederungsmanagements. Vielen kleinen und mittel- 
ständischen Unternehmen ist die durch das Gesetz zur 
Förderung der Ausbildung und Beschäftigung schwerbe- 
hinderter Menschen zum 1 . April 2004 entstandene ge- 
setzliche Verpflichtung zur Einführung eines betriebli- 
chen Eingliederungsmanagements unbekannt. Mitglieder 
von Beschäftigtenvertretungen wollen vermeiden, dass 
das betriebliche Eingliederungsmanagement als eine Art 
„Krankenrückkehrgespräch“ mit der Folge arbeitsrechtli- 
cher Konsequenzen missbraucht werden kann. Außerdem 
besteht Unklarheit hinsichtlich des Datenschutzes. Diese 
und andere Vorbehalte haben sich aber nur dann als be- 
rechtigt erwiesen, wenn Arbeitgeber und Beschäftigten- 
vertretungen nicht genügend Zeit für Information und 
Abstimmung bei der Einführung vorsehen. Außerdem 
führten die Projekte zu folgenden Ergebnissen: 

- Am Anfang der Einführung eines betrieblichen Ein- 
gliederungsmanagements besteht ein nicht unerhebli- 
cher Aufwand. Dieser reduziert sich im Zeitverlauf je- 
doch und kann durch die Beteiligung externer 
Beratung minimiert werden. 

- Einige Projektergebnisse belegen, dass durch die Ein- 
führung eines betrieblichen Eingliederungsmanage- 
ments nicht nur die Kosten für die Unternehmen, son- 


dern auch für die Allgemeinheif (zum Beispiel durch 
Einsparungen von Krankengeld, Verlefzfengeld und Er- 
werbsminderungsrenfen) gesenkf werden können und 
sich neben der Gesundheit auch das Betriebsklima im 
Unternehmen verbessern lässt. Dies zeigen unter ande- 
rem die Erkenntnisse aus den Projekten der Deutschen 
Rentenversicherung Bund (siehe nachfolgendes erstes 
Projektbeispiel), der Berufsgenossenschafl für Gesund- 
heitsdiensf und Wohlfahrtspflege und der Katholischen 
Jugendfürsorge der Diözese Regensburg e.V 

- Für mittelsfändische und größere Unfemehmen zeigen 
die Projektergebnisse von Retum2work und Siemens 
VDO modellhafl auf, wie die Einführung eines be- 
trieblichen Eingliederungsmanagements in den Betrie- 
ben erfolgreich durchgeführt werden kann. 

- Für kleinere Unternehmen geben die Projektergeb- 
nisse der Fachakademie der Deutschen Wirtschaft, 
von Arinet, des Berufsförderungswerkes Leipzig, der 
Nefzwerkdienstleistungen Oberhausen (siehe nach- 
folgendes drittes Projekfbeispiel) und des Insfifufs 
für Qualifäfssicherung in Prävention und Rehabilita- 
tion wichtige Hinweise, wie man den Aufwand bei 
der Einführung eines betrieblichen Eingliederungs- 
managements durch die Bildung von Netzwerken 
und die Beauftragung Externer deutlich vermindern 
kann. 

- Speziell für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen so- 
wie Mitglieder von Beschäftigtenvertretungen von Be- 
deutung sind die Projektergebnisse der pebb GmbH 
und des DGB Bildungswerkes Düsseldorf (siehe nach- 
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folgendes zweites Projektbeispiel), die die Vorteile be- 
trieblieher Prävention für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter verdeutliehen. 

Im Rahmen einiger Projekte wurden Leitfaden, Standard- 
formulare und Informationsunterlagen entwiekelt, die an- 
deren Unternehmen die Einführung eines betriebliehen 
Eingliederungsmanagements deutlieh erleiehtem kön- 
nen. Naehhaltige Wirkungen der Projektfördeiung erge- 
ben sieh, da einige Projekte zum Sehwerpunkt „Stärkung 
der betriebliehen Prävention“ mit Absehluss des Förder- 
zeitraums nieht beendet, sondern in anderer Form weiter- 
geführt werden. So wurde aufgrund des Projekts 
„PRÄBOB“ eine feste Arbeitsgruppe in den Netzwerk- 
dienstleistungen Oberhausen installiert, die mit Unterstüt- 
zung der AOK Rheinland/Hamburg die Arbeit fortsetzen 
wird. Chemien wird die Kooperation mit Retum2work 
nieht nur weiter aufreehterhalten, sondern das Konzept 
soll auf weitere Konzemteile von Bayer ausgedehnt wer- 
den. 

Projektbeispiele 

„Regionale Initiative Betriebliches 
Eingliedernngsmanagement“ der Dentschen 
Rentenversichernng Bnnd 

Das Projekt, das vom 1. April 2006 bis zum 31. März 
2007 durehgeführt und mit Mitteln des Europäisehen So- 
zialfonds gefördert wurde, sollte untersuehen, in welchem 
Umfang Arbeitgeber heute bereits betriebliches Einglie- 
derungsmanagement durchführen und welche Hilfe sie 
von Rehabilitationsträgem dabei erwarten. Als Modellre- 
gion wurde ein Einzugsbereich mit 317 Arbeitgebern und 
etwa 5 000 Beschäftigten aus allen Branchen und Wirt- 
schaftszweigen sowie unterschiedlichen Betriebsgrößen 
in der Stadt Teltow (Land Brandenburg) und Berlin-Lich- 
terfelde ausgewählt. Es dominieren kleine und mittelstän- 
dische Unternehmen. Etwa 75 Prozent der befragten 
209 Arbeitgeber beschäftigen weniger als 50 Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer. 


Abbildung 4 

Branchenstruktur der Modellregion 


Dabei wurden Bekanntheit, Akzeptanz und Verbreitung 
von Eingliederungsmanagement in den Betrieben, die 
häufigsten Probleme bei Ein- und Durchfuhmng sowie 
der Beratungsbedarf durch standardisierte Interviews er- 
hoben. 124 Arbeitgeber waren darüber hinaus an einer 
weiterführenden persönlichen Beratung interessiert. Ins- 
gesamt wurde für 53 Arbeitnehmer ein betriebliches Ein- 
gliedemngsmanagement eingeleitet. 

ln der Modellregion befand sich als ständiger Ansprech- 
partner für Arbeitgeber und Beschäftigte ein Mitarbeiter 
der Deutschen Rentenversichernng Bund. Der Ansprech- 
partner suchte Arbeitgeber und Arbeitnehmer der Modell- 
region auf und informierte über das betriebliche Einglie- 
demngsmanagement, dessen Nutzen und die mögliche 
Unterstützung bei der Durchfühmng. Bei konkretem Be- 
ratungs- und Eingliedemngsbedarf stellte er kurzfristig 
den Kontakt zum zuständigen Rehabilitationsberater der 
Rentenversichernng, zum Reha-Zentrum Teltow (Klinik 
Seehof) oder zur gemeinsamen Servicesfelle für Rehabili- 
fation her. Ebenso half er bei der Auswahl anderer Reha- 
bilifationsträger. 

Befriebliches Eingliedernngsmanagement ist in der Mo- 
dellregion noch kaum verbreitet. Lediglich ein Arbeitge- 
ber hatte dieses bereits in seinem Unternehmen einge- 
führt. Mehr als die Hälfte der befragten Arbeitgeber 
gaben als Hinderangsgründe ihre Betriebsgröße, fehlende 
Kompetenz im Unternehmen oder vereinzelt auch Kos- 
tengründe an. Knapp über die Hälfte der Arbeitgeber wer- 
ten die Zeiten der Arbeitsunfähigkeit ihrer Beschäftigten 
systematisch aus. Fast 60 Prozent gaben an, eine durch- 
schnittliche Arbeitsunfähigkeitszeit ihrer Mitarbeiter be- 
trage maximal fünf Tage. 

Erfolgsfaktoren für ein Eingliederungsmanagement sind 
aus Sicht der Arbeitgeber ein vertrauensvolles Klima zwi- 
schen den Mitarbeitern selbst sowie ein positives Verhält- 
nis zu den unmittelbaren Vorgesetzten und zur Betriebs- 
leitung. Jeweils mehr als 90 Prozent halten das für 
wichtig. Deutlich mehr als 80 Prozent der Arbeitgeber 
halten ein frühzeitiges Ansprechen arbeitsunfähiger Mit- 
arbeiter für unverzichtbar, aber nur etwa ein Drittel küm- 
mert sich darum innerhalb der ersten Wochen der Arbeits- 
unfähigkeit. Der unmittelbare Vorgesetzte ist aus Sicht 
der befragten Arbeitgeber dafür am ehesfen geeignef. 



Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund 


Alle Arbeitgeber der Modellregion wurden kontaktiert. 
209 Arbeitgeber haben an Befragungen teilgenommen. 


Etwa 80 Prozent der befragten Arbeitgeber halten eine 
persönliche Beratung vor und während der Einführung ei- 
nes befrieblichen Eingliederungsmanagemenfs sowie bei 
der konkreten Eingliederung eines kranken Mitarbeiters 
für wichtig. Die Arbeitgeber billigen dabei den Rehabili- 
tationsträgem hohe Kompetenz bei der Unterstützung ih- 
res Eingliedemngsmanagements zu. 

ln der Modellregion Teltow wurden unter Beteiligung des 
trägereigenen Reha-Zentrams Seehof in Teltow ein aufsu- 
chendes und niederschwelliges Beratungsangebot für Ar- 
beifgeber, ein Assessmenfverfahren zur Diagnosfik von 
Fähigkeifsstömngen sowie ein Service für niedergelas- 
sene Haus- und Fachärzfe eingerichfef. Hierbei wurden 
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nach Möglichkeit die behandelnden Haus- oder Fachärzte 
der Beschäftigten beteiligt. 

Nach dem Assessmentverfahren trafen die Teilnehmen- 
den eine Entscheidung zur Auswahl möglicher Leistun- 
gen und bereiteten in vielen Fällen ein Antragsverfahren 
beim zuständigen Rehabilitationsträger vor. Es wurden 
auch 20 Patienten intensiv sozialmedizinisch untersucht, 
ln mehreren Fällen konnten zeitnah gezielte Behandlun- 
gen eingeleitet werden. Die Beteiligung von Werks- und 
Betriebsärzten am Eingliederungsmanagement kann ein 
viel versprechender Ansatz sein. Der Erfolg hängt aber 
von deren Arbeitsvoraussetzungen und -möglichkeiten 
ab, die je nach Größe des Unternehmens äußerst unter- 
schiedlich sind. 

Im Ergebnis zeigen die Erfahrungen aus dem Projekt, 
dass funktionierendes betriebliches Eingliederungsma- 
nagement mit Unterstützung der Rehabilitationsträger die 
frühzeitige Rückkehr von Arbeitnehmern an den Arbeits- 
platz erleichtert und Beschäftigung sichert. Dies senkt 
nicht nur die Kosten der Unternehmen. Auch Rentenver- 
sicherungsträger können durch die Einsparung von Er- 
werbsminderungsrenten profitieren. 

„Handlungsstrategien für betriebliche Interessen- 
vertretungen“ des DGB Bildungswerkes 
Düsseldorf e.V. 

Das Projekt wurde vom 1. Juli 2007 bis zum 28. Februar 
2007 durchgeführt und mit Mitteln des Europäischen So- 
zialfonds gefördert. Es hatte das Ziel, für die betriebliche 
Interessenvertretung und zusammen mit dieser Hand- 
lungsstrategien zur Einführung eines betrieblichen Ein- 
gliederungsmanagements zu entwickeln. Am Projekt 
haben 80 Personen teilgenommen, überwiegend Betriebs- 
räte und Schwerbehindertenvertreter. 

Zunächst wurden die rechtlichen Grundlagen dargestellt. 
Zudem wurde eine Prozesskette entwickelt, die die 
Grundlage für die weiferen Überlegungen und Ausarbei- 
tung mit den betrieblichen Interessenvertretungen bildete. 
Die Teilnehmenden bearbeiteten und diskutierten 
gemeinsam mit dem Projektteam die erarbeitete Prozess- 
kette. Für die anschließende Testphase wurde ein Frage- 
bogen erarbeitet. Mit dem Fragebogen und der erar- 
beiteten Prozesskette traten die Teilnehmenden in die 
anschließende betriebliche Testphase, ln einem Workshop 
in Berlin wurden alle Ergebnisse zusammengetragen und 
evaluiert. Zum Abschluss wurden die erarbeiteten Emp- 
fehlungen in einem Handlungsleitfaden zusammenge- 
fasst, der die zu gehenden Schritte detailliert erklärt (Ab- 
bildung 5). 

Es ist geplant, den Handlungsleitfaden bundesweit in un- 
terschiedliche Betriebe zu tragen. Dies soll durch Semi- 
nare (ca. 2 000 Teilnehmertage im Jahr) und Veröffentli- 
chungen geschehen, unter anderem auf der Homepage der 
Initiative. 


„PRÄBOB - Prävention nnd Beschäftignngssichernng 
in kleinen Unternehmen der Dienstleistnngsbranche 
im Ranm Oberhansen nnd Umgebnng“ des 
Netzwerkes „Dienstleistnngen Oberhansen 
NWDO e.V.“ 

Dieses Projekt, das vom 1. Januar 2006 bis zum 31. De- 
zember 2006 durchgeführt und mit Mitteln des europäi- 
schen Sozialfonds gefördert wurde, hatte das Ziel, durch 
betriebliche Präventionsmaßnahmen einen Beitrag zum 
Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit der Belegschaft in 
kleinen Unternehmen zu leisten. Ein weiteres Ziel war es, 
Wege aufzuzeigen, wie das Thema betriebliche Präven- 
tion speziell an kleine Unternehmen heran und in sie hin- 
ein getragen werden kann. 

Die koordinierende Stelle des Projekts PRÄBOB war 
ein Netzwerkzirkel, der im Projektzeitraum zehnmal 
tagte. Zunächst wurden aus dem Kreis der Netzwerkmit- 
glieder interessierte Unternehmer gesucht, die anderen 
Unternehmen ihr Wissen zur Verfügung stellen moch- 
ten. Es folgte eine Qualifizierung von zehn Beratern 
zum betrieblichen Eingliederungsmanagement und zu 
Fragen der Prävention und Gesundheitsförderung in 
kleinen Unternehmen. 

Aus dem Netzwerkzirkel wurden feste Ansprechpersonen 
für die anfragenden Unternehmen bestimmt, um zu ge- 
währleisten, dass die Unternehmen immer einen einzigen 
Ansprechpartner hatten. Die zuständige Ansprechperson 
führte ein Gespräch im Unternehmen vor Ort, bei dem der 
individuelle Beratungsbedarf abgestimmt wurde, koordi- 
nierte alle weiteren Schritte der Beratung und beauftragte 
Berater. 

Der Zugang zu den Beratungsempfängem erfolgte über 
die Netzwerkstrukturen. Mitunter ergaben sich auch Un- 
temehmerkontakte außerhalb des Netzwerkes, die moti- 
viert durch die positive Einschätzung des Projekts „PRÄ- 
BOB“ Netzwerkmitglied werden wollten. Insgesamt 
konnten so 16 Unternehmen mit insgesamt rund 350 Be- 
schäftigten beraten werden. 

Alle Unternehmen erhielten einen Ordner mit Materialien 
zur Unterstützung. Einige haben auch das Angebot ge- 
nutzt, die Materialien individuell auf das Unternehmen 
anzupassen. Ein wichtiger Teil der Arbeit in den Unter- 
nehmen bestand auch in der Unterstützung bei der Durch- 
führung individueller Maßnahmen zum Erhalt der 
Beschäftigungsfähigkeit. Darüber hinaus wurden alle Un- 
ternehmen über die Möglichkeiten der Unterstützung bei 
der Einstellung von Menschen mit Behinderungen aufge- 
klärt. Da die jeweiligen Beschäftigten in einem Einzelge- 
spräch beraten wurden, konnte auf die besonderen Be- 
dürfnisse von Frauen eingegangen werden. 

„PRÄBOB“ wurde nach dem Projektende nicht beendet, 
sondern wird seit März 2007 in Form einer festen Ar- 
beitsgruppe im Netzwerk Dienstleistungen (NWDO) mit 
der Unterstützung der AOK Rheinland/Hamburg fortge- 
führt. 
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Abbildung 5 


Modifizierte Prozesskette: „10 Schritte zum Ziel“ 
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Abbildung 6 


Beschäftigtenzahl in den 16 beratenen Unternehmen 



Quelle: Netzwerk „Dienstleistungen Oberhausen NWDO e.V.“ 


4.3 Aktivitäten 

Im Rahmen der Initiative wurden neben der finanziellen 
Förderung von Projekten aueh 43 Aktivitäten als Best- 
Praetiee-Beispiele vorgestellt, die nieht mit Mitteln der 
Initiative gefördert wurden, aber naeh Ansieht des Gre- 
miums der Initiative beispielgebend für die Umsetzung 
einer der drei Ziele sind. 13 Aktivitäten wurden im 
Sehwerpunktbereieh „Ausbildung“ durehgeführt, 20 im 
Bereieh „Besehäftigung“ und neun im Bereieh „Betrieb- 
liehe Prävention“. Einige dieser Aktivitäten (wie zum 
Beispiel die von E.ON, der METRO Group und 
Siemens) wurden erst dureh das damalige Bundesminis- 
terium für Gesundheit und Soziale Sieherung bezie- 
hungsweise das Bundesministerium Arbeit und Soziales 
initiiert. 


Bei der Aufnahme als Aktivität im Rahmen der Initiative 
wurde bewusst darauf verziehtet, sieh auf Unternehmen 
zu besehränken, um die Darstellung der Vielfalt von be- 
reits vorhandenen Best-Praetiee-Beispielen auf allen Ebe- 
nen zu ermögliehen. Aufgezeigt wurde dadureh unter an- 
derem aueh, dass Netzwerkbildungen und Kooperationen 
zwisehen Unternehmen und Organisationen behinderter 
Mensehen sowie Einriehtungen beruflieher Rehabilitation 
die Chaneen einer erfolgreiehen berufiiehen Integration 
beziehungsweise die Sieherung bestehender Besehäfti- 
gungsverhältnisse unterstützen können. 

4.3.1 Schwerpunkt „Förderung der Ausbildung“ 

Es wurden 13 Aktivitäten zum Sehwerpunkt „Förderung der 
Ausbildung“ als sog. Best-Praetice-Beispiel aufgenommen: 


Tabelle 31 


Aktivitäten im Schwerpunkt „Förderung der Aushildung“ 


Durchführende 
(alphahetische Reihenfolge) 

Inhalt 

A-BIS e.V. in Kooperation mit Bildungs- 
zentrum Kalle-Albert, Wiesbaden 

Ausbildung sehwerbehinderter Jugendlieher aller Nationalitäten im 
ersten Ausbildungsmarkt in vielen Ausbildungsberufen. 

Arbeit-Sehule -Integrations-Gesellsehaft 
(ASIG) e.V. in Kooperation mit der 
Berliner Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Sport, Berlin 

Gründung „Netzwerk Berliner Sehülerfirmen“ - Projekt zur Förderung 
von Jugendliehen mit Lembeeinträehtigungen und Behinderungen dureh 
Aufbau von Sehülerfirmen und parfnersehaftliehe Zusammenarbeif von 
Sehulen und Unfemehmen. 

Berufsbildungswerk des Annastifls e.V. 
Hannover 

„Tele-Berufsausbildung“ - Dreijährige individualisierte Ausbildung 
sehwerstkörperbehinderter junger Mensehen aus dem norddeutsehen 
Raum via Teleleaming zur Bürokauffrau/zum Bürokaufmann mit 
Sehwerpunkt Telearbeit in häuslieher Umgebung. 
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noch Tabelle 31 


Durchführende 
(alphabetische Reihenfolge) 

Inhalt 

bksys Systemplanung, Leutenbach 

Ausbildung eines blinden Jugendlichen zum Fachinformatiker unter Mit- 
wirkung der Nikolauspflege und mit Unterstützung der Arbeitsagentur 
und des Landeswohlfahrtsverbandes Baden-Württemberg. 

Deutsche Rentenversicherung Bund, 

Berlin 

Ausbildung behinderter Jugendlicher in den 22 Reha-Zentren über den 
Bedarf hinaus; Vereinbarung einer dreimonatigen Übemahmeregelung 
zur Erlangung von Berufspraxis. 

E.ON, Düsseldorf 

Aktion „Gleiche Chancen für alle“ Bundesweife Bereif sfellung von Aus- 
bildungs- und Prakfikapläfzen für behinderte und schwerbehinderte 
Jugendliche. 

KfW Bankengruppe, Frankfurt 

Praktika- und Ausbildungsmöglichkeiten für Jugendliche mif verschiede- 
nen Behinderungsarten in barrierefreien Ausbildungsstätten. 

Privates Förderzentrum für Körper- 
behinderfe Passau 

„Job-Chance-K“: Initiative zur beruflichen Integration körperbehinderter 
Jugendlicher in der Region Passau. Ziel ist es, für Schülerinnen und 
Schüler der K-Schule Passau berufliche Perspekfiven auf dem Aus- 
bildungs- und Beschäftigungsmarkt zu finden. 

METRO Group in Kooperation mit der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Berufs- 
bildungswerke, Düsseldorf und Berlin 

Modellversuch „Verzahnte Ausbildung Metro Berufsbildungswerke“; 
Ausbildung behinderter junger Menschen aus Berufsbildungswerken 
in Betrieben der Vertriebslinien der METRO Group. 

RWE Konzern, Düsseldorf 

„Ich pack das!“ Vorbereitung Jugendlicher und junger Erwachsener mit 
Behinderungen innerhalb eines Jahres auf den Beginn einer Berufs- 
ausbildung. 

Siemens, München 

Unterstützung der Initiative unter dem Motto „Ausbildung ist die beste 
Integration“ gleich durch mehrere Aktivitäten: Berufsvorbereitung, Kurs- 
besuche, Austausch von Auszubildenden und Angebot von Ausbildungs- 
plätzen für behinderfe und schwerbehinderte Jugendliche. 

TOTAL Deutschland GmbH in Koopera- 
tion mit dem Annedore-Leber-Berufs- 
bildungswerk Berlin 

Praxisnähe der Ausbildung des Annedore-Leber-Berufsbildungs-werkes 
Berlin durch Aufträge von TOTAL und Zusammenarbeif mit einer 
Projektgruppe von Auszubildenden von TOTAL. 

WDR Köln in Kooperation mit den Land- 
schaftsverbänden Rheinland und West- 
falen-Lippe und der BAG der betrieb- 
lichen Schwerbehindertenvertretungen 
in Deutschland e.V, Köln 

„Markt der Möglichkeiten“ Informationsveranstaltung zu Förder- 
möglichkeiten bei der Ausbildung und Beschäftigung behinderter 
Menschen. 


Aktivitätenbeispiele 

„Ausbildung ist die beste Integration für behinderte 
Jugendliebe“ von Siemens 

Motiviert durch den Besuch mehrerer Veranstaltungen 
der Initiative „Job - Jobs ohne Barrieren“ wurden im Jahr 
2005 Vertreter des damaligen Bundesministeriums für 
Gesundheit und Soziale Sicherung, der Bundesagentur 
für Arbeit sowie von Berufsbildungswerken zu einem Ge- 
spräch nach München eingeladen. Dabei und in zwei wei- 
teren Unterredungen wurden konkrete Aktivitäten be- 
schlossen, die schließlich im März 2006 vom „Council 
Germany“ (Personalleiter der 13 Siemens-Bereiche) der 
Siemens AG genehmigt wurden: 


1. Jährlich ab dem Geschäftsjahr 2006/2007 wird pro 
Siemens-Bereich mindestens ein behinderter Jugendli- 
cher zur Ausbildung eingestellt. 

2. ln drei weiteren Pilot-Aktivitäten wird mit einigen Be- 
rufsbildungswerken und dem Berufsausbildungswerk 
Mittelfranken bei der Berufsvorbereitung und Ausbil- 
dung für körper- und lembehinderfe Jugendliche ko- 
operierf. 

Ab März 2006 begann die Umsefzung der beschlossenen 
Akfivifäfen. Das Ziel von Siemens, versfärkf behinderfe 
Jugendliche auszubilden, wurde im Infemef bekannt ge- 
macht und auf einer Veranstaltung der Initiative vorge- 
stellt. Die Agenturen für Arbeit und die Öffentlichkeit 
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wurden ebenso informiert wie firmenintem die Betriebs- 
räte und Sehwerbehindertenvertrauenspersonen. Das 
Ergebnis der genannten Anstrengungen: Über 70 Bewer- 
bungen von behinderten und sehwerbehinderten Jugendli- 
ehen. Konzemweit konnten 13 Ausbildungsplätze für 
den Ausbildungsbeginn im Herbst 2006 erfolgreieh be- 
setzt werden (darunter zwei mit Frauen). 

Zusätzlieh begannen drei flankierende Pilot-Aktivitäten 
für die Integration von körper- und lembehinderten Ju- 
gendliehen ins Berufsleben. 

- ln Erlangen und Nürnberg nehmen seit Oktober 2006 
je seehs lembehinderte Jugendliehe aus dem Berufs- 
ausbildungswerk Mittelfranken an einer berufsvorbe- 
reitenden Bildungsmaßnahme bei Siemens teil. Ziel ist 
es, bis Juli 2007 die Jugendliehen zu einer ansehlie- 
ßenden Berufsausbildung in der Faehriehtung Metall 
(Metallbearbeitung) zu befähigen. Dies gesehieht un- 
fer regulären Arbeitsbedingungen im Metallbereieh 
von Siemens. Über das Bayerisehe Staatsministerium 
für Unterrieht und Kultus ist siehergestellt, dass die 
Teilnehmer an diesem Modell über den regulären ein- 
tägigen Berufssehulunterrieht hinaus einen zweiten 
Berufssehultag erhalten. 

- ln einer Kooperation mit dem Berufsbildungswerk 
Rummelsberg weehselten jeweils seehs Auszubil- 
dende der Siemens-Ausbildung Nürnberg und des 
BBW Rummelsberg kurzzeitig ihren Ausbildungs- 
standort und wurden zwei Woehen mit faehliehen 
Ausbildungsinhalten qualifiziert. Ziel dieser Kermen- 
lemphase war es, die Jugendliehen für das Thema Be- 
hinderung zu sensibilisieren. Naeh Aussagen der Aus- 
zubildenden war es eine sehr informative Phase - 
sowohl im Arbeitsumfeld, als aueh im zwisehen- 
mensehliehen Bereieh. 

- ln Kooperation mit versehiedenen Berufsbildungswer- 
ken (BBW Augsburg, Lembehinderungen; BBW 
St. Zeno in Kirehseeon, Lembehinderungen; BBW Mün- 
ehen für Hör- und Spraehgesehädigfe sowie ICP Mün- 
ehen, Körperbehinderangen) werden insgesamt 21 lem- 
und sinnesbehinderte Mensehen (daranter zwei Frauen) 
in Pneumatik und Office-Anwendungen in den Ausbil- 
dungszentren von Siemens in Augsburg und München 
qualifiziert. Auch hier geht es um Einblicke in eine re- 
ale Arbeitswelt, Herausforderangen für neue Lemsifua- 
tionen sowie um die Erhöhung der Motivation in der 
Ausbildung. Im ersfen Schritt wird eine zweiwöchige 
Grandschulung vermittelt. Dann sollen möglichst viele 
Teilnehmer in vorhandene Gruppen zum gleichen 
Thema integriert werden. Bei der Grundschulung, die 
im Herbst 2006 stattgefünden hat, ergaben sich keine 
besonderen Probleme, allerdings zeigten sich Abwei- 
chungen bei der Aufnahmefähigkeit des zu vermitteln- 
den Stoffes. Grundsätzlich konnte eine angenehme, 
aber anstrengende Arbeit festgestellt werden. Die Aus- 
bilder wollten möglichst allen Teilnehmenden ein höhe- 
res Lernniveau mitgeben. 

Die Gesamtkosten der Aktivitäten in Höhe von 
365 000 Euro teilen sich die Firma Siemens 


(265 000 Euro) und die Bundesagentur für Arbeif 
(100 000 Euro). 

Die Aktivifäf von Siemens belegt, dass die betriebliche 
Ausbildung behinderter Jugendlicher möglich ist, wenn 
die Leitung eines Unternehmens sich für dieses Ziel aus- 
drücklich einsefzf und die Interessenvertretungen der Be- 
schäftigten sowie die Beauftragten des Arbeitgebers 
beziehungsweise Personalverantwortliche Zusammen- 
arbeiten. Die Initiative „Ausbildung ist die beste Integra- 
tion für behinderfe Jugendliche“ wird von Siemens auch 
zukünftig weifergeführt werden. 

„Gleiche Chancen für alle“ von E.ON 

Auch E.ON will die betriebliche Ausbildung behinderter 
Jugendlicher im Unternehmen verbessern. Die Idee ent- 
stand im Rahmen der Auftaktveranstaltung „job - Jobs 
ohne Barrieren“ des damaligen Bundesministeriums für 
Gesundheit und Soziale Sicherung im September 2004 in 
Mainz. Angeregt durch die Tagung entwarf die E.ON- 
Konzemschwerbehindertenvertretung ein Konzept für die 
Befeiligung des Konzerns an der Bundesinifiafive. Nach 
konstruktiven Gesprächen mit Verantwortlichen des Per- 
sonalbereichs sowie Ausbildungsverantwortlichen wurde 
ein klares Bekenntnis zur Unterstützung einer eigenen 
Aktivität signalisiert. Mit einem Beschluss des Vorstands 
der E.ON AG konnte die finanzielle Basis für das Projekf 
gesichert werden. Danach begannen die Gespräche mit 
der Bundesagentur für Arbeit, den Integrationsfachdiens- 
ten sowie den Berufsbildungswerken, um die effiziente 
Zusammenarbeit bei der Besetzung von Ausbildungsstel- 
len und bei der Durchführung der Ausbildung sicher zu 
stellen. 

Um die notwendige Unterstützung im Konzern zu erhal- 
ten, setzte die Aktivität auf eine intensive interne Kom- 
munikation. Auf zahlreichen internen Veranstaltungen bei 
E.ON-Konzeraunteraeh-men und im Intranet wurde die 
Belegschaft über die Ziele und den Aufbau der Aktivität 
informiert. Die gute Unterstützung durch die Betriebsräte 
und Führungskräfte war ein wesentlicher Erfolgsfaktor. 
Bei der Kommunikation nach außen hat E.ON viele Mul- 
tiplikatoren und Medien genutzt: Bekanntmachung über 
Arbeitsagenturen und Integrationsämter, Informationen 
im Internet, Plakate sowie Hinweise auf die E.ON-Aktivi- 
tät durch das damalige Bundesministerium für Gesund- 
heif und Soziale Sicherung. 

Ein wesentliches Ziel der internen und externen Kommu- 
nikation war es, Vorurteile und Barrieren abzubauen, um 
jungen Menschen den Start ins Berufsleben zu erleich- 
tern. Initiativen wie „Gleiche Chancen für alle“ funktio- 
nieren nur, wenn alle Beteiligten ein gut abgestimmtes 
Netzwerk bilden. Der E.ON- Aktivität ist es in kurzer Zeit 
gelungen, die Zusammenarbeit mit den Agenturen für Ar- 
beit und den Integrationsämtera schnell und reibungslos 
zu gestalten. Hilfreich war auch die Unterstützung durch 
die Politik und die Industrie- und Handelskammern, die 
die Initiative begrüßten und positiv erwähnten. 

Im Ergebnis konnte E.ON dank der Aktivität „Gleiche 
Chancen für alle“ deutlich mehr behinderten jungen Men- 
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sehen einen Ausbildungsplatz anbieten als bisher. So 
wurden in den letzten zwölf Monaten 28 behinderte Ju- 
gendliche (davon fünf Frauen) in Ausbildung in verschie- 
denen Bereichen (wie Bürokommunikation, Industrie- 
mechanik, Elektronik, Küche) gebracht. Die Anzahl 
schwerbehinderter Auszubildender bei E.ON hat sich da- 
mit im Vergleich zu den Vorjahren fast verdoppelt. 

Die Integration von Menschen mit Behinderung wird zu- 
dem bei E.ON künftig auch formal noch besser institutio- 
nalisiert. So gibt es seit September 2005 für die deutschen 
Konzemuntemehmen eine einheitliche Integrationsver- 
einbarung. Sie formuliert verbindliche Regelungen für 
die Einstellung und Beschäftigung behinderter Men- 
schen, die barrierefreie Gestaltung von Arbeitsstätten und 
Sozialeinrichtungen, sowie für die Prävention am Ar- 


beitsplatz. Auch das ist ein Erfolg der Arbeit der Kon- 
zemschwerbehindertenvertretung der E.ON AG. „Gleiche 
Chancen für alle“ wird eine dauerhafte Aktivität bei 
E.ON AG bleiben und zu einem festen Bestandteil der 
Ausbildung werden. Sie belegt einmal mehr, dass eine be- 
triebliche Ausbildung behinderter Jugendlicher bei einem 
entsprechenden Untemehmenswillen und der Zusammen- 
arbeit aller Partner möglich ist. 

4.3.2 Schwerpunkt „Verbesserung der 
Beschäftigungschancen“ 

Es wurden 20 Aktivitäten zum Schwerpunkt „Verbesse- 
rung der Beschäfligungschancen“ als Best-Practice-Bei- 
spiel aufgenommen: 


Tabelle 32 


Aktivitäten im Schwerpunkt „Verbesserung der Beschäftigungschancen“ 


Durchführende 
(alphabetische Reihenfolge) 

Inhalt 

ACCESS Integrationsbegleitung in 
Kooperation mit sieben Werkstätten für 
behinderte Menschen im Arbeits- 
agentur-Bezirk Nürnberg 

Möglichkeit für Werkstattbeschäftigte und Sonderschulabgänger und 
Schulabgängerinnen, durch betreute Praktika in Betrieben Erfahrungen 
auf dem ersten Arbeitsmarkt zu sammeln mit dem Ziel der Vermittlung in 
eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. 

Arbeitsgemeinschaft der Schwerbehinder- 
tenvertretungen in der Hamburger 
Wirtschaft, Hamburg 

Unterstützung der Hamburger Schwerbehindertenvertretungen, Informa- 
tion über die Belange beschäftigter sowie Arbeit suchender behinderter 
Menschen, unter anderem durch Aktionen und Veranstaltungen sowie die 
Erstellung und den Versand des Informationsblattes „Info-Dienst“, 
Verleihung des 1999 ins Leben gerufenen „Integrationspreises“. 

Bayerische Staatsregierung, München 

Überreichung des Integrationspreises „Job Erfolg 2005“: Auszeichnung 
von bayerischen Unternehmen, die sich um die Integration schwerbehin- 
derter Menschen ins Arbeitsleben verdient gemacht haben. 

BiBeZ - Ganzheitliches Bildungs- und 
Beratungszentrum zur Förderung und 
Integration behinderter bzw. chronisch 
erkrankter Frauen und Mädchen e.V, 
Heidelberg 

Berufsorientierte Beratungsarbeit für Frauen mit Behinderung, Informa- 
tion und Beratung von Arbeitgebern und Interessensvertretungen von 
Beschäftigten, berufsorientierte Bildungs- und Qualifizierungsarbeit für 
Klientinnen, Arbeitgeber und Interessierte, Öffentlichkeitsarbeit sowie 
Netzwerkarbeit. 

Bundesanstalt für Gewässerkunde, 

Koblenz in Kooperation mit mehreren 
Werkstätten für behinderte Menschen 

Angebot eines breiten Ausbildungsspektrums und barrierefreier Zugang 
zu allen Bereichen zur Erweiterung der Möglichkeiten der Ausbildung 
und Beschäftigung von schwerbehinderten Menschen. 

DBS gGmbH, Wiesbaden 

Berufliche Integration von behinderten Menschen durch Entwerfen von 
Arbeitsinhalten in Zusammenarbeit mit Unternehmen und anschließende 
Auftragsvergabe an die „Integrationsfirma“ DBS gGmbH. 

DEICHMANN, Essen 

„DEICHMANN-Förderpreis“ - Bundesweiter Wettbewerb zu heraus- 
ragenden Job-Initiativen zur Verbesserung der beruflichen Zukunfts- 
perspektiven benachteiligter und behinderter Jugendlicher. 

Graf Deveci - Fit für den Markt, Bochum 

Mit dem Engagement „Integration durch Barrierefreiheit“ setzt sich die 
Firma „Graf Deveci - Fit für den Markt“ für behinderte, insbesondere 
blinde Menschen mit dem Ziel ein, diese in das Berufsleben zu 
integrieren. 
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noch Tabelle 32 


Durchführende 
(alphabetische Reihenfolge) 

Inhalt 

Handwerkskammer für Schwaben, 
Augsburg 

Hilfestellung zum Thema Schwerbehinderung im Handwerk; kompetente 
Unterstützung von Unternehmern, Beschäftigten und Auszubildenden. 

Hofgut Himmelreich, Kirchzarten 

„Unbehindert miteinander leben, arbeiten und lernen“ (Landessieger 
„Jugend in Arbeit“) mit dem Ziel, junge Menschen, vor allem mit einer 
geistigen Behinderung, nach Abschluss eines Eignungspraktikums in den 
ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. 

Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

REHADAT - TaXevAplm - Informationsportal mit praxisorientierten 
Antworten zu Ausbildung und Beschäftigung von Menschen mit 
Behinderungen. 

Iso-lnstitut in Kooperation mit Verdi und 
der IG Metall, Saarbrücken 

Entwicklung von Konzeptionen und Materialien zur Qualifikation ins- 
besondere von Schwerbehindertenvertretungen und Betriebs/Personal- 
räten für die Aufgabenbereiche Integration behinderter Menschen, 
Rehabilitation und Gesundheitsforderung. 

KfW Bankengruppe, Frankfurt 

Beschäftigung behinderter Menschen in unterschiedlichen Bereichen; 
gegebenenfalls, mit personeller Unterstützung für schwerstbehinderte 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Kreis Gütersloh in Kooperation mit 
Gütersloher Stiftung für psychisch kranke 
und geistig behinderte Menschen 

Verleihung des „Sozial-Oscar“ (alle zwei Jahre) an Unternehmen des 
Kreises Gütersloh, die sich durch engagierte, vorbildliche und nach- 
haltige berufliche Integration von Menschen mit psychischen Beein- 
trächtigungen oder geistiger Behinderung auszeichnen. 

Lebenshilfe Tübingen e.V. 

„JOB FIT“: Ambulante Qualifizierungsmaßnahme für junge Frauen und 
Männer mit einer geistigen Behinderung mit dem Ziel der langfristigen 
Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Die Konzeption zu 
„JOB FIT“ entstand durch die Erfahrungen, die mit dem Projekt „KOOP“ 
im Rahmen der Initiative „job - Jobs ohne Barrieren“ gemacht wurden. 

OBI Bau- und Heimwerkermärkte GmbH 
& Co. Franchise Center KG in Koopera- 
tion mit dem Berufsforderungswerk 
Frankfurt am Main, Frankfurt 

Integration behinderter Menschen aus Qualifizierungsmaßnahmen im 
Unternehmen OBI zunächst in Form vom Praktikaplätzen mit dem Ziel 
einer späteren Übernahme in ein festes Arbeitsverhältnis. 

Paul-Ehrlich-lnstitut, Langen 

Koordinierung des EQU AL -Projekts „Vieles ist möglich Tandem Partner 
in der Wissenschaft“ - Zugang beziehungsweise Rückkehr zum Arbeits- 
markt für schwerbehinderte Menschen in der Wissenschaft. 

Oberfinanzdirektion Münster 

Aktion „Schule und Beruf“ ln Zusammenarbeit mit Schulen für behin- 
derte Menschen, Rehabilitationseinrichtungen und Integrationsfach- 
diensten gibt die Oberfinanzdirektion Münster schwerbehinderten 
Jugendlichen die Möglichkeit, durch Praktika den Arbeitsalltag in ver- 
schiedenen Berufsbildern kennenzulemen. 

Stiftung Haus der Behinderten Bonn - 
Gustav Heinemann Haus 

Förderung unter einem Dach der medizinischen, medizinisch-beruf- 
lichen, beruflichen und sozialen Rehabilitation von Menschen mit 
Behinderung; Begegnungszentrum von Menschen mit und ohne 
Behinderung. 

Untemehmensforum - Arbeitgeber- 
Fachforum Integration e.V., Mainz 

Freiwilliger Zusammenschluss kleiner und großer Firmen zu einem Fach- 
forum der Arbeitgeberseite zu Fragen der Integration behinderter Men- 
schen in die Wirtschaft; neben dem bewährten Fachaustausch der 
Mitgliedsuntemehmen fungiert das Untemehmensforum als Gesprächs- 
und Diskussionspartner der Wirtschaft mit der Politik und nimmt an 
der öffentlichen Diskussion zu diesem Themenkomplex aktiv teil. 
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Aktivitätenbeispiele 

Fachberatung zur „Verbesserung der beruflichen 
Integration, Prävention und Qualiflzierung von 
schwerbehinderten Menschen im Schwäbischen 
Handwerk“ bei der Handwerkskammer für 
Schwaben 

Informations- und Beratungslücken in Handwerksbetrie- 
ben zu schließen, ist generelles Ziel des gemeinsamen 
Pilotprojekts der Handwerkskammer für Schwaben und 
des Zentrums Bayern Familie und Soziales - Region 
Schwaben - Integrationsamt, das seit dem Jahr 2001 
läuft. 

Da es sich bei Handwerksbetrieben oft um Kleinbetriebe 
handelt, die deswegen bei der Erhebung zur Ausgleichs- 
abgabe nicht erfasst werden, haben die Integrationsämter 
selbst nur geringe Chancen, direkt mit den Betrieben 
Kontakt aufzunehmen, um sie zu informieren und zu be- 
raten. Ein hoher Anteil dieser Kleinbetriebe wird aber 
durch das breite Beratungs- und Dienstleistungsangebot 
der Handwerkskammern erreicht. 

Die dortigen Strukturen werden von der Fachberatung ge- 
nutzt, um eine möglichst große Zahl von Handwerks- 
untemehmen zu informieren und zu beraten. Zur Um- 
setzung des Ziels wurde die Fachberatung bei der 
Handwerkskammer für Schwaben dem Geschäftsbereich 
Beratung und dort der Hauptabteilung „Betriebswirt- 
schaftliche Beratung“ zugeordnet. Die dortigen Berate- 
rinnen und Berater informieren in einem Netzwerk von 
Haupt- und Außenstellen das schwäbische Handwerk 
- auch in den Betrieben vor Ort - zu betriebswirtschaftli- 
chen, technischen und rechtlichen Fragen. Sie fungieren 
dabei als Türöffner, bieten die Beratungsleistung der 
Fachberatung aktiv an und stellen somit letztendlich die 
Beratungskontakte her. Weitere Multiplikatoren der Fach- 
beratung stellen die Handwerksvertretungen, namentlich 
die zehn Kreishandwerkerschaften als berufsübergrei- 
fende Zusammenschlüsse aller Innungen auf Stadt- oder 
Landkreisebene und die circa 150 Innungen als Zusam- 
menschluss von Unternehmern aus dem gleichen Ge- 
werbe, dar. 

Ergänzt wird diese Multiplikatorenarbeit durch die Öf- 
fentlichkeitsarbeit der Fachberaterin selbst, indem sie ihr 
Beratungsangebot in Veranstaltungen und Seminaren der 
Handwerkskammer für Schwaben unter anderem den 
Zielgruppen Unternehmer, Kreishandwerksmeister, Ober- 
meister, Ausbilder und Prüfer vorstellt oder über Themen 
ihres Beratungsbereiches auf externen Veranstaltungen 
referiert. Auch erhalten alle Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer von Meisterbildungskursen und Existenz- 
gründungsseminaren Informationen über diese spezielle 
Beratungsleistung. Der Schwerpunkt der Fachberatung 
bezieht sich auf den Erhalt von Arbeitsplätzen und da- 
rauf, Arbeitgeber zu überzeugen, dass es sich lohnt, diese 
zu erhalten. Dabei sind vor allem Informationen über die 
Leistungen des Integrationsamtes und der Bundesagentur 
für Arbeit bedeutsam. Weitere Beratungsschwerpunkte 
sind die Ausbildung einschließlich der Berücksichtigung 
besonderer Belange von Auszubildenden mit Behinde- 


rung bei der Gesellenprüfung, sowie die Gründung und 
Erhaltung einer selbstständigen beruflichen Existenz. 

Die überwiegende Zahl der Kundinnen und Kunden der 
Fachberatung erwarten im Rahmen einer Neueinstel- 
lungsabsicht in erster Linie einen geeigneten Mitarbeiter 
beziehungsweise eine geeignete Mitarbeiterin. Eine un- 
tergeordnete Rolle spielt dabei zunächst, ob der Bewerber 
oder die Bewerberin behindert ist. Allerdings zeigt sich, 
dass der besondere Kündigungsschutz nach § 85 SGB IX 
und der Zusatzurlaub nach § 125 SGB IX als Einstel- 
lungshemmnisse angesehen werden. Hier besteht vor al- 
lem Informationsbedarf über die Aufgaben des besonde- 
ren Kündigungsschutzes, über Zustimmungserfordemisse 
und Zustimmungsquoten, über Antragsverfahren und 
Verfahrensabläufe. Die Beratungstätigkeit der Fachbera- 
tung im schwäbischen Handwerk erfordert ein hohes Maß 
an fallbezogener Information, Unterstützung und Koordi- 
nation. 

„Unbehindert miteinander leben, arbeiten nnd 
lernen“ im Hofgnt Himmelreich 

Ziel der als Landessieger „Jugend in Arbeit“ ausgezeich- 
neten Aktivität „Unbehindert miteinander leben, arbeiten 
und lernen“ im Hofgut Himmelreich ist es, 13 junge Men- 
schen, vor allem mit einer geistigen Behinderung, nach 
Abschluss eines Eignungspraktikums in den ersten Ar- 
beitsmarkt zu integrieren, damit sie zusammen mit nicht 
behinderten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in einem 
Gastronomiebetrieb auf betriebswirtschaftlich gesicherter 
Basis Zusammenarbeiten. Das Projekt begann im Septem- 
ber 2004 und wird im Gasthof Himmelreich im Schwarz- 
wald realisiert. 

Während eines sechsmonatigen Einstiegspraktikums 
durchlaufen die behinderten Jugendlichen verschiedene 
Bereiche des Betriebs - Küche, Service Etage und gege- 
benenfalls den Außenbereich. Regelmäßig finden einmal 
in der Woche Schulungen sfaff, in denen die fachlichen 
Grundlagen der Gasfronomie vermittelt werden. In die- 
sem Zusammenhang wurde bei den Mitarbeitenden mit 
Behinderung deutlich, dass die Eingliederung in das Ar- 
beitsleben in der Gastronomie im Übergang von Schule in 
den ersten Arbeitsmarkt mehr Zeit erfordert als ursprüng- 
lich eingeplant. Die Einrichtung einer ehrenamtlichen Ar- 
beitsassistenz war daher dringend geboten. Die Aufgaben 
der Arbeitsassistenz sind unter anderem: 

- Begleitung der Mitarbeitenden während der Arbeits- 
zeit. Dabei achtet die Arbeitassistenz auf eine gleich- 
wertige und wertschätzende Kommunikation unter 
den Mitarbeitenden. Es soll kein „betreutes Arbeits- 
verhältnis“ entstehen, 

- Mithilfe bei der Suche nach einem adäquaten Arbeits- 
platz für die Mitarbeitenden (Gespräch mit Mitarbei- 
ter, Fachkraft und Projektleitung), 

- Bereitstehen für Aussprachen, Klärungen mit Fach- 
kräften und Eltern, 

- Beachtung der Fähigkeiten und Fertigkeiten des Mit- 
arbeiters, 



Drucksache 16/6044 


-60- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- Vermeidung und Abbau von Berührungsängsten und 
Vorurteilen, 

- Hilfestellungen bei der Suehe naeh einer der Behinde- 
rung gereehten Arb eits Struktur, 

- Einübung von Arbeitsvorgängen und -abläufen (zum 
Beispiel Serviettenfalten, Einsehenken, Abreehnen, 
Eindecken), 

- Hilfen beim Erlernen und Vertiefen fachlicher Kennt- 
nisse und F ertigkeiten. 

Wenn der behinderte Jugendliche nach dem Eingangs- 
praktikum 50 Prozent der Leistung eines nicht behinder- 
ten Mitarbeiters erbringt und selber die An- und Abfahrt 
zur Arbeit bewältigen kann, erhält er einen Vertrag nach 
dem regulären Hotel- und Gaststättentarif Den behinder- 
ten Jugendlichen wird so die Möglichkeit eröffnet, im 
Rahmen eines festen sozialversicherungspflichtigen Be- 
schäftigungsverhältnisses, unabhängig von Elternhaus 
und Sozialieistungen, ein selbstständiges Leben zu führen 
sowie ihre sozialen und fachlichen Fähigkeiten unter Be- 


weis zu stellen. Die Mitarbeitenden erhalten monatlich 
den Tariflohn von zurzeit 678 Euro brutto (halbe Stelle), 
der im ersten Jahr zu 50 Prozent von der Agentur für Ar- 
beit finanziert wird. 

Im Umgang mit den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 
konnte im Hofgut Himmelreich die Erfahrung gemacht 
werden, dass bei den geistig behinderten Menschen zwar 
ein hoher Bildungsbedarf vorhanden ist, aber auch eine 
hohe Lemmotivation besteht, die Lemfortschritte mög- 
lich macht. Mittlerweile konnten durch das Projekt wie 
geplant 13 behinderte Jugendliche (darunter sechs 
Frauen) in den ersten Arbeitsmarkt integriert werden. 

4.3.3 Schwerpunkt „Stärkung der betrieblichen 
Prävention“ 

Insgesamt wurden neun Aktivitäten zum Schwerpunkt 
„Stärkung der betrieblichen Prävention“ vom Gremium 
zur Initiative zur Bekanntmachung als Best-Practice-Bei- 
spiel aufgenommen: 


Tabelle 33 


Aktivitäten im Schwerpunkt „Stärkung der betrieblichen Prävention“ 


Durchführende 
(alphabetische Reihenfolge) 

Inhalt 

Arbeit und Leben DGB/VHS 

Hamburg e.V 

Beratungsprojekt „handicap“ zur betrieblichen Schwerbehindertenpolitik 
für Betriebs- und Personalräte in Klein- und Mittelbetrieben ohne 
Schwerbehindertenvertretung. Aktivierung betrieblichen Handlungs- 
potentials zur Sicherung der Beschäftigung behinderter Menschen 
durch betriebliche Präventionsmaßnahmen. 

Arbeitsgemeinschaft Deutscher Berufs- 
förderungswerke, Berlin in Kooperation 
mit dem Institut für Qualitätssicherung in 
Prävention und Rehabilitation GmbH an 
der Deutschen Sporthochschule Köln 

„EIBE“: Definierung von Kriterien für ein betriebliches Eingliederungs- 
management in den deutschen Berufs fÖrderungswerken und Entwicklung 
von Produkten, die die Prozesseinführung fordern. Modellentwicklung 
zur Einführung des betrieblichen Eingliederungsmanagements in den 
Berufsförderungswerken, was auch für kleine und mittlere Unfemehmen 
eine Handlungshilfe biefef. 

Arbeitskammer des Saarlandes, 
Saarbrücken 

„Aktionen und Maßnahmen zur Förderung der Umsetzung eines Betrieb- 
lichen Eingliederungsmanagements im Saarland“ durch die Arbeits- 
kammer des Saarlandes: Durchführung von Veransfaltungen, Berichten 
und Abfragen zum Stand des betrieblichen Eingliederungsmanagements 
in Unternehmen und Dienststellen des Saarlandes. Vernetzung, Schulung 
und Sensibilisierung von betrieblichen Akteuren, Multiplikatoren und 
Rehabilitationseinrichtungen mit Hilfe des Gesundheitsnetzwerkes 
ARGUS (Informations- Beratungs- und Kommunikationsplattform). 

Beratungsinitiative Hamburg 

Entwicklung einer breit gefächerten Infrastruktur zur Unterstützung des 
betrieblichen Eingliederungsmanagements. Vermittlung von Arbeits- 
material und Konzepten für die Durchführung des betrieblichen 
Eingliederungsmanagements an Unternehmen. 
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Durchführende 
(alphabetische Reihenfolge) 

Inhalt 

Fleischerei-Berufsgenossen-schaft in 
Kooperation mit der IKK Südwest-Direkt 
und der Fleischerinnerung des Saarlandes, 
Saarbrücken 

Abschluss einer Kooperationsvereinbarung für die Durchführung eines 
betrieblichen Eingliederungsmanagements mit dem Ziel, den Arbeit- 
gebern von klein- und mittelständischen Unternehmen Hilfestellungen 
bei der Umsetzung des betrieblichen Eingliederungsmanagements 
zukommen zu lassen. 

Ford- Werke GmbH, Köln und Saarlouis 

Ausbau des bestehenden erfolgreichen Eingliederungsmanagements 
durch Intensivierung der Zusammenarbeit mit den Rehabilitationsträgem 
und damit Optimiemng der Schnittstelle zwischen Unternehmen und 
Mitarbeitern. 

Forschungsinstitut Betriebliche Bildung 
gGmbH, Nürnberg 

Entwicklung verschiedener Informations- und Beratungsangebote zur 
Unterstützung von Personalverantwortlichen, Personal- und Schwer- 
behindertenvertretungen insbesondere für kleine und mittlere Unter- 
nehmen. Gewinnung und Unterstützung kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen für das betriebliche Eingliederangsmanagement z. B. durch 
Handlungsleitfäden, ein Intemetportal oder die Fördemng von 
Nefzwerken regionaler Bildungsanbiefer. 

MundA GmbH, Essen 

Enfwicklung eines Verfahrens der Qualifäfssichemng von Präventions- 
und Rehabilitationsdienstleistungen zur Beschäftigungssichemng insb. in 
kleinen und mittleren Betrieben sowie die Entwicklung eines Zertifikates 
für Gesundheifsdiensfleisfer, die die Arbeifgeber bei der Durchfühmng 
des betrieblichen Eingliedemngsmanagements unterstützen und eines 
Prädikates für Unternehmer, die das betriebliche Eingliedemngs- 
management umsetzen. 

SIZ Care GmbH, Hamburg 

Forum zum „Betrieblichen Eingliederangsmanagement“ zur Erläuterung 
der Regelung nach § 84 Abs. 2 SGB IX unter Berücksichtigung mög- 
licher rechtlicher Folgen, der Stellungnahmen der Gewerkschaften 

Ver.di und IG-Metall, sowie den Arbeitnehmer- und Arbeitgeber- 
vorteilen bezüglich des betrieblichen Eingliederungsmanagements. 


Aktivitätenbeispiele 

Betriebliches Eingliederungsmanagement in der 
Ford- Werke GmbH 

Die Ford- Werke GmbH mit knapp 24 000 Mitarbeitern in 
Deutschland ist das erste Unternehmen in Europa, das für 
seinen herausragenden „Disability Management Prozess“ 
zertifiziert wurde. Das Unternehmen betreibt ein syste- 
matisches betriebliches Eingliederungsmanagement be- 
reits seit dem Jahr 2001. Es begann mit einem Projekt, bei 
dem 300 Mitarbeiter, die aufgrund gesundheitlicher Pro- 
bleme nicht mehr produktiv tätig waren, wieder vollstän- 
dig in die Produktion eingegliedert worden sind. Über die 
Jahre hat sich aus dem Projekt ein mit Engagement und 
Begeisterung gelebter Prozess entwickelt. 

Jede gesundheitliche Veränderung von Beschäftigten, die 
die Fähigkeit beeinflusst, den Anforderungen eines Ar- 
beitsplatzes gerecht zu werden und dadurch die Möglich- 
keit des Eintritts einer Behinderung annehmen lässt, ist 
bei Ford als Anlass für ein betriebliches Eingliederungs- 
management. Fehlzeitenmuster werden als Frühwarnsys- 
tem genutzt, um Ursachen zu ermitteln, gezielt gegenzu- 


steuem und den Beschäftigten zu helfen, ihre Probleme 
zu überwinden oder Veränderungen an Arbeitsplätzen 
vorzunehmen. Im Vordergrund steht dabei die Aufrecht- 
erhaltung der Gesundheit durch Prävention, um persönli- 
che Lebensqualität und dauerhafte Leistungsfähigkeit am 
Arbeitsplatz sowie Arbeitsplatzerhalt sicherzustellen. 
Durch die Einführung eines befrieblichen Eingliederungs- 
managemenfs mif eigens für diese Aufgabe freigesfellfen 
Beschäftigten ist es gelungen, ein ganzheitliches, nach- 
haltiges Konzept zu entwickeln, das von den Sozialpart- 
nern uneingeschränkt unterstützt wird. Folgende Prozess- 
elemente werden genutzt: 

- Ergonomische Arbeitsplatzgestaltung, 

- Arbeitsmedizin und Angebote der Primärprävention, 

- optimierte Arbeitssicherheitsprogramme, 

- individuelle Erfassung von Mitarbeiterfähigkeiten und 
Arbeitsplatzanforderungen, sowie die Benutzung ei- 
nes Profilvergleichssystems (IMBA) zum optimalen 
Arbeitseinsatz, 
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- strukturierte Rehabilitations- und Integrationspro- 
zesse, 

- Netzwerke im Sozialversieherungssystem und Koope- 
ration mit Leistungsträgem, 

- innerbetriebliehe Weiterbildungsangebote, 

- soziale Beratung und Unterstützung. 

An den Standorten der Ford- Werke GmbH in Deutseh- 
land (Köln und Saarlouis) existieren inzwischen 13 Inte- 
grationsteams, jeweils mit Vertretern des Betriebsrates, 
der Schwerbehindertenvertretung, des Personalwesens, 
des betrieblichen Gesundheitswesens und dem betriebli- 
chen Vorgesetzten sowie einem Mitarbeiter des zentralen 
Disability Managements. Folgende Maßnahmen wurden 
im Jahr 2006 von den Integrationsteams durchgeführt: 

- 1 085 Fälle wurden insgesamt behandelt, 

- davon 343 stufenweise Wiedereingliedemngen, 

- 474 Arbeitsplatzanfordemngsprofile wurden erstellt, 

- 277 Mitarbeiterfähigkeitsprofile wurden erstellt, 

- 34 Runde Tische mit Betriebskrankenkasse und medi- 
zinischem Dienst der Kassen wurden abgehalten und 
402 Fälle besprochen, 

- sechs Runde Tische mit Betriebskrankenkassen, dem 
Medizinischen Dienst der Krankenkassen und der 
Deutschen Rentenversicherang Rheinland (DRVR) 
wurden abgehalten und 48 Fälle besprochen. 

Zur Weiterentwicklung und kontinuierlichen Verbesse- 
rung der Disability Management Prozesse tagt regelmä- 
ßig ein Steuerkreis unter Leitung des Disability Managers 
mit Vertretern der Geschäftsleitung des Unternehmens 
und des Betriebsrates. 

„EIBE“: Eine Aktivität der Arbeitsgemeinschaft 
Dentscher Bernfsfördernngswerke in Kooperation mit 
dem Institnt für Qnalitätssichernng in Prävention nnd 


Rehabilitation GmbH an der Dentschen 
Sporthochschnle Köln 

Das Projekt „EIBE“ hat zum Ziel, bundesweit in den Be- 
mfsforderungswerken Kriterien für ein befriebliches Ein- 
gliedemngsmanagemenf zu definieren und Produkfe zu 
enfwickeln, die die Prozesseinfühmng fordern. 

Im Vordergrand sieht das Ziel, ein Modell zur Einführung 
eines betrieblichen Eingliederangsmanagements für die 
eigenen Beschäftigten in den BerafsfÖrderangswerken zu 
entwickeln, das auch für kleine und mittelgroße Unter- 
nehmen eine attraktive und effektive Handlungshilfe dar- 
stellen kann. Bei den BerafsfÖrderangswerken handelf es 
sich meisf um mittelgroße Dienstleister im Bildungsbe- 
reich, die über umfassende Kompetenzen in der berufli- 
chen Rehabilitation und Integration verfügen. In der Kon- 
zeption des befrieblichen Eingliederungsmanagemenfs 
sieht die Anwendung mit dieser Zielgrappe im Fokus der 
Entwicklung. Im weiteren Projektverlauf soll aber zuneh- 
mend auch die Zielgrappe der kleinen und kleinsten Un- 
ternehmen in den Mittelpunkt rücken. Zu den Einzelhei- 
ten des Projekts siehe Abschnitt 2.8. 

4.4 Öffentlichkeitsarbeit 
Veranstaltungen 

Im Rahmen der Initiative „job - Jobs ohne Barrieren“ 
sind insgesamt zehn Veranstaltungen durchgeführt wor- 
den. Fünf Veranstaltungen wurden mit Mitteln der Initia- 
tive aus dem Ausgleichsfonds in Höhe von insgesamt 
rund 80 000 Euro unterstützt, das heißt mit lediglich rund 
drei Prozent der insgesamt der Initiative zur Verfügung 
sfehenden Mittel. Für die fünf weiferen Veranstaltungen 
konnten Partner gewonnen werden, die die finanziellen 
Aufwendungen übernahmen. Zielgrappe aller Veranstal- 
tungen waren die betrieblichen Akteure, also Arbeitgeber, 
Arbeitgebervertreter (Beauftragte der Arbeitgeber), Mit- 
glieder von Beschäftigtenvertretungen (wie Vertrauens- 
personen schwerbehinderter Menschen) und Vertreter und 
Vertreterinnen von Organisationen, die sich mit der Teil- 
habe behinderter Menschen am Arbeitsleben befassen. 


Tabelle 34 


Veranstaltungen im Rahmen der Initiative 


Federführender Veranstalter 

Schwerpunkt 

Ort und 
Termin 

Bundesministerium für Gesundheif und 
Soziale Sicherung 

Alle, Auftaktveranstaltung 

Mainz am 

14. Septem- 
ber 2004 

Unteraehmensforum 

Förderung der Ausbildung 

Frankfurt 
a. M. am 

4. März 2005 

Arbeifsgemeinschaff der Deufschen 

B erafsfÖrderangswerke 

Verbesserung der Beschäftigungschancen 

Erfurt am 

28. April 2005 
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Federführender Veranstalter 

Schwerpunkt 

Ort und 
Termin 

Deutsche Vereinigung für Rehabilitation 

Stärkung der betrieblichen Prävention 

Berlin am 

1. Juli 2005 

Fortbildungsakademie der Wirtschaft 

Alle, Zwischenbilanzveranstaltung 

Hamburg am 

4. Oktober 
2005 

Deutsche Vereinigung für Rehabilitation 

Stärkung der betrieblichen Prävention 

Berlin am 

18. Novem- 
ber 2005 

DBS gGmbH 

Verbesserung der Beschäftigungschancen 

Wiesbaden 
am 12. Juni 
2006 

E.ON AG 

Förderung der Ausbildung 

Düsseldorf 
am 18. Sep- 
tember 2006 

Deutsche Vereinigung für Rehabilitation 

Stärkung der betrieblichen Prävention 

Stuttgart am 

3. November 
2006 

Oberfinanzdirektion Münster 

Verbesserung der Beschäftigungschancen 

Münster am 

26. April 2007 


An den Veranstaltungen nahmen zwischen 170 und 460, 
insgesamt über 2 500 Personen teil. Auf besonders großes 
Interesse stießen neben der Auftaktveranstaltung vor al- 
lem die Schwerpunktveranstaltungen zur Stärkung der 
betrieblichen Prävention, was den bereits dargelegten In- 
formationsbedarf bestätigt. Auch die übrigen Veranstal- 
tungen zu den Schwerpunktbereichen „Förderung der 


Ausbildung“ und „Verbesserung der Beschäftigungs- 
chancen“ waren unter Berücksichtigung der fachspezifi- 
schen Themen Ausbildung und Beschäftigung behinder- 
ter Menschen außerordentlich gut besucht. 

Der Anteil an Besuchern, die in Unternehmen und 
Dienststellen Verantwortung für die Beschäftigung behin- 


Abbildung 7 

Zahl der Teilnehmenden an den einzelnen Veranstaltnngen 



Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
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derter Menschen tragen (sowohl von Arbeitgeber- als 
auch Arbeitnehmerseite) war mit durchschnittlich über 
40 Prozent hoch. Zwei Veranstaltungen beschäftigten sich 
mit dem Schwerpunkt „Förderung der Ausbildung“ und 
jeweils drei mit der „Verbesserung der Beschäfti- 
gungschancen“ sowie der „Stärkung der betrieblichen 
Prävention“. Bei zwei Veranstaltungen handelte es sich 
um Querschnittsveranstaltungen, in denen alle Schwer- 
punkte und damit die Teilhabe behinderter Menschen am 
Arbeitsleben insgesamt thematisiert worden sind. Auf al- 
len Veranstaltungen wurden Best-Practice-Beispiele vor- 
gestellt, die andere Unternehmen und Dienststellen dazu 
motivieren sollten, sich den Zielen der Initiative anzu- 
schließen. Beteiligt haben sich dabei unter anderem die 
Berliner Stadtreinigungsbetriebe, die Bundesanstalt für 
Gewässerkunde, die bksys Systemplanung, Bosch, 
Boehringer Ingelheim Pharma GmbH & Co KG, 
DaimlerChrysler AG, EDEKA, E.ON, Ford Werke 
GmbH, Fraport AG, Füngeling Router gGmbH, Hand- 
werkskammer für Schwaben, METRO Group, Ober- 
finanzdirektion Münster, OBI, Optonet, Siemens, WDR 
und ZDF. Bei allen Veranstaltungen bestand die Möglich- 
keit, sich an Informationsständen verschiedener Ausstel- 
ler über Themen im Zusammenhang mit der Teilhabe 
behinderter Menschen am Arbeitsleben gezielt zu infor- 
mieren. 

Durch die Veranstaltungen entstanden viele Netzwerke 
zwischen Unternehmen und Verbänden sowie Organisa- 
tionen. Daneben gelang es aber auch, die Motivation von 
Unternehmen zu wekken, eigene Aktivitäten zur Förde- 
rung und Verbesserung der Ausbildung und Beschäfti- 
gung behinderter Menschen im Rahmen der Initiative zu 
starten. So wären beispielsweise die bereits vorgestellten 
Aktivitäten der E.ON AG und Siemens ohne die Veran- 
staltungen nicht zu Stande gekommen. 

Internetauftritt und E-Mail-Newsletter 

Der Intemetauftritt der Initiative ist auf der Homepage 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
(www.bmas.bund.de) in die Rubrik „Teilhabe behinderter 
Menschen“ integriert. Er kann aber auch direkt 
(www.jobs-ohne-Barrieren.de) erreicht werden. Er ent- 
hält die Rubriken „Aktuelles“, „Entstehungsgeschichte“, 
„Wir sind schon dabei“, „Beteiligen Sie sich“, „Veranstal- 
tungsberichte“ sowie „job in den Medien“. Um das Inter- 
netangebot auch für gehörlose oder hörgeschädigte Men- 
schen besser nutzbar zu machen, ist es mit Hilfe von 
Gebärdensprachfilmen dargestellt worden. Zwischen Fe- 
bruar 2006 und April 2007 wurden im Monat durch- 
schnittlich über 10 000, insgesamt über 156 000 Seiten 
des Intemetauftritts aufgerufen. 

Erfreulich ist, dass sich das Interesse in den letzten Mona- 
ten insgesamt noch steigerte. Mit 17 260 Seitenabrufen 
wurde im März 2007 ein neuer Höchststand erreicht. Al- 
lein die Rubrik „Wir sind schon dabei“ weist bislang über 
42 000 Seitenabrufe auf Auf großes Interesse stößt aber 
beispielsweise auch die Rubrik „Veranstaltungsberichte“ 
und die dortigen Anlagen. So wurde der Tagungsreader 


zur Veranstaltung mit dem Schwerpunkt „Stärkung der 
betrieblichen Prävention“ am 3. November 2006 nach 
seiner Veröffentlichung innerhalb von zehn Tagen über 
1 700 mal aufgerufen und gehörte damit für diesen Zeit- 
raum zu den zehn meistgelesenen PDF-Dokumenten (von 
über 4 200) der Homepage des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales. 

Daneben wurden die Initiative, ihre Projekte und Aktivi- 
täten auch auf den Homepages zahlreicher Mitglieder der 
Initiative und Projektdurchführenden ausführlich vorge- 
stellt. So bietet beispielsweise die Homepage des Sozial- 
verbandes VdK Deutschland (www.vdk.de) regelmäßig 
aktuelle Informationen zur Initiative an. Eine sehr um- 
fangreiche Homepage weist das Projekt der Universität 
Hamburg auf, die den Modellversuch „VAMB - Ver- 
zahnte Ausbildung METRO Group mit Berufsbildungs- 
werken“ wissenschaftlich begleitet hat (siehe auch das 
bereits vorgestellte Projektbeispiel). 

Der Bekanntheitsgrad der Initiative im Internet hat sich 
seit Beginn der Initiative deutlich erhöht. Wies die 
Intemetsuchmaschine „Google“ im Februar 2005 erst 
1 920 Einträge auf, waren es im August 2005 bereits 
13 900. Seit November 2005 lagen die Zahlen der Ein- 
träge stets bei jeweils über 20 000 Einträgen, Ende März 
2007 bei 23 400. Eine ähnliche Entwicklung zeigen stich- 
punkthafte Überprüfungen anderer Suchmaschinen wie 
„web.de“, „yahoo.de“ und „msn.de“. 

Der kostenlose E-Mail-Newsletter des Bundesministe- 
riums für Arbeit und Soziales zu „Behinderung“ und zur 
Initiative „job - Jobs ohne Barrieren“, der jeweils bei ak- 
tuellen Ereignissen (wie Veranstaltungsankündigungen, 
Broschüreneuaufiagen, Projektabschlüsse etc.) verschickt 
wird, hat mittlerweile über 37 000 Abonnenten und ist 
damit der zweiterfolgreichste fachbezogene E-Mail- 
Newsletter des Ministeriums, knapp hinter dem zum 
Thema „Rente“. Seit dem Start der Initiative im Jahr 2004 
konnte damit die Zahl der Abonnenten des ursprüngli- 
chen E-Mail-Newsletter „Behinderung“ des damaligen 
Bundesministeriums für Gesundheit und Soziale Siche- 
rung (rund 12 000 Abonnenten) mehr als verdreifacht 
werden. 

Broschüren 

Die Broschüre „job - Jobs ohne Barrieren: Leistungen an 
Arbeitgeber, die behinderte oder schwerbehinderte Men- 
schen ausbilden oder beschäftigen“ informiert über staat- 
liche Förderleistungen, die Arbeitgeber für die Ausbil- 
dung oder Beschäftigung behinderter Menschen erhalten 
können und nennt die jeweils zuständigen Leistungsträ- 
ger. Daneben enthält sie aber auch aktuelle Informationen 
zur Initiative, wie zum Umsetzungsstand und zu Projekt- 
ergebnissen, und Hinweise auf Bundes- und Länder- 
sonderprogramme . 

Ursprünglich war die Broschüre lediglich als Beilage zur 
Tagungsmappe der Auftaktveranstaltung am 14. Septem- 
ber 2004 beim ZDF in Mainz mit einer Auflage von 
500 Exemplaren angefertigt worden. Nachdem jedoch be- 
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reits eine Woche nach der Veranstaltung mehr als 
8 000 Anforderungen beim damaligen Bundesministe- 
rium für Gesundheit und Soziale Sicherung eingegangen 
waren, wurde die Beilage als Broschüre ausgestaltet und 
in einer ersten Auflage mit 25 000 Exemplaren herge- 
stellt. Im März 2007 erschien mittlerweile die dritte voll- 
ständig überarbeitete Auflage der Broschüre, die neben 
der Darstellung von Fördermöglichkeiten auch einen Ein- 
blick in die Projektarbeiten anhand von je einem Projekt- 
beispiel zu jedem Schwerpunkt gewährt. Insgesamt wur- 
den bislang über 130 000 Broschüren angefordert. Die 
Broschüre steht auch zum kostenlosen Download auf den 
Intemetseiten des Bundesministeriums für Arbeit und So- 
ziales zu Verfügung und wurde alleine von Februar 2006 
bis März 2007 über 10 000 mal heruntergeladen. 

ln weiteren sechs Broschürentiteln zum Thema Behinde- 
rung mit einer Gesamtauflage von ca. 300 000 Exempla- 
ren ist die Initiative beworben worden, ln der Publikation 
„Soziale Sicherung im Überblick“ wurde jedes Jahr eine 
detaillierte Darstellung der Initiative abgedruckt. Insge- 
samt sind von dieser Broschüre 460 000 Exemplare in 
deutscher Sprache erstellt worden, 85 000 Exemplare in 
englischer, französischer, spanischer, italienischer und 
türkischer Sprache. 

DVD und sonstige Medien 

Auf der Neuauflage der DVD „Barrierefreies Internet“, die 
im Mai 2005 in einer Gesamtauflage von 10 000 Exem- 
plaren erschien, war auch ein Beitrag über die Ziele der 
Initiative in Form eines Interviews mit der damaligen 
Bundesministerin für Gesundheit und Soziale Sicherung, 
Ulla Schmidt, enthalten. 

Im September 2006 erschien die DVD „job - Jobs ohne 
Barrieren“ mit einer Auflage von 5 000 Exemplaren, die 
neben einem Interview mit dem Bundesminister für Ar- 
beit und Soziales, Franz Müntefering, auch vier Projekte 
(„3 B“ der pebb GmbH, „Fit für Arbeit“ der Füngeling 
Router gGmbH, „Jobbrücke“ des Diakonischen Werkes 
Berlin-Brandenburg-Schlesische Oberlausitz und „VAMB“ 
der Universität Hamburg) vorstellt und umfassende Infor- 
mationen über die Initiative bereithält. Aufgrund der gro- 
ßen Nachfrage mussten bereits im November 2006 und 
Mai 2007 weitere Exemplare der DVD nachgepresst wer- 
den. 

Die Filmbeiträge der DVD wurden im Jahr 2006 in der 
Sendereihe Arbeitsmarkt Report bei den Fernsehsendern 
FAB-Femsehen Berlin, Rhein-Main-TV, Elbe-TV und 
Frankfurt TV ausgestrahlt. Weiterhin wurden sie über 
„Job TV24“, Rhein-Main-TV und FAB über terrestrische 
Frequenzen und Satellit bundesweit ausgestrahlt, wobei 
die Sendungen von einigen Sendern mehrfach wiederholt 
wurden. „Job-TV-24“ stellte Ausschnitte auch ins Inter- 
net. Die jeweiligen Einschaltquoten der einzelnen Sender 
lagen zwischen 30 000 bis 240 000. Im Jahr 2007 wurde 
und wird der Film noch einmal gesendet bei Rhein-Main- 
TV, FAB-Berlin, Thüringen TV, Elbemedien, Job-TV-24. 

Auch in zahlreichen sonstigen Medien erschienen Be- 
richte über die Initiative und deren Projekte sowie Aktivi- 


täten. Im Internet sind unter der Rubrik „job in den 
Medien“ bislang 36 Berichte eingestellt, die dem Bundes- 
ministerium für Arbeit und Soziales bekannt sind. Neben 
Veröffentlichungen in Fach- und Organisationspublika- 
tionen gab es auch Veröffentlichungen in regionalen und 
überregionalen Tageszeitungen. Daneben informierten 
aber auch die Mitglieder der Initiative regelmäßig über 
die Entwicklungen durch Newsletter, Rundschreiben, Or- 
ganisations- und Verbandszeitungen etc. 

4.5 Ausblick 

Aufgrund des nach wie vor bestehenden großen Bedarfs 
an Information und Aufklärung über rechtliche Rahmen- 
bedingungen und Möglichkeiten, behinderte Menschen 
betrieblich auszubilden und auf dem allgemeinen Arbeits- 
markt zu beschäftigen, sowie zur Stärkung der betriebli- 
chen Prävention sah bereits der Koalitionsvertrag vom 
11. November 2005 eine Fortsetzung der Initiative „job - 
Jobs ohne Barrieren“ vor. 

Am 30. November 2006 empfahl der Beirat für die Teil- 
habe behinderter Menschen dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales, eine Fortsetzung der Initiative von 
Mitte 2007 bis Ende 2010 mit drei Millionen Euro aus 
Mitteln des Ausgleichsfonds zu unterstützen. Als Ko- 
finanzierung werden zwei Millionen Euro aus dem Euro- 
päischen Sozialfonds zur Verfügung gestellt. Daneben ha- 
ben bereits zahlreiche Unternehmen ihre Unterstützung 
zugesagt. So haben sich die METRO Group, E.ON und 
Siemens nicht nur bereit erklärt, Veranstaltungen durch- 
zuführen, sondern werden auch ihre bisherigen Aktivitä- 
ten zur Förderung der Ausbildung behinderter Jugendli- 
cher weiter ausbauen. 

Bei der Fortsetzung der Initiative sollen bewährte Ele- 
mente beibehalten werden, insbesondere 

- die drei Schwerpunkthemen (Ausbildung, Beschäfti- 
gung und betriebliche Prävention), 

- der Wettbewerb innovativer Umsetzung: Inhalte von 
Projekten und Aktivitäten werden nicht vorgegeben, 
sondern von den Beteiligten zu den Schwerpunktthe- 
men entwickelt, 

- die Gliederung in Projekte, Aktivitäten und Öffent- 
lichkeitsarbeit, 

- die Struktur: ein Beirat für das Grundsätzliche und ein 
Gremium insbesondere für die Entscheidungen über 
die Förderung einzelner Projekte, 

- das Multiplikatorensystem zur Einbindung von Unter- 
nehmen über Veranstaltungen und Projekte, 

- das Veranstaltungskonzept, das heißt jedes Jahr zu- 
mindest eine Veranstaltung zu jedem Schwerpunkt, 

- die angemessene Berücksichtigung der Belange behin- 
derter und schwerbehinderter Frauen („Gender Main- 
streaming“) als Querschnittsaufgabe. 

Daneben erscheinen bei der Fortsetzung folgende Anpas- 
sungen sinnvoll: 
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- Die Übergänge zwischen den verschiedenen Phasen 
des Erwerbslebens (wie von der Schule in die Ausbil- 
dung, von der Ausbildung in den Beruf) werden unter 
dem Motto „Job - Job organisiert Brücken“ noch stär- 
ker berücksichtigt. 

- Die Initiative wird auf weniger, aber großflächigere 
Projekte konzentriert. So können Ansätze, die sich im 
Laufe der bisherigen Initiative als erfolgversprechend 
erweisen, unter Berücksichtigung der genannten Über- 
gänge in der Fläche erprobt und die bisher in den Pro- 
jekten erreichte Bildung von regionalen Netzwerken 
zu überregionalen weiterentwickelt werden. 

- Die Initiative will stärker die Grundsicherungsträger 
nach dem SGB 11 einbinden, da diese für knapp 
60 Prozent der arbeitslosen schwerbehinderten Men- 
schen zuständig sind. 


- Das Programm „JobdOOO“, an dem auch die Länder 
finanziell beteiligt sind, wird als Aktivität in die Initia- 
tive eingebunden. 

- Das Modell der verzahnten Ausbildung soll als Stan- 
dardangebot in jedem Berufsbildungswerk eingetührt 
werden, da es die beruflichen Integrationschancen be- 
hinderter Jugendlicher deutlich erhöht. 

- Die Rehabilitationsträger sollen gemäß ihrer Informa- 
tionsverpflichtungen stärker auf gesetzlichen Regelun- 
gen, wie zum Beispiel auf die Prüfpfiicht nach § 81 
Abs. 1 SGB IX, hinweisen. 

Indem auch künftig Arbeitgeber sensibilisiert und gleich- 
zeitig Arbeitsplätze finanziell gefördert werden, leistet 
die Bundesregierung einen nachhaltigen Beitrag zur Be- 
schäftigung schwerbehinderter Menschen. 
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